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Vorbemerkung

Mit I{eft 3 zu Band 200 der ,,Statistik der Bundesrepublik Dcutschland" wird die Veröfentlichung der Ergebnisse der Bundestags-

wahl 1957 abgeschlossen. Band 200 mit dem Titel ,,Die Wahl zum 3. Deutschen Bundestag am 15, September 195?" umfaßt danach

folgende Einzelhefte:

Ifeft l: Allgemeine Wahlergebnisse nach Ländern und Wahlkreisen

Heft 2: Wahlbeteiligung und Stimmabgabe nach Geschlecht und Alter der Wähler - Ergebnisse einer Repräsentativstatistik

Heft 3: Textheft

Heft 4: Allgemeine §'ahlergebnisse nach Regierungsbezirken, kreisfreien Städten und Landkreisen.

In dem vorliegenden Ifeft 3 werdcn die Zahlen in den Heften I, 2 und 4 textlich erläutert, nachdem, soweit nötig, zunächst auf die

Rechtsgrundlagen und die Wahlrechtsent'rvicklung seit 1949 eingegangen worden ist. In den Text sind zahlreiche Tabellen und Schau-

bilder eingestreut, Sie haben den Zweck, das Gcsagte noch weiter zu verdeutlichen und. sollen es dem Leser darüber hinaus erspareno

beim Studium des Textes immer wieder auf dic 'fabcllenhefte zurückgreifen zu müssen, Neu ist die ausführliche Wiedergabe der bei

der Berechnung der Sitzverteilung angefallenen Zahlcn im Anhang.

Neben den allgemeinen Wahlergebnissen der Totalauszählung werden auch die Ergebnisse einer Repräsentativstatistik zur Fest-

stellung der Wahlbeteiligung und Stimmabgabe der }Iänner und Fraueu nach Altersgruppen in Stadt und Land sowie nach dem Anteil
der Hauptbckenntnisse und dem Anteil der Yertriebenen an der Bevölkerung der Gemeinden behandelt. Zum besseren Yerständnis

dieser Ergebnissc wird ein vorheriges Studium der Einführung in Heft 2 zu Band 200 empfohlen. Von besonderer Bedeutung sind die

Ausführungen über die Aufbereitung der Ergebnisse, über die Feststellung des Bundesergebnisses unil die Ilochrechnung der Stich-

probenzahlen, insbesondere aber über die Genauigkeit der Ergebnisse. Tabellen auf Grund der Ergebnisse der repräsentativen Wahl-

statistik sind im vorliegenden Ifeft hinter der Überschrift mit ,,R" bezeichnet. In der repräsentativen Wahlstatistik nicht berücksich-

tigt sind die Briefwähler. Dadurch, und auch aus anderen Gründeno lassen sich die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik 1957

mit den entsprcchenden Ergebnissen für 1953 nur bedingt vergleichen, So'lveit derartigc Vergleiche trotzdem vorgenommen worden sind,

müssen sie mit Vorsicht beurteilt lycrden. Näheres hierüber ist der schon erwähnten Einführung in Heft 2 zu entnehmen.

Die Zahlen über die Wahlberechtigtcn weichen in zwei Fällen (Baden-Württemberg und Bundesgebiet) von den Zahlen in Ifeft I
von Band 200 garz geringfügig ab. Der Grund liegt darin, daß es sich bei den im Heft I enthaltcncn Zahlen um rechnerisch berichtigte,
im vorliegenden lfeft dagegen um dic ursprünglichen, von d.en Wahlausschüssen festgestellten amtlichcn Ergebnisse handelt,

Für die Bezeichnung der Parteien u'erdcn im Allgemeinen Abkürzungen verwendet. Ein Yerzeichnis tlcr Abkürzungen befindet sich

auf Seite 10. Die Wahlergebnisse für die CDU uncl die CSU sind häufig zusammengefaßt. Diesc bciden Parteien sind zwar organisato-

risch selbständig, im Bundestag bisher aber immer gerncinsam aufgetreten,

Die Zahlen für tlie Wahlberechtigten, Wähler und Stimmabgabe beziehen sich auf ilas Bundesgehiet ohne Berlin, da die Bundestags-

abgeordneten aus Berlin (West) z. Z. llic}rt unmittelbar, sondem ilurch das clortige Parlament (Abgeordnetenhaus) gewählt werden.

Bearbeiter dieses Heftes waren Regierungsrat Dr. Karl Schwarz und der Referent Alfred-Johannes Rangol.
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I. Redrtsgrundlagen und Wahlredrtsentwidrlung
A. Allgemeine Rechtsgrunillagen

Redrtsgrundlagen für die Wahl des 3. Deutsdren Bundestags
am 15. September 195? waren die 'Wahlrechtsartikel des Grund'
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland und das Bundes'
wahlgesetz vom ?. Mai 1956 (BGBI' I S. 383). Das Grundgesetz
enthält in seinen Artikeln 38 und 39 nur allgemeine Grundsätzc
für die Wahl der Abgeordneten des Deutsdren Bundestags: Dic
Wahl muß allgemein, unmittelbar, frei, gleidr und geheim sein,
die Wahlperiode beträgt 4 Jahre; wahlberedrtigt ist, wer das ein-
undzwanzigste, wählbar, wer das fünfundzwanzigste Lebensjahr
vollendet hat. Alles Nähere ist nadr den Grundgesetzartikeln
durch ein Bundesgesetz zu bestimmen.

Bisher rcgelten drei Bundeswahlgesetze (B.WG 49, 53' 56),
ergänzt durdr Vahlordnungen, dieses weite, ihnen vom Grund-
gesetz überlassene Gebiet. Im Gegensatz zu den Gesetzen, nadr
denen der 1. Bundcstag am 14. August 1949 (BGBI. I S' 21 u. 25)
und der 2. Bundestag am 6. Septernbcr 1953 (BGBI. I S. 470)
gewählt worden silrtl, ist mit dcm Bundcswahlgesetz 1956 eine
endgültige Regelung vorgcschen. Nach § 57 findet e§ ,, e r I t -

m a I s auf die Vahl des 3, Dcutschcn Bundestags Anwendung".

Die Fortgeltung läßt es geboten erscheincn, bei Behandlung
der einzelnen Redrtsinstitute auch auf tlie Wahlrechtsentwicklung
seit 1949 und auf die Äusrvirkungcl der versdriedcnen Gesctzes'
änderungen einzugehen. Es sind zwar viclc Bcstimmungen gleich-
geblieben, daneben von Gesetz zu Gcsctz aber auch hedeutendc
Anderungen eingetreten, die bei einem Verglcich der Ergebnisse
versdriedener \Vahlen nidrt unbeadrtet blciben können. Weitere'
Anderungen sind unter anderen Gesidrtspunkten von fntcresse.
Inwieweit gewisse Eniwicklungstendenzen in den Wahlcrgebnis-
sen auf gesetzgeberische Maßnahmen zurückzuführen sind, rvird
bei Behandlung der Ergebnisse in den cntspredrcnden Absdrnit-
tcn näher untersudrt.

l. Das Wahlsystem

Im Gcgcnsatz zur Veimarer Verfassung vom I1' B' 1919 wird
im Grundgcsetz die Regelung des 'Wahlsystems dem Wahlgesetz
überlasscn. In dcr Hauptsache ist zwisdren dem Verhältniswahl-
system und dem Nlehrheitswahlsystem zu untersdleiden, zwischon
denen dic verschiedcnsten Verbindungen möglich sind' Bei erstc-
rem reic*ren die einzelnen Parteien ihre Wahlvorschläge als

Listen ein, in denen cine an sic*r unbegrenzte Zahl von Wahl-
bewerbern benannt sein kann. Bcim Mchrheitswahlsystem i:rt
dagegen die Persönlichkeitswahl vorausgesetzt. Das Vahlgebiet
ist (in der Regel) in so viele Wahlkreise eingetcilt wie Abgeord-
nete überhaupt oder nadr diesem System gewählt werdcn sollen.
Jede Partei oder Wählergruppe kann dann für jcden Wahlkre;.s
(meistens) einen Bewerber narnhaft machcn. Gewählt ist der Re-
werber, der die (absolut oder relativ) meisten im Wahllireis
abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Ilei der Listen'
wahl erfolgt die Zuteilung der Sitzc cntwedcr im Verhältnis cler
für sie abgegebenen Stimmen oder dic einzelnen Listen erhaltcn
für eine vorher bestimmte Zahl gewonnener Stimmcn cinen Sitz,
je nadrdem, ob die zahlenmäßige Zusammensetzung des Parla-
ments von vornherein festgelegt ist oder nicht.

Nadr dem Reichswahlgesetz vom L7. 4. 1920 (RGBI. I S. 627),
das dem in der Verfassung festgelegten Grundsatz der rcinen
Vcrhähniswahl folgte, zog von den eingereidrten \rorsdrlags-
listen für je 60 000 abgegebene gültige Stimmen ein Bewerbcr
in den Reidrstag ein. Dagegen wird nach dem allen Bundeswahl-
gesetzen eigenen Wahlsystem ein Teil der Abgeorrlneten nach
den Grundsätzen der Mehrheitswahl in Wahlkreisen, der andcrc
nadr den Grundsätzen der Verhältniswahl aus Listen gewählt.
Dem föderativen Aufbau der Bundcsrepublik entsprecherr L a n -

d e s listen. Die gewonnenen Vahlkreissitze sind auf die Abge-
ordnetensitze, die einer Partei nach den für sie insgesamt ah-
gegebenen Stimmen zustehen, anzuredrnen. In den W'ahlkreisen
errungene Sitze verbleiben einer Partei auch dann, wenn sie
die nadr dem Verhältnis der für sie insgesamt abgegebenen Stim-
men ermittelte Zahl übersteigen. In einem solchen FaIIe erhöht

sidr die Gesamtzahl der Sitze um die Untersdriedszahl. Diese
Sitze werden Überhangmandate genannt. Danach wurde
die in den einzelnen Vahlges etzcnf est gelegte
trIindestzahl der Bundestagsabgeortlneten
jedesmal nach einer mit dcr Personenwahl
lediglich verbundenen, sonst reinen Yerhält-
niswahl gewählt. Das von Wahl zu Wahl kompliziertcr
gewordene Auszählungsverfahren wird unter II D 1 ausführlidr
crläutert. Dort wird deutlidr, daß nidrt alle von den zuständigen
Vahlausschüsscn zugelassenen Parteien bei dcr Yerteilung der
Sitzc berücksichtigt werden. Die Bundesv'ahlgesetze haben zur
Verhintlcrung dcr Zersplitterung der Wählerstimmen und zur
Sicherung rcgicrungsfähiger Koalitionen die sogenannte,,Sperr-
klausel" eingeführt. Sie wurde von Wahl zu WahI verschärft'
Währcnd 1919 von den Parteien mindestens e i n Wahlkreissieg
odcr mindestcns 5 vH tlcr im L a n d abgegebenen gültigen
Stimmen gcfordcrt wurdcn, um bei der Sitzverteilung berück-
sichtigt zu wcrden, wurdcn bei der 2. Bundestagswahl mindestens
5 vH der im B u n d abgcgebenen Stimmen oder mindestens
I Wahlkreissieg und 1957 schliclJlich mindestens 5 vH der im
Bund abgegebenen Stimrneu otlor rninilestens d r e i Wahlkreis'
siege verlangt, glcichzcitig abcr Parteien nationalerMinderheiten
1953 und 1957 hiervon entbunden (B\trG 49, § 10 Abs' 4 u' 5;
B\!G 53, § 9 Abs. 4; BVG 56, § 6 Abs. 4).

2. Abgeorilnetenzahl unil'W ahlkreiseinteilun g

Bei iler I. Bundestagswahl waren im Bundcsgchiet mindestens
400 (BI[/G 49, § 8), l95s 484 (BVG 53, § 6) und 1957 sdrließlich
494 Abgeordnete zu wählen (BY/G 56' §i\ I u. 5{)' I)azu kommerr
irg4g lg und 1953 und 1957 22 Bundestagsabgeordnetc aus dem
Land Berlin. Sie werden durch das Abgeordnetenhaus von Berlin
gewählt, da tler vollen Anwendung des Bundeswahlgesctzes dort
noch Hindernisse entgegenstehenl). Die Abgeordnetcn von Berlirr
Irabcn deshalli z.Z. imBrndestag teihveise nur bcratende Stimmc'

Dic Yerändcrung der Zahl der Abgeordneten hängt einmal mit
der 'Wahlkreiseinteilung, zum anderen mit der Rückgliederung
des Saarlandcs am l. t. 1957 zusämmen. Im I. Bundeswahl-
gesetz, tlas cbenso wie das zweite auch die Zahl der in den ein-
zelnen Ländern zu wählenden Äbgeordneten bestimmte, war
den Landesrcgierungen aufgcgeben, die ihren Ländern gesetzlich
zugeteilten Sitze zwischcn Wahlkreisen und Landesergänzungs'
vorsdrlägen (Landeslisten) im rrngefähren Verhältnis von 60 zu
40 zu verteilen. Dcmgomäß wurde das Gebie t der einzelncn
Länder entspredrend ihren Einwohnerzahlen, das Bundcsgebiet
insgesamt in 2i12 Wahlkrcisc eingeteilt. Diese Eintcilung galt für
alle 3 bisherigen Bundestagswahlen fort. Zur Erhöhung der Zahl
der Abgeordneten im 2. Bundestag wurdc nttr das Zahlenver-
hältnis der in Vahlkrcisen und aus Landeslisten zu Wählenden
geändert. Die eine Flälfte der Abgeordncten wird jetzt in \Vahl'
kreisen, die andere Hälfte aus Landeslisten gcwählt. Nach § 14
des Gesetzes über die Einglicderung dcs Saarlandes vorn 23. i2.
1956 (BGBI. I, S. 10Il) wurdc das Saarland, desscn Bevölkemng
1957 erstmalig mitwählen konntc, in 5 Bundcstagswahlkreise
eingcteilt, Dem Verhältnis der Wahlkreis- und Landeslistenabgr:'
ordneten entsprechend, erhöhtc sich dadurch tlic 65esetzliche Zahl
dcr Abgeordneten des Bundestags am Encle der 2. und in der 3.
'Wahlpcriode von 484 auf 494 um zehn.

Dcr Grundsatz, daß 50 vH der Äbgeordneten nach Nlehr'
heitswahl in den Wahlkreisen und 50 vH aus den Landeslisten
gewählt wcrdcn sollten, konnte nur für das Bundesgebiet, nicht
alrer irr dcn Ländem, befolgt werden. Bei Festlegung der Zahl
tlcr in dcn cinzclnen Läntlern zu wählenden Äbgeordneten wur'
dcn sdron 1953 vom Gcsetzgeber die Unterschiede der Bevölkc-

r) Näch BWG 40, § 20 hatte Ilerliu zunächst nur I Abgeordnete in detr 1. Bun'
destag zu entscndcn. Artikcl I dcs Gesetzes zur Änderung des 1. Bundeswahl-
gesetzes vorn 15. Jar. 1952 (BGBl. S. 21) gäb dann tserlin das Recht mit 19 Ab-
geordnctcn im -Brurdestag der 1. N&hlperiode vcrtreten zu seiü. Die Nachwahl
der zusätzlicheu 11 Abgcordnctcn fzrrtd in der 35. §itzung des Abgeordneten-
hauses yotr Berlin am 31. Januar 1052 statt,
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rungsentwidclung in den einzelnen Ländern insofern berüdcsidr-
tigt, ale dem einen Land mehr, dem arderä Land weniger Man-
date zugeteilt worden sind als der doppelten Zahl der Wahlkreise
enrsprodren härte (BWG 53, § 6).

Im 3, Wahlgesetz s&ließlidr ist auf eine Verteilung der irn
Bundesgebiet zu wählenden Äbgeordneten auf die einzelnen Län-
der verzidrtet worden. Der Grund dafür war die neugeschaffenc
Möglidrkeit, Landeslisten gleicher Parteien zu verbinden (BWG
56, § 7). Sie wurde vornehmlich mit dem Ziel eingeführt, die
Wählerstimmen möglichst vollständig und gleidrmäßig bei der
Sitzverteilung ztm Ztge kommen zu lassen. Dieses Ziel wird da-
durdr erreidrt, daß für verburrdene Listen zunächst die l{andatc
zu beredrnen sind, die den Parteien auf Grund ihrer im ganzen
Bundesgebiet gewonnenen Stimmen zustehen. Die weitere Re-
gelung verbietet es jedoch, verbundenc Listen als ,,Bundeslisterr"
zu bezeidrnen. In einem 2. Auszählungsverfahren werden nämlich
die von den Parteien im Bundesgebiet gevronnenen Mandate
nadr Maßgabe der für sie in den Ländern abgegebenen Stimmen
wieder auf die Landcslisten verteilt (Näheres siehe unter II F).

Der Anteil der Abgeordneten, die in den Vahlkreisen durch
Mehrheitswahl gewählt worden sind, betrug 1949, Ig53 und t95T
in den Ländern:

I,and 1949 1953 1957

vII

Schleswig-Ilolstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-W'estfalen.
Ilessen .

Rheinland-Pfalz .

Baden-Württemberg .
Baycrn
Saarland

60,9
61,5
58,6
7 5,0
60,6
61,1
60,0
61,1
tt,,

58,3
47,L
51,5
50,0
47,8
50,0
48,4
49,3,,,,

70,o
42,L
55,7
50,0
42,\)
47,a
4tJ..1
49,3
57,3
62,5

'Während danach 1957 in einigen Läudern nicht cinmal die
Hälfte der Abgeordneten in Wahlkreiserr persönlich gewählt
worden sind, waren es in anderen mehr als zwei Drittel.

Das Mißverhältnis hängt vor allem mit den unterschiedlichen
Einwohnerzahlen der Wahlkrcisc zu6ammen, Große Bevölkc-
rungsversdriebungen im Bundesgebiet haben dazu geführt, dal3
sidr die Einwohnerzahlen und damit auch die Zahlen für die'Wahlberedrtigten in den Wahlkreisen schon zwisdren 1949 und
1953 und dann nodr weiter bis zur 3. Bundestagswahl sehr ver-
schieden entwid<elt haben, Das braucht nidrt zu bedcuten, daß
sich damit die Äbweichungen yon dcr durchschnittlidren Ein-
wohnerzahl der Wahlkreise in jedem FaIl vergrößert.oder ver-
kleinert haben. Die Bevölkerung kann in einem Vahlkreis über-
durchschnittlidr zugenommen haben, der früher unter der durdr-
sdrnittlidren Einwohnerzahl der 'Wahlkreise lag, so daß dic nega-
tive Abweichung dadurch vermindert wurde. Im ganzen allcr-
dings haben sidr die Abweidrungen, die schon von 1949 auf ISEJ
zugenommen hatten, weiter verstärkt.

Bei eincr durchsdrnittlidren Einwohnerzahl der'Wahlkrcise
Ende 1957 von 210 000 Personen je Vahlkreis hat der größte
Vahlkreis (99 Gelsenkirchen) 385 000 Einwohner und der kleinstc
Vahlkrcis (l0I Recklinghausen-Stadt) I2Z 000 Einwohncr. Im
letzten Wahlkreis hat so die für die Wahl rlcs .Wahlkreisbewer_
bers allgegebene Stimme ein dreimal größeres Gewicht als in
dem ersteren. Da die Zahl der Ahgeordneten rler einzelnen par-
1e_ie1 im Bundestag nach der gesdrilderten verbindung bcider
Wahlsysteme Ietzten Endes von den für clie LandeslistJn abge_
gebenen Stimmen abhängt, wiegen die Folgen der unterschiedli-
üen Größe der Wahlkreise nicht übermäßig schwer. Sie dürfcrr
aber audr nidlt völlig außer adrt gelasscn werden. Durch dcs
Bundeswahlgesetz 1956 (§ 3) isr daher eine lVahlkreiskommission
vorgesehen, die die Aufgabe hat, die veränderungen der Be_
völkerungszahlen im Wahlgebiet zu bcobachten und im Laufe
des ersten Jahres nadr Zusammentritt des Bundestages eincn
Bericht mit Vorsdrlägen über Anderungen der Wahlkreiscintei-
lung zu erstatten. Nadr Äbsatz 3 der mgezogenen Bestimmung
soll di_e Äbweichung von der durdrsdrnittlidre, B.rölkerrrgsrulJ
der Wahlkreise nidrt mehr als 331/s vH nach oben und unten
betragen. Diesc Grenze wird nach den Einwohnerzahlen yon

Ende 1957 in den derzeitigen \fiahlkreisen in 16 Fällen nadr
oben, in 12 Fällen na& unten übersdrritten; in 27 Wahlkreisen
beträgt die Abweidrung 25 bis unter 331/s vH und nur in
85 Wahlkreisen $,eniger als I0 vII2).

I. Die Wahlkreise uach der Abweichung ihrer Einwohnerzahl
vom Bundesdurchschnitt am 31. Dezember 195?

Äbweichung
der \Yahlkreisbeyölkerung
vom Bundesdurchschnitt

in vE

Zahl der Wahlkreise mit
nebenstehender AbweichuDg

nach obeD nach unüen nach oben
oder untßn

unter 10
10 bis unter 15
15 bis unter 20
20 bis unter 25
25 bis unter 33'/ä
33'/! und darüber

Insgesarnt

L4
22

7
14
16

48
24
24
16
13
72

85
38
46

28

110 737 247

3. Stimmenzahl unil Wahlvorschläge
Seit dcr 2. Bundestagswahl stehen dem Wähler für die Mehr-

heitswahl und die Verhältniswahl zwei Stimmen zur Verfügung.
Mit seiner Erststimrne wählt er seitdem eine Person aus dcn
Wahlkrcisvorschlägen, seine Zweitstimme gibt er der Landesliste
s e i n e r Partei. 1949 wählte er dagegen bei gleidrem Vahl-
system mit derselben Stimme sowohl den Wahlkreisbewerber als
auch dcssen Landesliste, wenn dieser parteipolitisdr gebunden
war. Die Stimmen der Vähler, die sidr damals für einen Unab-
hängigen (oder Bewerber einer Partei ohne zugelassene Landr:s-
liste) entschieden, waren ungeteilt auch dann verloren, wenn ihr
Kandidat unterlag (BWG 49, § f0). Nadr der Neuregelung bleibt
in diesem Falle die Zweitstimme gültig (BWG 53, § 9; BWG 56,
§ 6). Als Folge davon ist ab 1953 zwisdren ungültigen Stimnr-
zetteln und ungültigen Stimmen zu unterscheiden. Beim Nidrt-
ankreuzen eines Wahlbewerbers oder einer Landesliste, die in
einem Stimmzettel aufgeführt sind, ist nur die Erst- oder Zweit-
stimme ungültig, der Stimmzettcl selbst gültig.

. Ein Mustcr des Stimmzettels, der bei der 3. Bundestagswatrl
in Hessen, irn Wahlkreis 126, verwendet wurde, ist auf der fol-
genden Seite abgedmckt. Beide Stimmen werden danadr mit
einem Stimmzettel abgegeben. Die Reihenfolge der redrts auf-
gäführten Landcslisten richtet sidr nadr der Stimmenzahl, dic
die Partcien bci der vorangegangenen Bundestagswahl im Land
auf sich vereinigcn konnten (B\fG 53, § 36 i. V. m. § 33; BWG
56, § 3I); I9tl9 war hierfür die Stimmenzahl bei der letzten
Landtagswahl maßgebend. Infolgedessen ist die Reihenfolge in
den Ländern nicht einheitlidr und kann von Wahl zu -Wahl 

wech-
seln. Äus Gründen der Übersidrtlidrkeit sind für die Abgabe der
llrststimmen die Wahlkreiskandidaten auf der linken Seite des
Stimmzettels in die Zeile der Landesliste ihrer Partei einge-
tragen. Bei Parteilosen oder 'Wahlkreisbewerbern, die von Par-
teien ohne Larrdesliste vorgeschlagen sind, bleibt die entspre-
drende Zcile auf der rechten Seite leer. Äuf der linken Seitc
entsteht eine Leerzeile, wenn die Partei zwar mit einer Landes-
liste zugelassen ist, im Wahlkreis, in dem der Stimmzettel gilt,
aber keinen Wahlkreisvorsdrlag eingereidrt hat oder dieser wc-
gen irgendeines gesetzlidren Mangels nidrt zugelassen worden
ist,

Vahlvorsdrläge können Parteien, die im Bundestag oder in
einem Landtag Beit deren letzter Wahl nidrt ununterbrod-ren
mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, nur ein-
reidren, rvenn sie einen nadr demokratisdren Grundsätzen ge-
wählten Vorstand, cine schriftlidre Satzung und ein sdrriftlidres
Programm nadrweisen. Die Wahlvorschläge dieser Parteien und
die Wahl"orsdrläge von parteilosen Bewerbern in den Vahl.
kreisen müssen von mindestens 200 'Wahlberechtigten des Vahl-
kreises persönlidr und handsc}riftlidr unterzeidrnet sein; die
Landeswahlvorsdrläge (Landeslisten) der betr. Parteien bedürfen

') Dt" 11'"lrlh"t"kommission gem. B\trG b6, s A hat inzwischen mit, Datum vom
20. Juni 1958 der ]lundesregierung Yorschläge fiü eine Neueinteilung des Bun-
desgebietes in Bundestagswahlkreise vorgele[t. vgl. Drucksache des"Deutschen
llundcstags Nr. 677 vom 25. 11. 1958.
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Stimmzettel
für die Bundestogswohl im Wohlkreis Nr. 126 Woldeck om 15. September 1957

Jeder Wähler hot
eine

Erststimme
für die Wohl des Wohlkreisobgeordnelen

etne

Zweitstimme
für die Wohl nqch Londeslislen

und

1 Dr. Becher!, Korl
Universitötsprof essor
Gou-Algesheim/Rhein,
Kloppgosse 6/1

Sozioldemo-
krotische Portei
Deutschlonds

SPD

2 Gonlrum, Wilhelm
Pfo rrer
Wotzenborn-Steinberg,
Unterdorf 30

Christlich-
Demokrotische
Union

CDU

3
Freie

Dr. Arnold, Ernst Demokrotische
Regierungsveterinörrot Pq11.1
Korboch,
Sochsenberger Londstr. 3 FDP

4 Hocker, Guslqv
Stootsminister
Wiesboden,
Rheingouerstr. 'l l

Gesomtdeutscher
Block/BHE

GB/BHE

5 Rompf, Reinhold
Müller und Londwirt
Hofgeismor,
Steinmühle

Deutsche Portei
(Deutsche Portei/
Freie Volksportei)

DP

6

7 Viering,Willi
Londwirt, ietzt Hondels-
vertreter
Arolsen,
Feldstr.3

Deutsche
Reichsportei

DRP

I Soziqldemokrqlische
Pqrtei Deutschlonds
Dr. Zinn, Birkelboch,
Frou Beyer, Joksch,
Metzger SPD

2
Christlich-Demokrotische
Union
Dr. von Brentono,
Frou Dr. SchworzhouPt,
Horn, Wittmer-Eigenbrodt,
Dr. Götz

CDU

3 Freie Demokrqtische
Portei
Dr. Becker, Dr. Kohut,
Wolter, Mischnick,
Frh. von Kühlmonn-Stumm FDP

4
Gesqmldeulscher
Block/BHE
Seiboth, Kunz,
Prinz zu
Schoumburg-Li ppe,
Sondner, Woller

GB'BHE

5 Deutsche Pqrtei
(Deutsche Porlei/Freie Volksportei)
Dr. Schronz, Euler,
Dr. Preiss, Dr. Schneider,
Keller DP

6 Bund der Deulschen
Portei für Einheil, Frieden und Freiheit
Dr. Schöhl, Frou Hoffmonn,
Altstodt, Douenhouer,
Rotter BdD

7 Deutsche Reichs-Portei
Schnell, Herbst
Stürtz, Fuhr,
Queckbörner DRP

-9-
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ZugelaBsene Landeslisten

Land lIUl-
gesamt

SPD

Landeslisten der (des)

CDU CSU IDP DP DRP x'u
(BP-Z) BdD Mittel-

stand ssw DG VU

8
7

10

I
7
8
8

11
I

(1)
(2)
(1)
t2)
(1)
(2)
(1)
(1)

(1) (1)

(2)
(1)
(2)
(1)
(2)
(1)
(2)
(2)
(2) (1)

(3)

(4)
(3)
(5)
(4)
(3)
(3)
(3)
(3)
(4)
(2)

(3)
(5)
(4)
(5)
(4)
(4)
(4)
(4)
(3)
(e)

(5)
(4)
(3)
(3)
(5)
(5)
(5)
(5)
(5)
(?)

(7)
(7)
(e)
(7)
(8)
(7)
(8)
(8)
(e)
(8)

(6)

(6)

(6)

(6)
(6)
(7)
(6)
(7)
(6)
(6)
(6)
(7)
(5)

(10)

(10)

(e)

(8)

(11)

(8)

(7)
(7)
(8)
(6)')

ScNeswig-Eolstein

Bremen
Nordrhein-Westfalen
I{essen.
R heinland-Pfalz .

Baden-\\'ürttembers
Bayern. . .
Saarland

Landeslisten insgesamt 84 I 10 2 10 10 10 10 10 I 5

Die Zahlen in (-) geben die Reihenfolge
r) Ohne listenverbindung.

2. Die zugelasscnen Landeslisten 1957

auf dem Stimmzettel an und bedeuten jewcils eine Landesliste.

der Untersdrriften von I vom Tausenrl (I vT) der 'Wahlbercdr-
tigten des Landes bei der letzten Bundestagswahl, jeiloch höch-
stens 2000 Untersdrriften.

Von folgenden Parteien oder Vählergruppen waren für rlie
3, Bundestagswahl Wahlvorschlage rrg"las.cn,

. Bund der Deutsdren, Partei für Einheit,
Frieden und Freiheit BdI)
Christlidr Demokratisdre Union CDU
Christlidr-Soziale Union CSU
Deutsdre Friedens-Vahlgemeinsdraft DFWG
Deutsdre Gemeinsdraft DG
Deutsdre Partei
(Deutsche Partei/Freie Volkspartei) Dp
Deutsc.he Reichs-Partei IlRp
Freie Demokratische Partei FDp
Föderalistis&e Union (Baycrnpartei-Zentrum) FU
Gesamtdeutscher Block/BHE GB/BHE
Dcutsdrer ilIittelstand (Union Deutsdrer
Mittelstandsparteien 

- UDM) Mittelstand
Partei der guten f)eutschen pdgD
Sozialdemokratisdre Partei Deutsdrlands SpD
Südsdrleswigscher Wählerverband SSW
Vaterländische Union VU
Wählergruppe Sdrumar:her WGSdIDie von den Landeswahlaussdrüssen zugelassenen Landes-

listen ergeben sidr aus vorstehender übersichi 2.
Danadr sind insgcsamt 84, Landeslisten zugelassen worilen, die

sich auf 13 Parteicn vcrteilen, Yon rler SpD, der FDp, dem
GB/BHE, der DP, DRP und dem BdD sind in sämtlichen Ländern
Landeslisten eingereicht und zugelassen worden, von der Cl)lJnur in neun. An ihre Stelle tritt in Bayern die CSU, für tlie
außerdem nur noch im Saarland, hier neben der CDU, eine Larr_
desliste vorlag. Für dic FU und den Mittelstand gab es je*.eils
eine Landesliste in Niedersachscn, Nordrhein- Westf alen und
Bayern, für dic DG iu Niedersachsen, Rheinland-pfalz, Baden-'Württemberg, Bayern und im Saarland, für die vU nur cine
Landesliste in Bayern. Der SSW bcsdrränkte sidr als dänische

Nlinderheitenpartci auf die Aufstellung einer Landesliste in
Schleswig-Holstein.

Yon den 13 Parteicn mit Landeslisten im Jahr 1953 waren bei
der letzten Bundestagswahl nicht mehr beteiligt: die Kornmrr-
nistische Partei Deutschlands (I(pD), die Bayernpartei (Bp), ,Jie
Gesamtdeutsdre Volkspartei (GVp), das Zentmm (Z) unrl ilie
Nationale Sammlung (DNS). hn Vergleidr zu 1953 neu hinzugc-
kommen sind: dcr BdD, dic DG, FU, die partei Deutsdrer Mittel-
stand untl die VU.

Diö rneisten Landeslisten gab es in Bayern (1I) untl in Nieder_
sachsen (I0). 9 Landeslisten waren auf den Stimmzetteln in
Nordrhcin-Vestfalen und im Saarland verzeidrnet, B auf den
Stimmzctteln in Schleswig-Holstein, Rheinland.pfalz und Baden_'Württcrnberg und 7 in Hamburg, Bremen un<l Hessen. Die
Rcihenfolge der Landeslisten auf den Stimmzettcln ridrtete sirü,
wie schon erwähnt worden ist, bei den parteien, tlie im Bundes.
tag vertreten waren, nach rlcr Zahl der Zweitstimmen bei der
WaIl zum 2. Bundestag irn Land; die übrigen parteien folgten
nadr dem Alphabet der Parteinamen. Die Zahlen in der vor-
stehenden Übersicht bezciclncn die Reihenfolge, die sich hier-
durch in den einzelnen Ländern ergab.

Für die Wahl der durdr die Erststimmen zu wählenden 247
Abgeordneten sind in allen Vahlkreisen zusammen 1700 Bc-
u'erber benannt wordcn, das sind im Durchschnitt etwa ? zu-
gelassene Kreiswahlvorschläge je W'ahlkreis. über ihre Vertei-
lung auf die Parteien und Länder unterrichtet Tabelle 3. Leilig-lidr für die FDP waren Kreiswahlvorschläge in sämtlichen 241'Vahlkreiscn 

zugelassen worden. Dcr GB/BHE war nur in einenr
Wahlkreis nicht yertreren. Die SPD hatte auf eigene Kreiswahl-
vorschläge in 4 bayerischen Wahlkrcise, ve.riÄtet, um rlamit
der FU eine Charrce zu geben, .Wahlkrcismandate 

zu bekonrmeu,
Die CDU war in den Bundesländern aulJer Bayern ebenfalls fast
vollzählig vcrtreten, Sie hatte in vier niedersächsischen und zwci
hessischcn Iflahlkreisen zugunstcn dcr Dp keine eigenen Kan-
didaten aufgestellt.

Es gab drci Kreisrvahlvorschlägc für die keinc Lanileslisten
vorlagen, und zwar von der Wählergruppe Schumacher im 'Wahl-

3. Die zugelassenen Kreis.wahlvorschläge I957

war auch eine Landesliste zugelasseD.
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Zugelassene Kreiswahlvorschläge der (des)
Land

Zali
der

Wahl-
krcise CDU SPD OSU FDP GBI}IIE DP DIiP tr,U BdD Mittcl.

stand
SSlY DG yu PdgD

5

14
I

34

66

15

+7
5

8rt
30 I,L
3IL

66 LL
20LL
15 LL
33 LL

74
8

34
3

66
22
15
JJ LL
43LL
5LL

EZ tn
5LL

74
8

3
66
22
75

47
5

LL
LL

LL

14
8

34

66
22
L5

4

LL
LL
LL
LL

74
8

3
66
19
15
30
38

5

LL
74

8
34

65
22
15
22
39

5

LL
LI

44 LL

7I,L
8IL

14LL
3IL

74LL
6LL

10 LL
11 LL
13 LL
5LL

LL
5 ],r,

LL

a:, I
2
9LL
D
2
3LL

13 IL
13 LLlLL 4LL

t
1

I

Schleswig-IIolsteitr .
Ilamburg
Nledersachsen.
Bremen.
Nordrhein-Westfalen
Ilessen
Rhcinland-Pfalz .
Badcn-\Yürttemberg
Bayern .

Saarland

Bundesgebiet,
(Kreiswahlvorschläge insgesamt) 194 246 229 04 91 5 49 4

Fiil die Kreiswahlvorschläge mit, der Beifügung ,,LL

DX'WG WGSct

17 LI,

243
1,, 247 L 1
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kreis 64 Bergheim-Euskirdren, der Partei der guten Deutsdren
im -Wahlkreis I49 Ahrweiler und der Deutsüen Friedens-Wahl'
gemeinsdraft im Wahlkreis 173 Crailsheim.

1059 oder fast 2/s der Kreiswahlbewerber kandidierten 1957

auch auf der Landesliste einer Partei' Dicse Doppelkandidatur war
bei allen 3 Bundestagsr,vahlen zulässig (B.WG 49, § 12; BVG 53,

§ 26 Abs. 3; B'\[rG 56, § 21 Abs. I). 1953 war cs ferner (audr tlen

i(reiswahlbewerbern) möglidr, auf mchreren Landeslistcn dcr
gleidren Partei zu kandidiercn. Auf dicse Wcise standen die

Füh."" .1". bciden größten Parteien 1953 an der Spitze von 7

bzw. aller Landeslisten ihrer Partei. Andere bekanntere Partei'
führer führten vcreinzelt bis zu 6 Landcslisten ihrcr Partei sn'
Bei der 3. Bundestagswahl dagegen war nadr B\fG 56,1\ 28 Abs'
4, die Kandidatur auf e i n e Landesliste beschränkt, ebenso wie
schon irnmer nur in einem Wahlkreis des Wahlgebietes kantli'
rliert werden durf te' Jedodr braudrt der 'Wahlkreisbewerber'

tler audr auf einer Landesliste kandidiert, nicht auf iler Liste des

Landes nominiert zu werden, in dem scin Wahlkreis liegt'

4. Wahlrecht unil Wählbarkeit
Wahlberedrtigt sind nach BWG 56, § 12 alle Deutschen im

Sinne cles Artikels 116 Äbs. I des Grundgesetzes, die am Wahl-
tag das 2I. Lebensjahr vollendet und entweder seit rnindestels
3 ilonaten ihren Wohnsitz oder dauernden Auferrthalt im Wahl-
geLiet oder als Bcamte, Soldaten, Angcstcllte und Ärbeiter in
iffentlichen Dienst auf Änordnung ihrcs Dienstherrn im Äus-
lanrle genommen haben, wenu sic nicht aus besondcrerr Gründcu
,om'Wahlrecht ausgcsdrlosscn sind. Nach BWG 56, § 13 ist vom
Wahlrecht ausgeschlossen, wer crrtlnündigt ist oder unter vor-
lärrfiger Yormuudsdraft odcr wcgen geistigcn Gcbrcchcns untcr
Pflegschaft steht; weiterhin dcrjenigc, der durdr Rithtcrspnttü
dic lürgerlidrcn Ehrcrrret{rte oder tlas Wahlrccht rcrhtskräftii4
vcrloren hat. AulJcrdcnr rtrht das Wahlrccht für tlic Porsouctr'
dic wegcn Ccistcskrankhcit odcr (]cistcsstürvächc iu cincr llcil-
u,lc. Pflcg"arstalt rrntl tlicjcnigcn, tlic auf Grund Hiclrtcrspruchs
zum Vollzug citrcr tnit Frcihcitscntziohurrg vcrlmndcncn NIafJ-

regel tler Sicherung rttttl IScsscrurtg untcrgebradrt sind'
Dic 'Wählbarkeit ist in II\VG 56, § 16 gcrcgclt. I)cr W.ahl-

Lewerber rnulJ mintlestens seit cinetn Jahr l)cutsdrer im Sinnc
des Artikcls 116 Abs. l des Gmndgesetzes scin. Das ebenso t'ic
das W'ahlalter schon gmndgcsetzlich festgelegte Wühlharhcits-
alter ist 25 Jahre. Nicht rvählbar ist, wer vom aktiven Wahlrecht
ausgeschlossen ist, r'essen Wahlrccht ruht, odcr wer durch Rich'
terspruch dic Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Amter redrtskräftig verloren hat. Auch der Deutscho
im Sinne des Grundgesetzes, der diese Rechtsstcllung durch Äus-
schlagung der deutschen Staatsangchörigkeit nach dem Gesetz

zur Regclung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 22' 2'
1955 (BGBI. I, S.65) erlangte, hat damit sein passives Vahlredrt
verloren.

Im Gegensatz zu tlcn citrschlägigeu Ilcstinrtutrngerr der früho-
ren 'Wahlgesetze ruht das aktive Wahlrecht dc,r Strafgcfangenr:n
lridrt mchr. Auch ist Iradr dor Forrnulienrng des r\ 16 tlas aktivrl
\[ahlrccht nic]rt me]rr \'oraussctzurrg t'lcs passivcn. Im Gegctr-
satz zum §'ähler braucht rlrr Wahlbewcrltt:r scincn \Yohnsitz
oder daucr.den A.fcnthalt ,icht niclrr ir. \Yahlgchit't zu hab.rr'
Wcitcrhin ist henrcrkcnsu'crt, tlalS cs ncucrdings fiir 'Yl'ahlrcdrt

und Wählbarkcit kcinen Ausschluß aus politisdrcrr Crüutlon giht.
Währencl scholr tlas R\t/G 53 soldrc \rorbohalto nur noch für tlic
wählbarkcit kanute (BwG 53, 1\ § 15t' 2, Nr' r), war 1949 ,oth
dcr Aussdrluß vom passiven rtnd aktivcn B-ahlrceht aus politi'
sthen Gründen möglich (BWG 49, § 2 Abs.4). Zrsischen der l'
und 2. Bturdcstagswahl war u. a. tlahcr auch dir: Äufhcbung dcs

Ausschlusses vom Wahlrecht aus politischen Cründcn fiir das

Ansteigen rler §'ahlbercdrtigtenzahl ursächlich.

Die Bestimmungen in dcn Vahlordnungen für dic Ausübung
cles Wahlrechts *'urden ebenfalls geändert. Wählen kann grund'
sätzlidl nur, ryer in ein \Yählerverzeichnis eingetragcn ist od':r
einen Vahlschein hat. J[er im Wählervcrzcichnis eingetragen ist
und sich keinen Wahlschein ausstellen läßt, kann nur in dem
'W'ahlbezirk wählen" in ilessen Wählerverzcichnis er geführt wird'
Der Vahlscheinwähler konnte 1949 in jedem beliebigen Wahl'
bezirk des Landes, in tlem der Wahlsdrein ausgestellt r'r'orden

war, 1953 in einem beliebigen Wahlbezirk dee ganzen Bundes'
gebieies, immer aber nur persönlidr wählen. 1957 wurde mit der
Einführung der Briefwahl erstmalig in Deutsdrland auü die
schriftlidre Stimmabga-be zulässig, gleidrzeitig aber die Frei'
zügigkeit der Ausübung des 'Wahlredrts für die Wahlsdrein'
inhaber besdrränkt. Wer einen Vahlschein hat, kann jetzt nur
nodr an der WahI in dem Wahlkrcis, in dem der 'Wahlsdrein

ausgcstellt ist, untl zwar entwedcr durdr persönlidre Stimm'
abgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dicscs Wahlkreises oder
sdrriftlidr durdr Briefwahl teilnehmen'

Um brieflich wählen zu können, rnuß sidr dcr 'Wahlberechtigte

beim Wahlamt scines 'Vohnorts cincn 'Wahlschein, einen Stimm-
zettcl, einen Vahluursrhlag für den Stimmzettel mit Siegelmarke
zu dessen Ycrschlu[J und einen Vahlbricf umschlag besorgen.
Nadr Ausfüllen des Stimmzettels sind diese Unterlagen an tlen
I(reiswahlleiter zu senden, in dessen Wahlkreis iler Briefwähler
in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist' Zur Feststellung des
Ergebnisses der Briefrvahl rverden beim Kreiswahlleiter beson-
dere W'ahlvorstände gebildet, Jedermann, der Ansprudr auf Aus-
stellung eines Wahlscheines hat, kann audr die Unterlagen für
die Brie{wahl anforderu. Es handelt sich also bei der Briefwahl
um eine Sonderform der schon bisher üblidrcn 'W'ahlscheinwahl.

Jedoch kann hier nicht nur die cinzelrre Stimme oder der Stimm'
zettcl, sondern auch die Stirnmabgabe selbst ungültig sein. Sie
ist cs nach B\VG 56, § 39 Äbs. 5, Nr. I und 2 danrr, wenn im
Vahlbrief der Wahlschein sclbst fchlt odcr auch nur die auf ihm
ahzugebende cidesstattliche Erklärung für die persönliche Aus-
füllung des Stimmscttels nicht unterschrieben ist odcr der Wahl-
Lrief bcim Vahlvorsteher des Sonderwahlbezirkes verspätet ein'
geht. Dic Absendcr soldrer 'Wahlbriefe dürfcn nicht als Wählcr
gczählt rvcrdcn.

Praktisdr haLcn jetzt alle Wahlbercthtigtcn, also auch alte,
liraukc und körpcrlich bchintlcrtc sowic dicjenigcn Pcrsonen,
tlic sich am \\rahltag arrlScrhalb des Buntlcsgebietes aufhalten,
dio IIöglit'hkcit, ihr Stinrnrrot'ltt auszuübcn. Ilierdurdr ist die
Zahl dcr Vählcr urlrl damit dic VahlLctciligung durch gcsetz'
geLorischc n'Iaßnahrncn heoinflulSt. Fortrcr wurde crreidrt, daß
dic Wahlschcinrsählcr nrtr noch dic BcwcrLcr ihres Heimatwahl-
krciscs bzw. tlic Partcien ihrcs Lautlcs wählen lrönnen und somit
ihrem Heimatrvahlkreis verbunden bleiben, was gleichzeitig jeg'
liche }lanipulation des \\rahlausgangs rlurch planmäßige Konzcn'
tration von Wahlscheinen auf einige Wahlkrcise aussdrließt.

n'Iit der Einführung der Briefrvahl unter gleichzeitiger Bc-
schränkung auch dcr Stirnmabgabc rnit W'ahlschein auf den \[ahl-
kreis, in dem der Vahlscheininhaber in einem Wählerverzeidrnis
eingetragen ist, also seincn Wohnsitz hat, geben die Ergebnisse
für die einzelnen Länder und Wahlkreise erstmalig die Wahlbc-
teiligung und Stimmabgabe der Bevölkerung richtig wieder' Für
alle Gebiete, die sich rnit ihren Grcnzen nicht mit dem Gebiet
eines 'W.ahlkreises oder mchrerer 'Wahlkrcise decken, läßt sich
weder die genaue Vahlbcteiligung noch die genaue Stimmabgahe
der rlort Wahlbercchtigten ernittell. Zur Feststellung der 'Wahl-

beteiligung i[ dicscn Gcbieten muß cs auch weiterhin bei der
altc, B".""l,.ungsmethotle bleiben. Die Verfahren zur Berech'
rung tlcr Wahlbetciligung rvcrdcrr rurtcr II A 2 näher behandelt.

I)en aufgezcigten Yorteilen steht der Nachtcil gcgenüber, rlaß
das gesctzlichc YcrLot dcr Frcizügigkcit (rnit Vahlschcin in
cincrn bclichigcn Vahlbczirk tlcs ganzon Wahlgcbictcs wählen
zu könnon) t'lic Ycrglcichbarkcit allor rcgionalcn, also audl dcr
Landcs- untl Vahlkrciscrgcbnisse 1957 mit dcn entsprcchenden
vorar)f{egangncr '\V'ahlen stört. Dafür wiril dcr Vcrgleich der Er-
gcbnissc für die wahlpolitisch hcsoutlcrs interessierenden Ländcr
untl Wahlkreisc iu Zukunft verbesscrt.

Damit hat tlic Ilinführung der Bricfwahl auch die statistisdre
Darstellungsn'eisc positiv beeinflußt. Allerdings war es nodl nicht
möglich, dcn Kreis dcr Briefrvählcr auch in die Untersuchung
über die Zusamrrrcnsetzung der'Wählcrschaft nadr Älter unil
Gcschlecht einzubeziehen. In dcn folgenden Ausführungen wird
jeweils darauf hingcrvieseu. inwieweit der Yergleich dieser oder
der allgcmeinen Ergebnisse rnit ilen entsprechenden Ergebnisseu
yorangegangener 'Wahlen gestört unal auf welche Veise versucht
worden ist, die Ycrgleichbarkeit zu verbessern. Das Briefwahl-
ergebnis der Bundestagsrvahl 1957 wird überdies jeweils in be-
sonderen Äbschnittcn dargestellt.
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B. Äufgaben unil Reehtsgrunillagen iler beeonileren Wahletatistik
Bei der allgemeinen Wahlstatistik handelt ee sidr in der Haupt-

sa&e um eine Dokumentation der Wahlergebnisse, die möglidrst
ersdröpf.end sein soll, weil es sidr bei ihnen um historische Daten
handelt. Sondererhebungen sollen dagcgen für die versdriedenen
Gruppen der Bevölkerung Zahlenmaterial über den Umfang der'Wahlbeteiligung und die Art der Stimmabgabe liefern. Es ist
ohne besondere Vorkehrungen möglidr, durdr eine entsprechendo
Gruppierung der Wahlergebnisse uadr Gemeinden einc Rcihe vorr
Beziehungen herzustellen, Auf tliesc Weise können z. B. tlie'Wahlbeteiligung oder die Stimmabgabe nach GemeindegrölJr:u-
klassen oder nadr Gemeindetypen odcr für Gcbiete mit eincr
bestimmten Mistüung der Bckenntnisse, mit einem bestirnmten
Anteil von Yertriebenen an der Bevölkerung und dgl. nadrge-
wiesen werden. Die Vahlbeteiligung und die Stimmabgabe nadr
A.lter und Geschledrt müssen jedodr besonders ausgezählt
werden.

Auszählungen über die männlidren und weiblicherr 'Wähler unrl
Nicht-Vähler nadr Altersgruppen sind in Deutschland schon vor
1933 bei Reidrstags-, Landtags- und Kommunalwahlen und auch
im Ausland vorgenommen worden. Nach I94S hatten einzelne
Städte im Bundesgebiet nidrt nur die Wahlbetciligung nach Ge-
s&ledrt und Alter festgestcllt, sondern für Teile ihres Vahl-
gebietes auch die Stimrnabgabe für die verschiedenen Wahlvor-
schläge nach Geschledrt und Alter der 'Wähler untcrsucht. Für
das ganze Wahlgebiet repräscntative Feststcllungcn rlieser Ärt
wurdcn in Deutsdraud erstmalig bei der \[ahl zurn 2. ]leutscherr
Ilundestag irn .Iahrc 1953 gctroffeu. Seine Rechtsgrundlage cr-
hielt diescs Vorhaben durdr cinc Vcrordnung dcr Rundcsrcgie-
rung vorn 21. August 1953, die mit Zustimrnrng dcs Bunrlcs-
rats erlasscn und im Rundesanzciger Nr. 162 vcröffcntlitht wurdc.
In ihr hcilJt es:,,In einzclnen ()eLieten, dic von rlcm Statistischcn
Rundesamt im Einvernchmen mit den bctciligtcn Ländcrn aus-
gewählt wcrden, sintl auch Statistiken üher Gcsdrledrts- urrrl
Altersgliedcrung der Vahlbercdrtigten und Vählcr unter Rc-
rücksichtigung der Stimrncnvertcilung auf dic einzclnen Wahl-
vorschläge zu erstcllen". Dieselben Fcststellungen warerr aut:'h
für die Wahl zum 3, Deutschen Bundestag vorgesehen und be-
rcits im Bundeswahlgesetz angeordnet (BWG 56, § 52 Abs. 2r.

Durchführungsbestimmungen zu den Wahlgesetzen enthaltcn
die Bundeswahlordnungen (B.WO) vom IS. Z. lgSB (BGBI. I
'S. 5I4) und vom 16. 5. 1957 (BGBI. I S. 44I). 1949 hatte jedes
Land durch Verordnung seiner Landesregierung alle zur vor-
bereitung und Durdrführung der Wahl einschließlich der Ermitt-
lung des \triahlergebnisses erforderlichen Durchführungsbestim.
mungen für sein Gebiet zu erlassen (BWG 49, § 23 Abs. Lr.
Oberstes 'Wahlorgan war rlarnals die Gesamtheit der Minister-
präsidenten der deutschcn Länder, die auch das vom Parlamen-
tarisdren Rat am I0. r\Iai 1949 beschlossene Wahlgesetz rnit derr
von den Militärgouvcrneuren mit Sdrreiben vom 28. 5. 1949 unrl
I. 6. 1949 vorgenommenen Anderungen und dessen Ergänzungs-
gesetz vom 5. B. 19+9 verkündet hatten. Sie bestirnmten mit rler
Yerordnung vom 15. 6. 1919 (BGBI. I S. 24) den Wahltag. Denr
IJüro der I\{inistcrpräsidenten mit dem Sitz in Vies}raden warou
auch die Ergebnisse zu übermitteln. Nadr Korrstituicrung der
Bundcsrepublik steht das Redrt dcr Bcstimmung dcs 'W'ahlta;ls
dem Bundespräsitlenten zu. Die Bundcswahlordnungen werden
vom Bundesministor des Innern erlassen. Als obcrstes Wahlorgan
wurde 1953 der Präsidcnt des Statistisdren Bundesamtes zu)n
Bundcswahlleiter ernannt. Ihm steht seit der Wahl I95Z cin
Bundeswahlausschuß zur Scite. Nadr BWG 56, 5\ B sind für dic
Durdrführung der Bundestagswahlen folgende Vahlorganc zu-
ständig:

der Bundeswahlleiter und der Bundeswahlausschuß für das'Wahlgebiet,

ein Landeswahlleiter und ein Landeswahlausschuß für jedes
Land,
ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlaussdruß für jeden
'IV ahlkreis,

Die eigentlidre Vahlhandlung und die Feststellung der Wahl-
ergebnisse dürfen durdr die Sonderauszählungen nicht gestört
und das Vahlgeheimnis nicht verletzt werden. Die Aueführungs-
bestimmungen in § 84 der Bundeswahtordnung l9S7 (BWO S?)
stellen strenge Grundregeln zur Bea&tung dieser Gesidrtspunkte
auf, Um die Gewinnung der Sonderergebnisse zu erleiehtern und
sie zoitlidr und örtlidr von der 'Wahlhandlung und der Feststel.
lung tles \ffahlergebnisses im \ffahllokal trennen zu können, cr-
laubte sdrou die Bundeswahlorduung für die 2. Bundestagswahl

I. den Äufdrud< von Untcrscleidungsbezeichnungen auf dem
Stimmzettel (BWO 53, § 30)

2. das Öffnen der von den Vahlvorständen gebündelten
Stimmzettelpakete durdr nädrsthöhere Wahlorgane (BWO
53, § s3).

Ileide Bestimmungcn wurden in die Bündeswahlordnung 1957
übernommen (BWO 57, §§ 73, 84).

Auf der Grundlage dieser Gesetzesbestimmungen und nadr
Ridrtlinien, die das Statistisdre Bundesamt ausgearbeitet hatte,
wurde die Repräsentativstatistik bei der Bundestagswahl 1957 in
allen Ländern in vollem Umfang durdrgeführt. Im Jahr 1953
hattc sich Baycrn auf Feststellungen über die Wahlbeteiligung
und die Stimnrabgabe nadr dem Gesr:hlecht und Rheinland-Pfalz
auf die \Vahlbcteiligung nadr Geschlecht und Altcr und dic
Stirnrnabgabc nach dem Geschledrt beschränkt. Durdr die reprä-
sentativc Vahlstatistik 1957, an der sidr alle Bundosländer voll
Letciligteu,_wurdcn in I007 Wahlbezirken von rund 50 000 Vahl-
lrezirkcn übcrhaupt 736 000 Vahlberedrtigte odcr 2,2 vH aller'Wahlberechtigton crfaßt. In Sr.hlesu,ig-Holstein, Niedersachsen,
Bayern und im Saarland Letrug der Äuswahlsatz etwa 4 vH
unt irr diescn Läntlcrn hinreichcnd genaue Aufschlüssc audr üb,rr
dic Zusammensetzung der Wrihlersdraft der kleinererr Parteieu
(DP, GB/BHE, FU) zu crhaltcn, im übrigcn Wahlgebiet etwa
1 vH, Soweit bei der Besprechung tler Ergebnisse der repräsen-
tativen'Wahlstatistik Ergebnisse für 1953 zum \rergleidr heran-
gezogen wcrden, ist zu beachtcn, daß der Yergleidr durch das
Fehlen von drei Ländern bei der damaligen Erhebung etwas
beeinträchtigt wird.

ein 'Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden Wahl-
bezirk und

ein oder mehrere Wahlvorsteher und I(/ahlvorstände für je-
den'Wahlkreis zur Feststellung des Briefwahlergebnisses.

Diesen Wahlorganen obliegt auch die Feststellung der Ergeb-
nisse für die entsprechenden Vahlgebiete, ihre Bekanntgabe und
die Weitcrrneldung an die nädrsthöheren Wahlorgane. Ist clic
Gemeindc in mehrere Vahlbezirke eingctcilt, so meldet der
\I/ahlvorstchcr das Wahlergebnis seines Wahlbezirkes der Gc.
rrreindcbchörtle, die dic 'Wahlergebnisse aller Wahlbezirke der
(.)omeinde zusammenfaßt und dem Kreiswahlleiter meldet. Der
Lanrleswahllciter kann außerdem anordnen, daß die Wahlergeb-
nissc in dcl kreisangehörigcn Gemcinden über die Kreisver-
waltungsbehördc gemcldct w.rrlcn.

lls ist zrsisdren der sog. ,,SchnelLneldung'o in der V-ahlnacht
und dcm endgültigen Wahlcrgebnis zu untcrsdreiden. Naclr den
Schncllmeldungcn durch Boten, Fernsprecher, Fernsdrreiber,
Telegramm ermittelt der Kreiswahlleiter das vorläufige Ergebnis
im Wahlkreis, der Landeswahlleiter das vorläufige Ergebnis im
Land und rler Bundeswahllciter das vorläufige Ergebnis für das
ganze Wahlgebiet. Der Kreiswahlleiter gibt bei der Meldung
auch an, weldrer Wahlkreisbewerber als gcwählt gelten kann.
Der Landeswahlleiter meldet dem Bundeswahlleiter die Wahl-
kreisergebnisse zunächst einzeln, und danach mit dem Landes-
ergebnis auch gesdrlossen. Er kann neuerdings das Landesergeb-
nis nur nadr den Stimmen feststellen, die Zahl der Abgeordneten,
mit denen das einzelne Land im neuen Bundestag vertreten sein
wird, errechnet sidr erst aus dem Ergebnis für das €auze Wahi-
gebiet.

C. Durchfährungsbestimmungene Meldeweg unil Ergebnisfeststellung
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MELDEWEG
FÜR DIE WEITERGABE DER VORL:{UFIGEN WAHLERGEBNISSE

(BWo s7, §68)
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Der Buntleswahlleiter gab von seinem Büro im Bundcshaus'
Bonn, aus das vorläufige Ergebnis der 'Wahlen von 1957 nadr den

Stimmen unmittelbar nadr Eingang dcr I\{eldung dcr letzteu
beiden Vahlkrcise am 16. September 1957 urn 6,15 IJhr d':r
Öffentlidrkeit bekannt. Etwa 1 Stundc spriter konnte der Bun-
deswahlleiter audr die Yertcilung der Abgeordnetensitze nach

den vorläufigen Ergebnissen mittcilen. Voraussetzung für dieserr

frühen Termi, .rn", di" Anwendung eines abgekürzten Verfah-
rens, das tlurdr den Einsatz von Tabellierrnasdrinen nachträglich
no& einmal überprüft worden ist.

Die Sdrnellmeldrnge, für die Wahlkreise sind in der Wahl'
nadrt etwa in na&stehender Zeitfolge eingegangen:

bis 2300 Uhr die Ergebnisse von 10 Wahlkreisen,
- bis 24oo Uhr die Ergebnisse von 44 Vahlkreisen,

bis 02oo Uhr die Ergebnisse von 155 Wahlkreisen'
bis 0400 Uhr die Ergebnisse von 226 Wahlkreisen'

' bis 0600 Uhr die Ergebnisse von 247 Vahlkreisen'
Die Schnellmeldungen der Landeswahlleiter wurden mit Fern-

sdrreiber aufgenommeno vervielfältigt und auf Lochkarten
übertragen. Mitt"le T"b"lliermasdrinen wurden ilie Verhältnis-

zahlen bereünet und Summen gebildet' Die Verwendung von
Lo&karten und Tabelliermas&inen bot glbidrzeitig die Mög'
lidrkeit, bereits 4 Stunden naü dem Eingang der Sdrnellmeldung
für den letzten Wahlkreie die Ergebnisse für alle \flahlkreise
mit Verglei&szahlen für 1953 zu veröffentlichen (Vgl. Statisti'
eder Beridrt, Arb.-Nr. VIIIiS/I3). Außerdem einal von Zeit z,tt

Zeit Zwisdteaergebnisse aus den bereits vorliegenden Wahlkreis-
ergebnissen mit Vergleidrszahlen für 1953 erstellt worden.

Die Feststellung der endgültigen Wahlergebnisse ist
Aufgabe der 'Wahlaussdrüsee. In den §§ 73 bie 75 BWO 57 sind
die Aufgabenkreise für die Kreiswahl' und Landeswahlausschüsse
und den Bundeswahlaussdruß im einzelnen bestimmt und gegen-
einander abgegrenzt. Im Gegensatz zu früher sind die Kreiswahl'
und Landeswahlarrss&üsse bei den Bundestagswahlen seit 1953
beredrtigt, bei Redrenfehlern Berichtigungen in den Feststel'
lungen der'Wahlvorstände und Kreiswahlausschüsse vorzuneh-
men und über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen abwei-
drend zu besdrließen.

Die von den Wahlaussdrüssen festgestellten und von den
Kreis- und Landeswahlleitern und dem Bundeswahlleiter nach
der Bestimmung in § ?6 der Bundeswahlordnung öffentlidr be'
kannt gemacäten Ergebnisse sind nur insoweit endgültig, als
der neue Bundestag auf Grund dieser Ergebnisse zusammentritt.
Wahlprüfungsverf ahren, die oft während der ganzen Wahl-
periode laufen, stehen der Endgültigkeit audr dieser Ergebniese
cntgegen. Eine \t/ahlprüfung wird nur auf Einsprudr durch'
geführt. Einsprüdre können von den Landcswahlleitern und dem
Bundeswahlleitcr in amtlidrer Eigenschaft und sonst von jedem
.Wahlberechtigten eingelegt werden. Ersterc sind nach 5\ ZA ntXtO
tlazu vcrpflidrtet, zu prüfen, ob die \i/ahl nach den Yorschriften
des Bundcswahlgesetzcs und dcr Burrdesrvahlordnung durchgc'
führt woralcn isi und ggf. Einsprudr einzulcgen. Artikel 4I dcs
Grundgesetzcs madrt die Wahlprüfung zur Sachc dcs Bundes-
tagcs. Das Vahlprüfungsgcsetz vom 12. 3. 1951 (BGBI. I S. 166)

crthält das Nähere. Danadr bereitct der .Vah\rrüfungsaussdruß

tlie Entscheidung des Brrndestages vor. Gcgen dic Entscheidung
dcs Bundestages ist tlie Beschwcrdc arr tlas Rundesvcrfassungs'
geridrt zulässig.

Auch in dcn Wahlbezirken, in dcnen die .Wahlen nadr Ge'
schledrt und Alter getrennt durdrgeführt werden, erfolgt dic
Feststellung und Weitermeldung des eigentlic.hcn Wahlergcbnis-
ses in dcr oben gesdrilderten Veise. Die Sonderauszählungen
übcr dic Stimrnabgabc der Männer und Frauen nadr Altersgrup-
pen an Hand der in diesen Wahllokalen mit entsprechendern
Untersdreidungsaufdrud< verteilten Stimmzettel sind nadrträg-
lich bei den Kreiswahlleitern oder Landeswahlleitern durdr-
geführt worden. Ebenfalls später rvurden die Zahlen der 'Vahl'

berechtigten und Wähler der versdrieilenen Bevölkerungsgrul)-
pen an Hand der Wählerverzeidrnisse im Wahlbezirk festgestellt'
Fü" di" Zusammenstellung dieser Ergebnisse waren besondere
Meldeformulare vorgesehen. Im übrigen kann auf die Binführung
zu Heft 2 von Band 200 verwiesen werden'

II. Ergebnisse
A. Wahlberechtigte, Wähler unrl Wahlbeteiligung

1. Wahlberechtigte unrl Wähler
Bei der Buntlestagswahl 1957 waren rd. 35,4 Mill' Deutsdre

wahlberedrtigt, 1953 rd' 33,2 tr[ill. und 1949 rd' 31,2 Mill' Danach

hat sidr die Zahl der Vahlberechtigten zrüischen l9'{9
und 1953 um etwa 2 Mill. oder.6,4 vH und zwisdren 1953 und
I95? nodrmale um 2,2 Mill. oder 6,6 vH erhöht' Rund 660 000

Deutsche sincl 1957 durch die Rüd<gliederung dee Saarland'rs
wahlbere&tigt gewortlen. Für das Bundcsgebiet ohne Saarland

beträgt die Zu.ahme zwisdren den beiden letzten Vahlen 1'6

MiIl. oder 4,6 vH.
Diere Zor"h-en entspredren jedesmal ungef ähr dem An-

wadtsen der Bevölkerung im wahlfähigen Alter' Es wäre abcr
falsdrn sie mit den Zahlen der Erstwähler (oder Jungwähler)
glei&zusetzen. Von den Wahlbere&tigten des Jahres 1949 sinil
ti, fSSg etwa 1,75 Mill. gestorben und 0,5 Mill' aus dem Bundcs-

gebiet verzogen' Setzt man diese von den Wahlberedrtigten des

iah.es 1949 
-rb, ,o "rgibt sidr, daß die ZahI von 33,2 MiIl' Vahl-

Lercdrtigtcn bci der 2. Bundestagswahl mehr als 4 Mill. Perso'
nen cnthält, dio 1949 nodr nidrt wahlberechtigt waren. IJntcr
ihnen bcfanden sidr 2,8 Mill. jugendlidhe Erstwähler, die 19'19

nodr untcr 21 Jahre alt waren und erst seitdem in das wahl'
fähige Altcr arrfgerür:kt sind. Der Rest muß altcrsmäßig gcseht:n
hcreits 1949 r'ahlbercdrtigt gerresen' aber crst nach tlem Wahl'
termin in das Bundesgebiet zugezogen sein. In dcr Hauptsadre
dürftc sictr diescr Personenkreis aus Flüchtlingen aus der so-
wjctisdren Besatzungszone und Berlin, zurüdrgekchrten Kriegs-
gefangcnen und Yertriebenen aus den deutschcn Ostgebieten
und dem Ausland zusarnmensetzen. Die Zahl der im wahlfähigen
Alter stehenden Personen, die im Jahre 1949 auf Grund der in
den Ländern geltenden Entnazifizierungsbestimrnungen nidrt
wahlberechtigt waren und erst ab 1953 ihr aktives Wahlrecht
ausüben konnten, wird im allgemeinen stark überschätzt' Ob-.
gleich die Anhaltspunkte, ihre Zahl zu beurteilen, nur gering
,i..1, krm tloc{r mit einiger Sicherheit angenommen werden, daß
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6ie etwa 100 000 betrug. Seit der 2. Bundestagswahl sind im
Bundesgebiet ohne Saarland rd. 2 Mill. Wahlberechtigte gestor-
ben und - wie sdron in den 4 Jahren zwisdren den beiden ersten
Bundestagswahlen - etwa 0,5 Mill. über die Bundesgrenzen
verzogen. Als Erstwähler, die seit 1953 in das wahlfähigc Alter
hineingewadrsen sind, können hier 2,9 Mill. veranschlagt werdcn.
Damit standcn 1957 1B,I vH mehr 'Wahlbercchtigte im Altcr
von 2I bis unter 25 Jahren als 1953. Der Rest von ctwa cincr
Million ist dieses Mal wohl fast ausschließlich der Zuwandemng
aus Berlin und der sowjctisthen Besatzungszonc zuzuschrcibcn,

Die Gesamtzahl tler WühIcr hat stürher zugcnommcn als
dic der Wahlbcrcdrtigten. Sie betrug bci dcr 3. IJundcstagswahl
3I,1 Mill. gegenüber rd. 28,5 trIill. 1953 und ctwa 24,5 Mill. 1949.
1957 wählten etwa 590 000 Saarländer zurn ersten NIal zum Dcut-
schen Bundestag. Venn sie unberücksichtigt blciben, ist dic'Wählerzahl von 1953 auf 1957 um 2,0 MiIl. oder 7 vH gestiegen.

Über die altersmäßigc Zusarnmensetzung der wahlberechtigten
Männer und Frauen und der männlidren und weiblichen 'Wähler
1953 und 1957 auf der Grundlage der repräsentativen Vahl-
statistik unterridrtet die nadrstehende übersicht. Danadr waren
bei der 3. Bundestagswahl fast alle Ältersgruppen stärher bc-
setzt als 1953. Neben dem schon genannten Unterschied rler Zah-
len für die Erstwähler 1953 und 1957 hat zwisdren den beiden'Wahlen am stärksten die Zahl der ?0 und mehr Jahre alten'Wahlberechtigten zugenommen und arn geringstel die Zahl rler-
jenigen, die z. Z. der Wahlen zwisdren 25 und B0 Jahre alt waren.
Lediglidl die Altersgruppe der 40- Lis unter S0jährigen Vahl-
berechtigten war I95? trotz der Rückglicdcrung dcs Saarlandes
sdrwächer bcsetzt als 1953. Die Zunahmen bei den Wählerzahlen
sind immer größer, Abnahmcn bei dicscn irnrncr kleincr als tlci
den Zahlen für die Wahlbcrcchtigtcn, wcil die W'ahlbctciligung,
auf die nodr näher cingcgangcn wird, durchwcg gcsticgcn ist.

Als Folge zweier Kricgc mit hohcn }Iänrrcrverlusten wcist die
Bevölkemng insgesamt gesehcn mehr lrauen als Männcr auf.
Äudr von 1000 Wahlbercchtigtcn waren 549 Fraucn und 45I
Männer. Lediglich bci den 21,- bis untcr 2Sjährigcn und den 25-
bis unter 3Ojährigen gab es 1957 mehr Männer als Frauen, wcil
die betreffenden Jahrgänge kaum mehr von I(ricgsverlustcn
betroffen sind. 1953, als die Angchörigen allcr Geburtsjahrgänge
vier Jahre jünger lvaren, bcschränkte sich dcr Männerüberschr,rß
unter den Wahlberedrtigten auf die 21- his unter 2Sjährigcn.
Als Folge der untersc{riedlichen Stärke der Ge}rurtsjahrgänge
nahm die Zahl eler 25- bis unter 30jährigen weiblidren Wahl-
beredrtigten von 1953 auf 1957 um 4,3 vH ab und die der märrn-
lidren um I3,I vH zu. In den folgenden Altersgruppen gab es
1957 wie 1953 mehr Frauen als llänner unter den Wahlberech-
rigten. Am stärksten lvar der Frauenüberschuß bei den 60- bis
unter 7Ojährigen, weil sidr hier die Männerverluste im I. Welt-
krieg mit den Ausrvirliungen der höheren Sterblichkeit der Män-
ner summieren.

Infolge der untcrsdriedlidren Wahlbeteiligung nach Geschleclt
und Alter, über dic noch gesprodren wird, *"i"ht di" entsprc-
chende Gliederung der Wähler vou der der Wahlberechtigten ab.
Die Untersdriede in der 'Wahlbeteiligung warcn allerdings weder
1953 nodr 1957 groß genugT um tlas bci der Bctradrtung der
Wahlhercchtigtcn gc\yonnenc Rilrl wesentlirfi zu ändcrn. Von

1000 Vahlberedrtigten bei der letzten Bundestagswahl waren
546, von 1000 Vählern 536 Frauen. Ah"lidr gering sind dic
Untersdriede in den einzelnen Altersgruppen.

Der Frauenübersdruß bei den Wahlbercdrtigten und Wählern
verdient durdraus Beachtung. Er becinflußt wegen des Unter-
schicdes in der politisdren Einstellung der Gcschlechter, die bei
spätercr Behandlulg der StimmahgaLe dcutlich wird, das Wahl-
ergcbnis nicht unbeträdrtlieI.

Bei dcr 2. Bundestagswahl ließen sich 1,1 Mill. oder 8,3 vH
aller in dcn Wählerverzeichnissen als lvahlbercchtigt vcrrnerkten
Personcn einen \Yahlschein ausstellcn, mit dem sic ent-
wedcr in cincm Lelichigen Wahllokal des ganzen 'Wahlgebietes
oder vor einern bcwcglichcn Vahlvorstand wählcn konnten. ISST
wurdcn an 1,9 l{ill. und damit an 5,4 v}I dcr 'Wahlberedrtigtcn
Wahlscheine ausgegebcn. DieZahl der V a h I b e r c ch t i g t e n,
d i e U n t e r I a g e n f ü r rl i e B r i e f w a h I bekommen haben,
läßt sich nidrt genau feststellen, da bei dem Yermerk über die
Ausgabe eines Wahlscheins in dcn Wählerverzeichnissen in dcr
Regel nicht nach einfadrem Wahlschein, mit dem in jedem \[ahl-
lokal des Wahlkrcises gervählt werden konnte, und Wahlschein
mit Unterlagcn für die Briefn,ahl unterschieden wurde. Geht
man jedoch davon aus, daß der Anteil dcr Wahlberedrtigten mit
Unterlagen für die Briefrvahl an der Zahl der insgesamt ausge-
gebenen Wahlscheine derselbe ist wie der Anteil tler Briefwähicr
an der Zahl aller 'Wahlscheinwähler, 

so kommt man auf einen
Unterschied von nur 240 000. Er zcigt, weldr geringe Bedcutung
dem einfachen W-ahlschein geblieben ist, nacldem dieser nur noch
in clen Wahlbczirke n dcs Heimatwahlkreises benutzt werdorr
kann, und außcrdern das Wahllokal rradr wic vor innerhalb der
Vahlzcit auf gcsucht wcrdcn muß. Ilituntcr wcrden sicherlirü
nicht nur dic Abwesenheit vorn Wahllircis am -Wahltag, 

hohcsAltcr odcr scLrverc Krankhcit, sondcrn auch tlic Bequcmlichkcit
dazu gcführt habcn, statt dcs cinfachen Vahlschcins cincn Wahl-
schcin mit dcn Unterlagen für dic llricfwahl zu bcanrragen,

l.537 097 lirahlbriefc sind ordnungsgcmäß eingegangcn. Da-
ncben wurden übcr II0 000 \Vahlbriefe gczlihli, dic zurürk_
gcwiesen wertlcn mußten: Rund I0 000, weil sie bei tlcr post vcr_
spätet aufgegebcrr rvurden odcr trotz aller Sondermaßnahmen
der Bundespost aus sonstigen Gründen nicht rechtzeitig bei den
I(reiswahlleitern cingegangcn sin<I; rund I00 000, weil sie Form_
rnängel aufwiesen, indem etrya der Wahlschein oder die Unter-
schrift unter die eidcsstattliche Yersicherung über die persön-
liche Kennzeidrnrrng des Stimmzettels f ehlten. Die genannten
II9 _00q Wahlberechtigten haben subjcktiv gesehen zwar Be-wählt, konnten aber aus formalen Gründen nicht als Wähler lc_zählt werden, da die Wahlhandlung erst als abgeschlossen gilt,
rvenn der Stimmzettel in die Urne geworfen ist. Nach dem Gesetz
ist in diesen Fällcn die Stimmabgabe als solche und nicht nur tler
Stimmzettel oder die einzelne Stimme ungültig.

2. Wahlbeteiligung

- Die Vahlbeteiligung Iäßt sidr nrrr für die Teile des lVahlge-
bietes genau bercchnen, für die audr die Zahlen für ilie Wahl-
bcrcchtigten und Vählcr genau festgestellt wcrden können. Nach
den schou besprochenen gesetzlichcn Bcstimmungcn für die Aus-
iibung rlcs §-ahlrcchts war es rn sirü nriigliclr, 1953 rlie genauc

4. wahlbercchtigtc und wähler nach Gcschlccht und Artcr 1953 unil 195? (R)
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Alter
(etrva) von
bis untcr

Jahre

\Yahlbercchtigtc \Yähler
trIrinner Ir'rauen Münrlerund Irrauen IIänncr Ifrauen I Ilänncr und n'raucn

1953 7957
Ycr-
rilde
runß

1953 7957
Yer-

ändc-
rung

1953 1957
Yer-
ändc-
rUng

19ö3 79ö7
Ycr- I I

änoe-l rssr I rc;zmng| |

Ycr-
rinde.
rung

1953 1957
Yer-

ändc-
rung

1000 vH I 1000 vI:I 1000 VII 1000 vII 1000 vII 1000 I vII
27-2F)
25-30 . ..
30-40
40-50
50-60
60-70
70 und mehr

Insgesant

1
1
2

2
1
1

248
613
583
44L
941

1I
2
2

1

462
824
939
973

000
490

ri
;
+
+

13,1
13,8
1,3,6
14,7

8,4
13,1

1
1

4

2
1

lt-7
813
480

451

645

1
1

3

2
1

401

757
863
877
765
942

I

I + ts.ol- t'.s
l-t 8,0
l- 8,5

l+ 13,e
I + 18,7

2

6
7
o
4

425
426
063
662
391

962

2

6
o

4
3

863
558
697
öJO
249
765
482

+ ls.il c66+ 3:el 1 826
+ 10,51 2238
- 10.81 3071
+ 13,41 Z679
+ 71.51 1 691+ 15,e1 Lr4L

I

1
1
2
2

1
1

190
557
629
720
105
851
316

+
+
+
+
+
+

23,1
17 ,4
17,5
1 1,4
15,9
9,5

15,3

905I 478
2 973
3 709
3 052
2 072
1 185

1 132
459
285
448
463
418
500

1

2
7

+ 25,1

- 1,0
+ 10,5

- 7,0
+ 13,5
+ 16,'t
+ 26,6

1

5
6
5

2

871
798
2L7
780

764
325

5
o
6
4
z

321
015
915
169
567
270
816

+24,1+ 7,8
+ 13,5

- 9,0
+ 14,6
+ 13,4
+ 21,1

149E8 16 060 + r,zlrszr+ 19 341 + 6,2 33 202 35 401 + 6,6 13 111 14 369 + 0,6 1; 369 16 703 + 8,7 28 480 + 9,131 073

Ilochgerechnete Zahlen der repräsentatiyen \Yahlstatistik.



Wahlbeteiligung für das Bundesgebiet und 1949 für den Bund
und die Länder zu beredrnen. Dae so beredrnete Bundesergebnis
1953 bzw, das Bundesergebnis und die Länderergebnissc 1949
wären allerdings methodis& von den Ergebnissen für andere
Teile des Wahlgebietes, insbesondere für die Wahlkreise, abge-
widren. In Anlehnung an dic Praxis der ReidrsrYahlstatistik
wurde deshalb audr die Wahlbeteiligung in Bund und Ländem
in der gleidren Weise beredrnet, wie sie in den anderen Teilen
des Wahlgebietes bereünet werden m u ß t e. Nadrdem sich mit
der Einführung der Briefwahl unter gleichzeitiger Besdrränkung
der Freizügigkeit in der örtlichen Ausübung des Wahlrechts die
genaue Wahlbeteiligung jetzt auch für die -Wahlkreise berechncu
läßt, wurde - vorcrst wenigstens rvahlstatistisch - von dieser
Möglidrkeit Gebraudr gernadrt. Danadr sind für die Berechnung
der Wahlbeteiligung im Bund, in den Ländern und in den Wahl'
kreisen als wahlberechtigt alle im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Personen anzusehen, gleidt ob sie einen V/ahlschein erhalten
haben oder nidrt, und als Wähler sowohl die W'ähler lt. Vähler-
verzeidrnis als audr die Wähler mit Wahlsdrein. Wahlamtlidr
konnte dieser Yorteil 1957 aus gesetzlichen Gründen noch nicht
genutzt werden. Die von den zuständigen'Wahlorganen bekannt'
gemachte Vahlbeteiligung in Bund, Ländern und Wahlkreisen
ist daher auch 1957 nor:h ungenau. Auf die Abweichungen wird
weiter unten eingegangen werden. Die Ungenauigkeit hängt da'
mit zusammen, daß das in der Wahlordnung (B'VO 57, Anl. 25)
vorgeschriebene Formular, das einheitlidr nicht nur für die Zu'
sammenstellung und trIeldung der I[ahlbezirks-, Wahlkreis',
Landes- und Bundesergebnisse, sondern auch für deren Bekann!'
gabe gilt, die NIöglichkeit unberücksithtigt läßt, vom \fahlkreis
aufwärts genaue Ziffern zu geben. Danadr werden alle Wähler
auf eine konstruierte Zahl der .Wahlbercchtigten bczogen. Dicsc
sctzt sidr aus der Zahl der im Wählerverzeichnis eingetragencn
Personen (ohne die Pcrsonen, deren 'Wahlrccht rrht odcr dic
cinen Wahlsdrein erhalten habcn) und dcr Zahl dcr cingelotnmc'
ncn Wahlscheine zusammcn. Das Verfahrcn vcrmcidct, daß sich
einc mehr als hundcrtprozentige Wahlbetciligung errcchnct. Das
wäre z. B. leicht an Orten möglidr, an dcnen die Zahl der einge-
nommencn Wahlsc{reine die der ausgegebencn erheblidr über-
steigt. Da auf der anderen Seite die Zahl der eingcnommenen
'W'ahlscheine gleidr der Zahl der Wähler mit Wahlsc{rein ist,
geht die Wahlbeteiligung der Wahlsdreininhaber mit 100 vH
in die Berechnung ein. Die so errechnete Wahlheteiligung 1949
für den Bund und die Länder, 1953 für den Bund und 1957
sdrließlidr für den Bund, die Länder und Wahlkreise liegt darnit
stets ein wenig zu ho&. In anderen Wahlgebieten können die
Abweichungen von der tatsädrlictren W'ahlbeteiligung größer odcr
geringer sein, je nadrdem, rvieviele Wahlscheinwähler wählen3).

Die'Wahlbeteiligung in den Regierungsbezirken, kreisfreien
Städten und Landkreisen ist in Heft 4 von Band 200 ausge-
wiesen. Nadrstehend wird nur die allgemeine Wahlbeteiligung
im Bundesgebiet, in den Ländern und in den Wahlkreisen und
darüber hinaus im Bundesgebiet die Vahlbeteiligung nadr Ge-
sdrledrt und Alter, Gemeindegrößenklassen und nach dem An'
teil der Evangelischen und der Yertriebenen in den Cemeinden
dargestellt.

Nach den amtlidren Bekanntrnadrungen haben bei der 3. Bun-
destagswahl 88.2 vH der §'ahlberechtigten gewählt. 1953 bc-
trug die Wahlbctciligung 86,0 vH rurd 7949 78,i, vH. I{ierbci
handelt es sidr um die ungenarren Ziffern, Wird die Zahl der
'Wähler auf alle nadr dem Wählerverzeichnis wahlbercdrtigten
Personen bezogen, gleidrgültig, ob sie einen Wahlsdrcin erhalten
haben oder nidrt, die Zahl der Wahlberechtigten rnit Wahlschcin,
die von ihrcm Stimmrcdrt keinen Gcbraudr gemacht habel, also
nicht vernachlässigt, erredruet sidr für das Bundesgebiet 1957
eine Ziffer von 87.8 vH gcgenüber B5,B vH 1953. Für 1949
kann diese genaue Ziffer mangels entsprechender Unterlagen
nicht mehr beredrnet werden. Nachstehenden Ilntersudrungell
werden - soweit möglidr - die genauen Ziffern zugrunde ge-
legt.

1957 haben dana& rd. 660 000 'Wahlbere&tigte mehr ihrö
Stimme abgegeben als dies bei der \flahlbeteiligung von 1953
der Fall gewesen wäre. 1953 betrug diese Differenz gegenüber
1949 2,5 Mill. Für die Entwidrlung von 1953 auf 1957 ist der
größere Wahleifer vcrmutlidr von minderer Bedeutung geweeen
als Gesetzesänderungen. Zunädrst durften bei der letzten Wahl
die Strafgefangenen ihr früher ruhendes Wahlredrt erstmalig
ausüben. Etwa 45 000 bis 55 000 Personen sind durchsdlnittli&
in Strafvollzugsanstalten eingewiesen. Von ausschlaggebendor
Bedeutung für das weitere Ansteigen dcr sdron 1953 beadrtlidr
hohen Wahlbeteiligung aber ist die Einführung der Briefwahl,
die es vielen überhaupt erst ermöglichte, an dcr Wahl teilzu-
nehmen und überdies die Ausübung des Wahlredrts bequemcr
inachte.

Die genauen Ziffern der Wahlbeteiligung 1957 in den einzelncn
Ländern, die durchweg nur geringfügig niedriger liegen als die
amtlich bekanntgemadrten, sind neben den absoluten Zahlera il
vorstehender Übersidrt genannt. Dort sind audr die Veränderun-
gen, allerdings gegenüber den ungenauen Zahlen für 1953, an-
gegeben. Für die Länder ließ si& bei der 2. Bundestagswahl
eine Vahlbeteiligung, die der genauen von 1957 vergleidtbar
wäre, aus den dargelegten Gründen nidrt berechnen.

Die Untersdriede in der Wahlbeteiligung zwischen den Län-
dern waren niemals sehr groß und haben sich außerdem von
Wahl zu Wahl mehr ausgeglichen. IVährend bei der ersten Wahl
in Baden-'Württemberg die wenigsten (70,6 vH) unil in Sdrles-
wig-Holstein die meisten W'ahlberedrtigten (82,7 vH) von ihrem
Wahlrecht Gebrauch gemacht haben, betrug die Diffcrenz 1953
6,7 und 1957 nur nodr 4,9. Die Länder mit der größten Wahlbe'
teiligung rvareu 1957 das Saarlantl und Harnburg mit 89,3 vH
bzw. 89,2 vI{. Abcr auch Hessen und Nicdcrsachsen, das 1953
an der Spitze lag, hattcn cine Wahlbeteiligung von B9 und mehr
vlf. Untcr dem l)urchschnitt lagen Ilayern mit 87,7 vH und
vor allcm Badcn-VürttcmLerg rnit nur 84,4 vH, das schon bei
Lcidcn vorangcgangcncn W'ahlcn dic geringste Wahlbeteiligung
zcigte. Obwohl sie gerade dort von'Wahl zu Vahl stark zuge-
nommen hat, konnte bis 1957 lediglich der Abstand gegenüber
Dayern verringert werden, Abgenommcn hat die 'Wahlbeteiligung

gegenüber 1953 nur in Sdrleswig-Holstein.
In den einzelnen Wahlkreisen bewegte sidr die 'Wahlbeteili'

gung I95? zwischen 93,6 vH im Wahlkreis 3I Vedrta'Cloppen'
burg und 93,5 vH im Vahlkreis 215 Burglengenfeld unil 2lB
Tirsdrenreuth einerseits und 78,5 bis 78,7 vH in den Wahl'
kreisen der Stadt Mün&en und 76,6 vH im Wahlkreis I9l
Calw andererseits. Die Wahlbeteiligung nach Wahlkreisen bei
allen drei Bundestagswahlen ist in nadrstehender Tabelle 6 nadr.
gewiesen. Für jede WahI sind ilie drei niedrigsten und drei hödr-
sten Ziffern besonders gekennzeidrnet. Danadr ist das Intereese
der Bevölkerung am demokratischen politisdren Leben in vielen
so abgegrenzten kleineren Gebieten in weit stärkerem Maße von
1949 bis 195? gewadrsen als cs sich bei Beobac*rtung lediglidr
der Landes- und Bundesergebnisse erkennen Iäßt. Die Vahl-
beredrtigten des Wahlkreises mit der gcringsten Wahlbeteiligung
bei der letzten Bundestagswahl hatten 1949 noch nidrt einmal
zur Hälfte gewählt (49,4 vH). Insgesamt gesehen wurde l9l9
in lI7, 1953 in 17 und 1957 nur nodr in 5 Vahlkreisen die lffahl-
Leteiligung von B0 vH nidrt erreidrt. Weitcrhin ist. die Zahl
dcr Vahlkrcise rnit cincr 'Wahlbeteiligung vorr 90 und mehr vH,
rlic l9tr9 noch in keinern Wahlkrcis vorkarn, von 30 im Jahrc
1953 auf 67 angcsticgen.

Yon den wahlberedrtigten l\I ä n n e r n madrten 89,6 vH von
ihrcm -Wahlrecht Gebrauch, von den F r a u e n jedoch nur 86,3
vH. Von allen Altcrsgruppcn zeigen die über ?Ojährigen
Fraucn dic niedrigste Wahlbeteiligung. Immerhin haben audr
von diesen Frauen drei Viertcl ihrc Stimme abgegeben. Die
höchste Wahlbeteiligung wurde bei den 60- bis 7Ojährigen Män'
nern mit 93 vH festgestcllt. Venn man von den über ?Ojähri.
gen Frauen absieht, ist bei beiden Gesdrlechtern die Wahlbeteili-
gung der jüngsten Wahlberechtigten am niedrigsten. Sie steigt
von dort an und erreicht bei den Märrnern in der bereits erwähn-
ten Altersgruppe 60 bis 70 Jahre ein Maximum, um dann bei den
ganz alten lVlännern wieder auf den Stand derjenigen bei den
3p- bis 40jährigen abzufallen. Bei den Frauen wird das Maximum

s) Inrvieweit sich gewisse Ungenauigkeitetr bei der n'eststellung der.Wahlb-e'
täiligung aus Febleln in den \Yählerverzeichnissen ergeben, muß dahingestellt
trleiüen. Im allgemeinen *'ird man daYon ausgehen dürfen, daß die Zahl der
Personen in rlen Wählerverzeichnissen ets'as überhöht ist' tr'ür nicht eingetra-
gene Personen besteht die }Iöglichkeit, sich im \l'ege des Einspruchs nachtragen
zu lassen (BIVO 57, § 20).
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AUSSCHNITT AUS DEM RUHRGEBIET

o
WAHLBETEILIGUNG IN DEN WAHLKREISEN 1957

Wäh ler auf 100 Wahlberecht[gte

ITIITITIITI unren Br

ffi er-ea
ffi aa-ea
ffi et-er
W lo-tz
@ lrundmehn

HAM BURG

Die Nummern und Namen d en Wahl kreis e sin d den Schaubildern @ un d @ zu entnehmen.
STAT BINOESAMI 59. 8'58
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6. Wahlbeteiligung in dän Wahlkreisen 1949,1953 und 195?
Wähler auf 100 Wablberechtigte

fl no"ut" i---l uie«lrleste Wahtbeteiligung

Wkr.
Nr 1949 1953 1957 Wkr

Nr 1949 1953 7957
,\YKI

Nr. 1949 1053 L957 Wkr
Nr 1949 1953 L957 \Ykr

Nr 1949 1953 7957

Schlcswig-Eolstein

1
2

4
5
6
7
8I

10
11
72
13
l4

15
16
t7
18
19
20
2L

21
25
28

28
29
30

31

34
35
36

38
39
40
47
42
43
44
45
46
47
48
49

80,5
86,0
83,6
81,3
83,1
82,7
84,2
79,6
80,4
84,1
84,2
84,4
81,7
80,7

77,7
82,0
82,5
80,6
82,1
80,5
83,6
80,7

85,4
88,6
87,5
87,4
88,8
87,5
90,9
89,4
88,2
89,1
88,1
88,6
89,6
89,4

83,9
88,6
87,2
87,0
88,1
88,0
90,2
89,4
88,7
88,6
88,6
88,8
89,3
88,5

84,9
E9,6
89,2
88,8
89,9
90,2
90,4
89,9

82,3
81,2
86,9
90,1

91,5

89,9
8?,7
86,2

Eamburg

83,4
87,8
87,1
87,4
88,7
87,8
88,5
ööro

Niealersachsen

69,3
67,9
77,9
78,0

85,0

82,0
76,9
?t,7

86,2

72,1
80,3
75,4
74,O
75,9
74,1
76,8
78,7

7?,2
81,5
80,2
78,6
72,4
81,4
84,1
82,8
79,8

82,5
80,7
86,1
88,2

@
89,5
86,3
85,4

@
85,9
87,0
88,2
88,3
88,6
88,7
88,9
90,0
86,6
88,4
01,5
00,3
89,5
86,0
91,3
92,o
91,8
90,1

@
85,4
88,0
87,6
86,8
87,3
88,7
89,3
89,9
88,1
89,3
92,0
89,9
80,5
85,8
90,8
02,3
91,9
90,9

60
61
62
63
64
65
66
$7
68
69
70
71

74
lc
76
77
78
79
80
81
82
83
84
85
86
87
88
89
g0
91
s2
93
94
95
90
97

98

aa
100

noch: Niedcrsachsen

73,8
82,8
80,3

' 87,3
91,5
90,0
91,0
90,5

87,6
90,1
91,1
90,5
90,4
88,8
83,1
83,6
84,2
87,3
89,3
88,0
89,5
87,1
87,3
81,5
8ä,1
87,0
88,0
86,8
87,8
87,8
86,8
90,0
88,3
03,0
88,2
87,0
87,0
85,0
84,5
86,0
85,9
84,6
92,?
90,7
91,8
89,4

9L,7

85,3
89,5

79,3
81,3
83,1
72,6

92,3
90,3

Bremcn

57 183,e188,21e0,458 180,2188,2189,650 181,5185,8186,1

Nordrhein-\Yestfalen

50
51

53
64
55
50

86,6
91,5
90,3
90,3
90,0
01,7
90,1

75,4
82,0
82,9
81,1
öü,o

70,6
72,0
74,8
77,5
80,7

81,5
78,6
79,4

78,9
?2,5
?3,6
80,6
72,9
76,5
81,7
75,0
85,8
80,6
?7,L

75,4
7 4,7
75,7
78,9
75,7
87,1
83,8
85,9
79,O

87.2

77,4
83,8

82,7
87,5
88,8
88,3
88,8
87,0
79,3
79,0
81,5
83,8
87,9
85,0
87,0
öa!J
86,3
81,2
82,0
84,4
82,8
82,2
85,5
82,8
83,0
87,8
85,8
90,8
85,0
85,2
85,8
81,8
81,9
88,2
83,1
81,0
91,4
89,7
91,1
87,0

9L,2

83,3
88,2

noch : Nordrhein-.Wcstfalen

101
t02
103
104
105
106
to7
108
109
110
111
L72
113
114
115
116
rt7
L18
119
720
LzL
L22
L23
124
L25

L26
727
128
129
130
131t,z
133
134
135
136
137
138
139
140
L4l
142
L43
L44
L45
146
L47

148
149
150
151
L52

81,1
84,5
83,3
82,1
82,6
81,8
?7,l
7?,4
76,5
74,6
82,9
84,0
83,1
80,5
79,7
78,1
79,9
82,7
81,5
84,4
86,0
82,5
85,4
80,5
78,5

77,5

84,8
77,5
83,5
70,5
70,L
76,3
80,6
75,?
76,8
81,4

85,0
66,3
63,7
65,3
82,6
83,8
80,8
80,5
78,2

86,1
88,4
91,0
89,6
90,0
90,1
88,3
87,6
88,8
86,2
86,8
88,3
87,9
86,8
85,6
83,1
85,4
86,6
87,1
88,8
91,2
88,5
89,7
86,1
80,1

87,9
90,9
89,7
87,6
89,8
ö), u
85,1
86,0
89,2
87,7
86,1
89,1
82,1
89,7
87,2
80,3
80,5
89,1
88,1
87,9
88,7
88,1

88,6
90,6
9r,7
90,3
91,0
go,7
8S,8
89,4
90,4
87,6
87,5
88,9
88,?
80,5
87,7
85,2
86,4
88,1
8?,3
89,5
91,7
88,7
91,2
öl),c
80,7

88,ö
92,2
91,1
80,8
90,5
87,5
86,8
89,3
91,8
89,9
89,2
91,3
85,5
91-,2
85,1
84,1
84,9
91,2
90,7
89,8
91,3
90,1

90,7
s2,o
90,1
89,6
85,2

Ilessen

Rheinland-Pfalz

82,4
83,0
80,6
i9,2
71,9

89,3
90,0
86,7
88,2
80,0

noch: Rhcinländ-Pfalz

153
154
155
156
75?
158
159
160
161
L62

81,1
82,2
72,5
77,8
78,2
82,5
80,7
77,5
81,7
84,0

163
164
165
166
7ß7
1(i3
169
770
1?1
t72
773
L74
775
176
777
178
179
180
181
L82
183
184
18ö
186
187
188
189

86,7 | 89,6
80,0 | ES,?
86,7 | 88,6
84,7 | 88,4
s5.5 | 87,7
86,9 | 85,S
85,8 | 8it,0
80,0 | 83,7
s(i,:l I 9lr,6
87,5 | 90,0

Baden-\Yürttcmbcrg

0s,0
70,3
75,8

63,0
i5,1
71,8
70,3

67,S
09,6
68,4

62,5
75,8
71,O
77,6

? 5,t
79,5
68,1
71,9
66,9
ß9,7
7t,7
7L,2
7L,4

78,4

81,1
83,8
79,0
82,1
83,3
82,9
87,?
79,8
81,6
50,6
78,1
78,1
81,8
79,6
82,1
E4,4
81,7
86,9
82,6
85,4
79,7
79,9
42,7
79,8
81,1

80,0

?Cr,7

83,0

82,3

91,6
80,4

81,8
82,8
85,0
86,4
83,5
85,1
E6,4
85,2
89,4
82,2
81,0
83,5
81,6
82,7
8ä,9
82,9
86,2
89,0
84,0
8i1,4
81,9
8J,8
80,8
f12,4
84,6
82,3
83,4

82,9190

191

192

193

194
195

190
197
198
199

61,5

49,4

64,3

75
?5

,3
,3

86,5

s2,4
91,0

Bayern

86,0
31,5

81,2

89,8
86,2
82,7
86,0

91,3
87,8
88,7
86,2

noch: Bsyern

I200

20L

202

203

204
205
200
207
208
209
2t0zlt
272zt}
274

2t5

210
2L7

218

279
220
221

224
225
226
227
228
22s
230
231

234
235
236

238
23$
240
24L
242

2+B
214
245
246
247

65,9

$7,5

68,4

68,1

79,3
82,2
83,7
83,0
81,0
85,0
82,4
85,0

83,9
86,6

83,0
86,9
87,1
87,8
83,8
86,6
87,0
88,1
85,7
E7,0
89,7

90,8

87,8
85,4

@
88,8
87,Z
91,1
88,8
8?,7

85,2
85,9
85,9
83,8
86,1
87,3
86,8
iJ:J,S
89,6
89,8
86,9
84,0
89,3
88,0
87,5
88,5
87,1
8S,8

79,3

78,774,9

7 4,7 79,6

86,7
88,1
87,0
88,0
83,5
88,5
87,0
80,0
86,6
86,9
91,7

@
90,3
88,3

@
90,0
87,8
91,8
90,5
88,1
00,2
37,6
88,4
86,3
84,2
88,1
91,0
89,4
91,1
91,0
91,5
89,9
86,4
90,3
89,5
89,8
89,2
88,2
s0,0

85,5
89,6
91,2
91,6
89,0

ö /.o

85,8
81,4

@
86,0
81,1
83,C
85,1
82,3
83,8
79,5
81,1

79,8

83,4
8:1,6
82,9
83,5
83,4
7ri,,1
7+,6
82,0
79,u
82,t
83,6
81,2
83,5

Saarland

bereits früher als bei den Männern erreidrt, nämlidr in der
Altersgruppe der 40- bis 50- bzw. 50- bis 60jährigen. Bis etwa
zum 30. Lebensjahr ist der Untersdried zwisdren der Wahlbetei-
ligung der Männer und Frauen nur gering, wird dann aber mit
wadrsendcm Alter immer größer.

Bei einem Vergleidr der Wahlbeteiliguug 1957 mit der von
1953 zeigt sidr etwa der gleidre Verlauf. Sie liegt jedoch 1957
bei beiden Gesdrlechtern und in allen Altersgruppen höher. Bei
den Männern war der Anstieg am stärksten bei den unter 25.
jährigen und überdurdrschnittlidr bei den 30- bis 40- und 40. bis
50jährigen. Unter den Frauen war die Zunahme der Wahlbeteili
gung ebenfalls bei den Erstwählern und sodann bei den 25- bis
40jährigen am größten. Sie ist dadurch in diesen Altersgruppen
über den Stand bei den Männern 1953 angestiegen. In den übri-
gen Altersgruppen der Frauen ist die Zunahme, wie audr bei
den älteren Männern, geringer.

Nadr dem Material der Sondererhebung zur Feststellung der'Wahlbeteiligung und Stimmabgabe nadr Gesdrledrt und Alter
ist die Wahlbeteiligung in den Gemeinden über 50 000 Einwoh-
ner (86 vH) am kleinsten. Dies gilt gleidrmäßig sowohl für
Männer und Frauen ale audr für alle Ältersgruppen, mit Aus-
nahme der über60jährigen. Ferner ist 1957 in allen Gemein d e-
größenklassen die Wahlbeteiligung der jüngeren Wahl-

berechtigten geringer als die der ganz alten und am hödrsten
die Wahlbeteili6ung in den mittleren Ältersgruppen, Die ältesten
Wahlberechtigten gehcn in den kleinsten, die jüngsten in den
größten Gemeinden seltener zur 'Wahl. Während sidr für die
über 70jährigen in den Gemeinden unter 3000 Einwohnern eine
Wahlbeteiligung von 76 vH ergibt, bcträgt sie in den Gemein-
den über 50 000 Einwohner 84 vfl; andererseits gingen von
den 21- bis 2Sjährigen in ersteren Gemeinden 83 vH zur Wahl,
in letzteren aber nur 77 vH. Die Untersdriede werden z. T.
äußere Ursachen haben. In den kleinsten Gemeinden ist für die
alten Leute der Weg zum 'Wahllokal wegen dcr Streulage der
Siedlungen oft besclwcrlich und audr die Besdraffung von Brief-
wahlunterlagcn mitunter umstündlich. Für die jüngsten Wähler,
deren politisdres Interesse offenbar am gcringsten ist, bietet die
Wahl in dcn klcincn Ortsdrafterr r:ine willkommene Äbwedr.-
lung. In den Großstädten dagegen mögen die mancherlei Zer-
streuungen viele vom Vahlgang abhaltcn.

In weiteren Sdraubildern ist die Wahlbeteiligung der Männer
und Frauen nadr dem Änteil der Evangelischen und der
Ye rt r i eb en c n in den Gemeinden dargestellt. Nadr der Kon-
fessionszugehörigkeit ist die Wahlbeteiligung insgesamt und die
der Männer und Frauen am geringsten in den stark gemisdrten
Gemeinden; in den Gemeinden mit vorwiegend evangelischcr
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7. Vahlberecf,tiigte, V'ah.Ibeteiligung unif Vähl'er 1953 und 1957 nacL Geschlecht und Alter (R)

1957 \Y&hlberechtigte und \Yähler lattt \Yählerverzeichnis.

Alüer (et\r8)
voa . .. bis
unter . . .

Jahren

Yon 1000 Wehlberechtlgton
trebenst€hender Älter8gruppen Von 1000 Wählern

nebenstehender Altersgruppen waren MäDDer oder Frauen
nebenstehender AlCerBgruppewaretrwaren heben gewählü

(Wahlbeteilisung)

1957 1953 L957 1953 7557 1953 1957 1053
Männer

2L-25
25-30

509
6r0

506
437
433
460
423
440

454

491
490

494
563
567
53.1
5?7
554

515
471

489
426
449
460
482
44b

45L

485
529

611
574
551
540
568
555,

809
853

831
890
918
924
929
883

890

803
840

825
876
894
894
874
755

863

879

778
827

806
872
898
9r7
922
871

880

5ll
514

513
4.13
439
4t- 4
438
485

464

489
480

487
557
561
526
562
515

516
474

491
429
453
467
415
491

460

484
526

509
571
547
533
551
509

38
60

88
85
88

101
60
4L

464

30
47

84
4o

80
7S

108
94
59
40

400

62

84
104
130
107

42

21-30.
30-40.
40-50.
60-60.
60-70.
70 und mehr

zusammen
EraIen

2t-25
25-30

774
818

800
860
884
890
859
1'25

21-30.
30-40.
40-50.
50-60.
60-70.
70 und mehr

83
107
113
712

?7
44

zusammen 546

1000

549

1000

849 536

1000

540

1000

536 540

1000Insgesamt
Männer und Frauen

Irorl 1000

.--\
ßf\\

7 q\
§\
sc

trll
\

vT
1000

wAHLBETEILIGUN6 DER, MANNER uND FRAUEN NACH ALTERSORUPPEN UND GEMEINDE6RöSSENKLASSEN U53 UND 1?57 (R)

Männer 

- 
1957 -- 1953 [16usn 

- 
1?5] :* 1953

ln Gemeinden mit . Einwohnern
lnallen Gemeinden unter 3000 3000 bis unter 50000 50000 und mehr

m

h
1}

$

60
70

7o
Jal

25
30

30
/.0

4o
50

60
70

70

@

YI
'r000

,50

700

850

800

7s0

700

6so

750

,00

850

800

750

700

650

all

vI
1000

7s0

,00

850

800

750

7oo

6so

00
11 50

6o
10
50

50
60

7125 10
50

60
70

30
10

B 95,

21 ?5 30
10

60
70 alt b.u.:25

25
30

30
t0

40
50

50
d0

-
§

S\-\ Rg ä-\
f;:*.f./ -\

50
6o Jahre

3000 50000
[u 3000 50000 lJ.mehr

21

bls unler,25 30 Jahre alt hu 25 30 hre all hu.:25

vT
'1000

AleWahlberechtr'gte 2lbisunhr25Jahre 25bisunter30Jahre 30bisunler40Jahre 40bisunler50Jahre 50bisunter60Jahre 60bisunterT0Jahre T0undmehrJahre

950

900

6s0

600

7s0

700

6so

0 0
3000 I l:ooolsooooll l:ooo]sooooll llooolsooool l.looolsooool' l:oooltooo0ll 130001s00001
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WAHTBETEILIGUNG DER MANNER UND FRAUEN O
ilAcH DEM ANTEIL DER EVANGELIScHEN IN DEN GEMEINDEN 1953 UIID 1957(R)
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oder katholisdrer Bevölkerung dagegen etwas größer. Dasselbe
wurde schon 1953 beobachtet. In den Gemeinden mit viel Yer-
triebenen wird die starke politisdre Äktivität der Vertriebenen
deutlidr. Die Vahlbeteiligung der Nlänner und Frauen wächst
daher im allgemeinen mit dem Anteil der Vertriebclen an der
Bevölkerung. Audr in diescm Fall war das Bild 1953 ähnlich.
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Die W a h I b e t e i I i g u n g kann audr für die Va hl s c h e i n-
i n h a b e r berechnet wcrden. Unter diesen befanden sich, wie
sdron erwähnt, jedodr nur etwas über l0 vH Inhaber ge-
wöhnlicher Wahlsdreinc, so daß die Wahlbeteiligung aller 'Wahl.
scheininhaber praktisch die Wahlbcteiligung der Wahlberech-
ti§ten mit Briefwahlunterlagen wiedergibt.

In einigen Wahlkreisen von Sdrleswig-Holstein, Hessen untl
Rheinland-Pfalz wurden auch Absender zurückgewiesener'iVahl-
briefe als Vähler (und ihre Stimme als ungültig) angesehen. Da
dies in einigen zwisdrenzeitlidren Yeröffentlichungen nadrträg-
lidr beridrtigt wurde, wei&en die hier genannten Zahlen für die'Wähler (und die ungültigen Erst- und Zweitstimmen) von deu
beridrtigten Zahlen ab. Sie stimmen aber mit denen in der B,:-
kanntmachung des Bundeswahlleiters über das endgültige Wahl-
ergebnis (Bundesanzeiger Nr. 190 vom 3. 10. 1957) überein.

Audr wenn die zurüdrgewiesenen Vahlbriefe, unberüd<sidrtigt
bleiben, war die Wahlbeteiligung der \Mahlsdreininhaber (9I,9
vH) größer als die der übrigen Vahlberechtigten (87,5 vH.r.
Andererseits war sie wegen der verhältnismäßig hohen Zahl der
zurückgewiesenen Wahlbriefe geringer als 1953 (92,6 vH). Bei
Einbeziehung dcr zurückgewiesenen Wahlbriefe würde sie sidr
auf 97,6 vH erhöhcn. Dieser sdron irnmcr zu beobachtende
Untersdried zwischen der Wahlbcteiligung der Wahlberechtig.
ten mit und ohne Wahlschein ist damit zu erklären, daß es sich
bei den Wahlsdreinwählern mcist um Pcrsorrcn mit stärkerem
politischen Interesse hantlelt, das sie bercits mit der nicht ganz
müheloscn Beantragung dcs Wahlscheirrs ]rekundcn. [irre ge-
wisse Rolle dürfte auch spielcn, daß cs nidrt immer möglich ist,
die Wählcrverzeichnisse fehlerfrei fortzusdrreiben, So wird die
Wahlbeteiligung der Vahlberechtigten ohnc Vahlsdrein schon
deshalb immer etwas niedriger liegen müssen, weil in den Wäh-
lerverzeichnissen mituntcr auch noch Personen geführt werden,
die inzwischen verzogen oder sogar verstorben sind.

fm Zusammenhang mit dem Briefwahlergebnis ergibt sidr die
Frage, ob die neuerliche Zunahme der bei Bundcstagswahlen im
Vergleich zu allen übrigen \Yahlen schon immer relativ hoherr
allgemeinen Wahlbeteiligung durch die Einführung der Brief-
rvahl beeinflußt worden ist. Die Vermutung liegt nahc, da die
Zahl der'Wahlsdreininhaber von der 2. auf die 3. Bundestagswahl
um 72 vH, die Zahl der lVahlberechtigten abcr nur um 4,6 vH
zugcnommen hat. Berücksichtigt man ferner, daß 1953 nur 3,3
vH, I957 dagcgen 5,4 vH der 'Wahlbercchtigten einen Wahl-
schein erhalten haben, und die Wahlheteiligung der 'Wahlschcin-

inhaber, wic oben dargelegt, höher liegt als die der übrigen Wahl-
bcrechtigten, so dürfte dic gröl3ere Wahlbetciligung in crhebli-
chem Urrrfang auf dic gcsctzgcbcrischcn XIaßnahmen zur Erleich-
tcmng dcr Stimmabgabe zurüclizuführcn scin.

Nach dem Antcil dcr Bricfwähler an dcn Wählcrn übcrhaupt

- im Bundcsdurchschnitt 4,9 vII - wurdc von dcr Ilriefwahl
in allcn Ländcrn zicmlich gleidrrnrißig Ccbraudr gcmacht. Hanr-
burg und das Saarland ausgenommcn, bedienten sich von 100
Vählern überall rund fünf dcr Briefwahl. Im Saarland ryareu
dagegen unter I00 Wählcrn nur 3,3, in Hamburg aber 6,2 Bricf-
wähler. (Ygl. auch die Zahlen in dcr Tabellc 5). Die meisteu
Briefwähler sind in den Großstädten zu finden. Die höchsten An-
rcile hatten Wahlkreise von München,Stuttgart,Köln undFrank-
furt. Eine Sonderstellung nimmt der -Wahlhreis 69 Bonn-Stadt
und -Land ein mit rund 20 000 Briefwählern oder gerade einern
Zehntel aller .Wähler 

dieses Wahlkreises. Hierbei spielt die Aus-
gabe von Wahlbriefen an die Angehörigen der deutschen Ver-
tretungen im Ausland eine Rolle, die als einzige audr dann wahl-
beredrtigt sind, wenn sie keinen ständigen Wohnsitz im Bundes-
gebiet haben. In nadrstehender Übersidrt sind den 10 Wahlkrei-
sen mit dem größten Anteil an Briefwählern diejenigen mit dem
geringsten Anteil gegenübergestellt. Bei den letzteren handelt
es sidr vorwiegend um Vahlkreisc ländlichen Charakters. Im
großen und ganzen richtet sich der Anteil der Briefwähler in
den Wahlhreisen nach der Yerteilung der Bevölkerung auf Stadt
und Land.

8. Die Wahlkreise mit dem größten uncl geringsten Anteil
. arr Briefwählcrn 1957

l\rahlkreis Antcil
dcr

Ilrief-
§'iihler
in vI{

lYlhlkrcis Anteil
rlcr

Bricf-
wrihler
in vIINr Name Nr Namc

69
200
163

6?
141

56
78
16

t42
202

Bonn-Stadt unrl -Land
trIiincllen-Nord .

Stuttgart I (\Yest)
'Kölrr IL
Frankfmt/]I. II

Hamburg II .

Frankfurt/IL
IIünchen-Süd

oo
8,4
8,3
8,1
8,0
?,7
?,?
7,ß
7,5
1' ,5

24i,
24+
216
zLts
191

t73
45

193
212

Saarlouis-Mcrzig
Saarbrückcrr-Land
Ottwcilcr-St. Wendel
Vilsholbn
Calw
Homburg-St. Ingbert
Crailsheim

Straubing

\Yittt.

2,ß
3,1
3,1
3,1
3,1
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B. Ilie ungültigen Stimmen

Bei der l. Bundestagswahl waren 3,I vH der abgegebenen
Stimmen ungültig, 1953 und I95? wurden 3,4 bzw. 3,0 vH
ungültige Erststimmen unil 3,3 bzw. 3,8 vH ungültige Zweit'
stimmen abgegeben. In Anbetradrt der geringen Zunahme von
1949 auf 1953 haben sidr die Befürdrtungen, daß die Abgabe
von zwei Stimmen auf einem Stimmzettel den Anteil der ungiil'
tigen Stimmen stark anwachsen lassen würde, nidrt hewahrheitot.
Das sdrließt nicht aus, daß es audr nodr 1957 manche Wähler gab,

die der Meinung gewesen sind, es genüge, ein Kreuz bei dem
genehmen Wahlkreisbewerber zu machen, bei dem gleichfalls
ein Parteiname angegeben war. (Vgl. hierzu audr die Ausfüh-
rungen unter II E). Dies kam offensidrtli& insbcsondcre im
Saarland vor, für dessen Wähler das Zweistimmensystem ncu lYar'
Dort war im Vcrgleidr zu allen Ländern nidrt nur der Ante'il
der ungültigcn Erststimmen und der Anteil der ungültig'x
Zweitstimmen übcrhaupt am größten, sondern darüber hinaus
auch der Untersdried zwischen diesen beiden Änteilen. Im
übrigen kann für den Unterschied in der Zahl der ungültigcn
Erststimmen uncl ungültigcn Zweitstimrnen noch ein andercr
Grund einc Rolle gespielt habcn: Gegner des Verhältniswahl-
systems lchnen es oft ab, der Landcsliste einer Partei, auf deren
Zusarnmcnsetzung sie keincn Einfluß habcn, ihre Stimme zu ge-

ben und wählen deshalb nur den ihnen namcntlich bekannten
Vah'lk reisk an didaten.

9. Uugültige und gültige Stimmen unter bcsonderer

Berücksichtigung der Briefivählcr 1957 n:rch Länrlern

Dem Saarland folgen nach der IIöhe der ungültigen Zweit-
stimmen Baden-Württemberg mit 4,6 vH und Hessen mit
4,7 tH, Hessen Iag audr bei der 2. Bundestagswahl, bei der das

Saarland nicht mitwählte, mit der ungültigen Stirnmabgabe an
der Spitze (4,3 vH ungültige Zweitstimmen). In seinem Wahl-
kreis li[3 Groß-Gerau gaben 1957- 6,1 vH, 1953 sogar 6,2 vll
der Wählcr ungültige Zweitstimmen ab. Den überhaupt hödrsten
Anteil ungültiger Zweitstimmen hattc 1957 der Wahlkreis 178
Karlsruhe-Land und 1953 der Wahlkreis 180 }lannheim'Land.

10. Der Anteil der ungültigen Erst- und. Zweitstimmen der Männer

und Frauen 1953 unil 1957 nach Gemeindegrößenklassen

und Altersgruppen (R)

Eine Zunahme des Änteils der rrngültigen Zweitstimmen zeigt
sidr sowohl bei den I'Iänncrn als audr bei den Frauen. Das nach-
stehende Schaubild verdeutlicht, daß dic Frauen nidrt nur im
allgemeinen mehr ungültige Stimmen als die Männer abgebeu,
sondern daß sie audr im höheren Maße als die Männer an der
größeren Zunahme der ungültigen Zwcitstimmcn beteiligt sind.
Dies läßt vermuten, daß die Kombination der Stimmabgabe naclt
Erst- und Zweitstimmen auf einem Stimmzettel den Frauen
größere Sdrwierigkeiten madrt als den l\Iänncrn. Jedodr ist der
Anteil der ungültigen Zweitstimrnen audr bei den Frauen insge-
samt mit 4,5 vH nicht sehr hoch. Bei weiterer Untergliederung
nach Ältersgruppen und Gemeindegrößenklassen steigt dieser
Änteil bei der 3. Bundestagswahl in den klcineren Gemeinden
bei den über 60jährigen Frauen auf 5,4 vH an. Dagegen haben
dio gleichen Frauen ntr 4,'l vH ungültige Erststimmen abge-
gebcn. Audr die Männer über 60 haben in den kleineren Ort-
schaften die meistcn ungültigen Erst- und Zweitstimmen abgc-
gcben (4,6 hzw. 4,0 vH). In den Städten über 50 000 Einwohner
scheinen nach den Ergebnissen der repräsentativen Wahlstatistik
die Männer und Frarten aller Ältersgruppen am besten mit dcr
Tedrnik der Stimmabgabe fertig geworden zu sein.

Länd
r : ohne Briefrvähler
b: Briefrvähler
c: insgestmt

Stimmen Erststimmcrr Zlvcitstimmen

(: \Yähler) ungültig giiltig ungültig gültig

Änzahl vII Änzahl Anzahl vII Änzahl

Schlcs\Yig-Holstein

Hftmburg .

Nicdcrsechsen. .

llrcmen

Nordrhein-lÄ'cstfalcn

Ilessen. . .

R heinland-Pfalz .

Bad en-1liürtteubg.

Bayern,

Saarland

Bundesgebiet

a
b
C

a
b
C

L
b
c
a
b
c
T
b
c
ä
b
c
a
b
c
a
b
C

a
b
c
a
b
c

a
b
c

1 301 543
65 6s2

1-3$7 225
1 111 378

73 E00
1 185 178
3 764 006

186 242
3 050 248

393 167
21 331

414 498
8 670 420

432 503
I 15E 923
2 714 S59

148 2J3
2 863 092
1 E85 051

91 174
t976225
3 906 001

191 671
4097 575
5 213 389

256 958
5 470'J47

569 983
19 595

589 5?8

30 853
7 724

18 586

19 098
119 69i

2 855
t22 552

8 308
433

I 741
213 13C

5 öJ'
221 965
100 436

2 471
102 907

66 479
1 529

6!J 001
140 84C

| 972
142 iJlr
163 585

3 39!
166 983

30 572
459

31 031

2.6

1,1
0,7
1,6

1,ö
3,1
2-1
!,0
2,1
2.5
1,8

3.7
1,7
36
t.7

3,(;
t.0

3,1
1,:J
,\,1
5,4
2,3

1 270 690
63 95E

1 334 648
1 092 792

73 288
1 166 080
3 644 309

183 387
3 827 696

38+ 859
20 898

40i' 7 57
8 463 290

473 673
8 936 963
2 614 423

14ä 762
2 760 185
1 818 572

80 645
1 908 217
3 765 158

189 599
39ft1757
5 040 804

253 560
5 303 :16,1

539 411
19 136

5585+7

53 138
2042

55 180
29 927

30 919
121 690

2t45
123 835

15 358
540

15 898
294 18E

I 469

133 460
2 369

135 829
/CJJO
1 885

?7 220

2362
189 735
193 504

:t202
196 706

371)92
495

38 487

4,1
:i.1
4.0
2,7
1,.'
2,6

1,2

3,9

3.4
2,0

4,9
1,6

4,0
2,1
3,9
4.8
1,2
1,6
3,7
1.2
3,6
5,7
2,5
6,5

1 24E 405
03 640

13L2045
I 0iJ1 451

?2 808
1154259
3612316

184 097
3 826 413

377 809
20'i97

398 600

473 039
8855271
2581 399

145 864
2727 26R
I 809 716

89 289
1 899 005
3 718 631

189 209
3 907 840
5 019 885

258?56
5273$41

531 091
19 100

551 091

29 535 800
1 537 094

31 072 891

892 492
24 18E

916 680

3,0
1,6
3,0

28 643 308
1 512 906

30 156 211

'1111 965I zs lur
lrroz 

roo
1,7

2S 393 83i
1ir11 593

29 005 128

AIter (etwa) von
bis unter... Jahren

Bundes-
tags-
s'ahl

Yon 1000

Erststimmen Zweitstimmen
der

MänDer
waren ungültig

in allen Gemeinden

21-30 .

30-60.
60 und ältcr

1957
1953
L95?
1953
7957
1953

24
26
26

29

26
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33
34

40
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öo

27
30
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34
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25
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31
46
34

3S

43

43

50
öo

45
35

44

46
41
54
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48
41

41
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42
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31
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L3

zusammcn 1957
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in Gemeinden unter 3000 Einwohnern
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60 und älter

7957
1953
1957
1953
1957
1953

28
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4l
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1953
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1957
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2ß
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1953
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1953
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1957
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zz
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2S
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1953
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DER ANTEIL DER UNGÜLTIOEN ER.ST. UND ZWEITSTIMMEN DER MANNER UND FRAUEN NACH ALTERSORUPPEN 1953 UND 1?57(R) \A
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C. Die gültigen Erststimmen
Von den zwei Stimmen, die den Wählern zur Yerfügung stehen,

war die erste Stimme für die Wahl des Wahlkreisabgeordneten
und die zweite Stimme für die Wahl einer Landesliste abzugebcn.
Auf Grund der abgegebenen Zweitstimmen ergab sich durdr die
Besonderheiten dcs Sitzverteilungsverfahrens (vgl. II F) gleidr-
zeitig die Gesamtzahl der im Bundestag auf die einzelnen Par-
teien entfallenden Sitze. Die Zweitstimmen sind daher als aus-
sdrlaggebend für den Ausgang der'Wahl anzusehen. Da die Erst-
stimmen danach nur Bedeutung für die Wahl des Vahlkreisabge-
ordneten haben, wodurdr der 

.IVählcr 
eine Möglichkcit hat, direk-

ten Einfluß auf die personelle Zusammensctzung dcs Bundes-
tages auszuüben, genügt es, sidr bci diesen Stimmen im wesent-
lidren auf eine Untersudrung der Mehrheitsverhältnisse in den
Vahlkreisen zu besdrränken und nur einige wenige Globalzahlcn
vorauszus drid<en.

Einsdrließlidr Saarland wurden bei der Bundestagswphl 19Sz
insgesamt 301562I4 gültige Erststimmen abgegeben,
und ohne Saarland 29 597 667 im Yergleich zt 27 Sl9 760 bei der
Bundestagswahl 1953. Die Zahl der gültigen Zweitstimmen be-
trug demgegenüber bei der Wahl I9J? im Bundesgebiet einsdrl.
Saarland nur 29 905 428 und lag somit um 2S0 786 niedriger. Der
Unterschied zwisdren der Zahl der gültigen Erststimmen und der
Zahl der gültigen Zweitstimmen entspricht dem Unterschicd
zwisdren dcr Zahl der ungültigen Erst- und Zweitstimmen, Jie
unter II B näher behandelt worden sind.

Mehr Erst- als Zweitstimmen wurden für die CDU/CSU, die
SPD, die DP, die FU und den SSW abgegeben; bei den übrigeu
Parteien verhält es sidr umgekehrt. Für die meistcn kleinercn
Parteien sind insbesondere deshalb weniger Erst- als Zwcit-
stimmen abgcgeben worden, weil sie wenig oder gar keine Aus-
sidrt hatten, ein Vahlkreismandat zu erringen. Zum Teil spielt
aber auch eine Rolle, daß von einigen kleineren Parteien zwar
Landeslisten aufgestellt worden sind, aber nidrt in allen Wahl-
kreisen des betreffenden Landes Wahlkrciskandidatcn. Für dic
Anhänger mandrer kleinerer Partci bestand somit viclfadr über-
haupt keine Möglichkeit, mit der Erststimme cinen Kandidaten
dieser Partei zu wählen. Daneben gab es noch Fälle, in dencn
keine Landeslisten bcstanden, so daß nur Erststimmen anfallen
konnten. Dabei handelt es sich um dic PdgD (Partci der guten
Deutschen) sowie um die Wählcrgruppen Schumadrer und Deut-
sdre Friedens-Wahlgemeinschaft. Nähercs über die zugelassenen
Vahlvorsdrläge isr unter I A 3, Näheres über die I(ombination
der Erst- und Zweitstimmcn unter II E nachzulesen,

Trotz der Untersdriede zwisdren den absoluten Zahlen der
Erst- und Zrveitstimmen für die einzelnen Parteien ergibt sirrh
bei prozentualer Aufteilung der Stimmen kaum eine Differenz
(vgl. Änhang, Tabelle I). Was hierüber später zu den Zweit-
stimmen ausgeführt werdeu wird, gilt damit praktisdr audr für

dic Erststimmen, wenn man von den ganz kleinen Parteien
absieht. Für die Parteien und Wählergruppen, die jeweils nur
in Wahlkreisen auftraten, sei hier erwähnt, daß auf die PdgD
im Wahlkreis 149 Ahrweiler von Rheinland-Pfalz nur 356, auf
die Deutsche Friedens-Vahlgemeinsdraft im Wahlkreie 173
Crailsheim nur 608 und auf die Wählergruppe Sdrumadrer im'Wahlkrcis 6i[ Bergheim.Euskirdren in Nordrhein-Westfalen nur
237 Erststimmen karnen.

l. Die Parteizugehörigkeit iler Wahlkreisabgeorilneten
Die Wahlkreissitze bei den Bundestagswahlen 1949, 1953 und

1957 verteilen sidr nacL der Parteizugehörigkeit der Gewählterr
wie folgt:

ll. Wahlkreissitzc 1949,1953 uncl 1957

nach der Parteizugehörigkeit des Gewählten

Jahr der Wahl

Pütelzugchörigkeit 1957
1040 1953 ohne mlt

Saarland

CDU/CSU
SPD
TDP
DP.
FU.
Sonstige.

§itze insgesamt

115
96
L2

5
11')
3)

L72
45
14
10

1r)

191
45

6

194
46
I

='
242 242 212 247

r) ]Jayernpartei. - ') Zentrum. - 
5) \Yählergruppen.

Danadr haben 1957 nur die CDU/CSU (die CDU I47, die CSll
47), die SPD, die FDP und die DP 'Wahlkreissitze erhalten.
Rund vier Fünftel d.er 247 Mandate entfallen auf die CDU/
CSU. 1953 waren es nur etwas über zwei Drittel und 1949 nodr
nidrt einmal die Hälfte. Die Zahl der Vahlkreismandate der
SPD ist gegenüber 1953 im Bundesgebiet ohne Saarland glei&.
gebliebeno gegenüber 1949 hat sie jedodr nur halb soviel Wahl.
kreissitze errungen. Die FDP ist in allen 14 Wahlkreisen, in
denen sie 1953 die meisten Stimmen erhielt, unterlegen; das
einzige Direktmandat wurde im Wahlkreis 243 Saarbrücken-
Stadt erzielt, Die DP, die 1953 in 10 Wahlkreisen den Sitz er-
halten hatte, konnte 1957 ihre Vahlbewerber nur nodr in 6 \[ahl-
kreisen durdrbringen. In 5 Wahlkreisen verdankt sie den Sitz
t'eitgehend der Hilfc der CDU, die in den Wahlkreisen 34
Verden, 37 Fallingbostel, 38 Celle, 56 Göttingen und 131 Mar-
burg keine Kreiswahlvorsdrläge eingereicht hat. Das Direkt-
mandat im Wahlkreis l3I Nlarburg dürfte außerdem nodr auf
den Ansdrluß der Freien Yolkspartei, eine Absplitterung der

-)7_
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FDP, an die DP zurüd<zuführen sein. Nur dadurdr, daß die DP
in mehr als zwei 'Wahlkreisen Direktmandate erhalten hato ist
es ihr gelungen, in die Sitzverteilung zu kommen, Der Anteil
der Zweitstimmen, der hierzu mindestens 5 vH betragen muß,
hätte nicht ausgereicht. Wie 1953 ist es keinem Parteilosen ge-
lungen, sich durdrzusetzen. Auü die FU hat ihr Ziel, Wahlkreis-
bewerber durdrzubringen, niüt erreidrt, obgleidr die SPD in
4 bayerisdren Wahlkreisen zu ihren Gunsten keine Wahlvor.
s&läge eingereicht hatte.

12. Abgeordnetensitze des 3. Deutschen Bundestages
nach Ländern und Parteien

Die CDU stellte in Schlcswig-Holstein in sämtlidren 14 Wahl-
kreisen den Sieger. Sie hat dadurch in diesem Land 3 Sitze mehr
erhalten als ihr nach den Zweitstimmcn überhaupt zustanden,
In Bayern hat die CSU sämtliche Wahlkreise erworben und in
Baden-Vürttembcrg die CDU 32 von 33; nur einer, der Wahl-
kreis 176 Mannhcim-Stadt, ging dort an die SPD. Die SPD
wiederum hat alle 3 Wahlkrcissitze in Bremen bekommen und
7 der 8 Wahlkreissitze in Hamburg, nachdem sie dort 1953
infolge von Wahlabspradrcn anderer Parteien nur einen Kan-
didaten durchgebracüt hatte. In den übrigen fünf Ländern be-
kam die CDU mehr 'Wahlkreissitze als die SpD, und zwar vor
allem in Nicdersachsen, Nordrhein-Vestfalen, Rheinland-pfalz
und im Saarland, während in Hessen auf die CDU nur ein Wahl-
kreissitz mehr entfällt als auf die SPD. Yon den Wahlkreiscn
mit DP-Mehrheiten liegen 5 in Niedersachsen und einer in
I{essen. Die genaue Verteilung der Wahlkreissitze in den Län-
dcrn nach der Parteizugehörigkeit der Abgeordneten ist aus dor
Tabelle 12 zu ersehen und die Parteizugehörigkeit der 'Wahl-
kreissieger in den einzelnen Vahlkreisen aus der Karte auf S. 28.
Sie zeigt eine gewisse Konzentration der 'Wahlkreise, in denen
die- SPD die Sieger gestellt hat. Neben dem großstätltischen
Ruhrgebiet und neben Hamburg und Bremen sirä dies Nordost-

Vestfalen und Niedereadleen zwisdlen Bielefeld und Hannover,
das nördlidrste Hessen eowie Hessen um Frankfurt am Main.

2. Die Mehrheitsverhältnisee in ilen Wahlkreisen
Nadr den Gesetzen für die drei Bundestagswahlen war der-

jenige \[/ahlkreisbewerber gewählt, der die meisten Stimmcn
auf sidr vereinigte. Obwohl danadr die relative Mehrheit genügt,
sind sdron bei der I. Bundestagswahl 28 Bewerber mit absolutor
Mehrheit gewählt worden. 1953 konnten Il5 und I95? sogar I32,
also mehr als die Hälfte aller'Wahlkreissieger, die absolute
Mehrheit der in einem Vahlkreis abgegebenen Erststimmen
erhalten. Von diesen 132 'Wahlkreissiegern mit absoluter Mehr-
heit der Erststimmen erhielten 16 über 70 vH, 48 zwisdren 60
und 70 vH und 68 zwisdren 50 und 60 vH.

Die CDU/CSU konnte 1949 nur erwas mehr als ein Fünftel
ihrer 'Wahlkreissitze mit der absoluten Mehrheit gewinnen, bci
der 2. Bundestagswahl jedoch schon mchr als die Hälfte und
1957 sdrließlidr zwei Drittcl. Bci der 3. Bundestagswahl gewan-
nen audr 5 SPD-Bewerber die absolute Mehrheit, was bei dcrr
yorangegangenen Bundestagswahlcn nur je einem ihrer Kan-
didaten möglidr war. Neben den beiden größten Parteien konn-
ten die FDP und DP bei der 2, Bundestagswahl 7 bzw. S absolute
Mehrheiten erzielen, was ihnen bei der I. und 3. Bundestagswahl
in keincm 'Wahlkreis gelang. 1953 sind diese absoluten Mehr-
heiten offenbar dur& Wahlabspradren, und zwar entweder der
CDU/CSU) und der FDP allein (Nordrhein-Westfalcn, Hessen)
oder zwischen diesen Parteien und der DP (Hamburg, Nieder-
sathsen, Bayern) zustande gekommen; denn die FDP und die
DP gewannen in den ilrei zuletzt bezeidrneten Ländern ihre ab-
soluten Mehrheiten jeweils in Vahlkreisen, in denen die beideu
anderen Parteien nidrt auftraten, während die FDP in dcn'Wahlkreisen 75 Wuppertal I und 126 Waldeck nur auf Grund des
Kandidaturverzichts der CDU, aber gegen dcn Bewerber der DP
mit dieser Mehrheit ge,vann.

Die CDU/CSU hat als einzige Partei lVlchrheiten von über
60 vH erzielen können. 1957 gelang es dicscr Partei 64 ihrer'W'ahlkreise oder rund ein Drittcl mit dicser großen Mehrheit
zu gewinnen, darunter 16 mit einer Mchrhcit von über ?0 vH
(Niedersadrsen l, Nordrhein-\[/cstfalen 6, Rheinland-Pfalz 2,
Baden-Württcmberg 3, Bayern 4).

Der SPD sind 1957 5 Wahlkreise mit cinem Erststimmen-
anteil für diese Partei von 50 bis 60 vII zugefallen und 3l mit
einem Antcil von 40 bis 50 vH. Bei der Wahl 1949 gelang es
nur 21 und bei der Wahl 1953 nur 24 ihrer siegreidren Wahl-
kreisbewerbcr mehr als 40 vH der Erststimmen zu bekommen.
Im Gegensatz zu den bciden vorangegangenen Vahlen haben
demnadr nur nodr 9 ihrer 45 Wahlkreisabgeordneten weniger
als 40 vH der Wählersdraft ihres Wahlkreises hinter sidr.

Die größtcn Mehrheiten bei den Bundestagswahlen
hatten CDU-Abgeordnete, und zwar mit einem Anteil von rund
80 vII. Den überhaupt hödrsten Stimmenanteil erreichte ein
IJowerber der CDU mit 82,0 vH bei der 1. Bundestagswahl im
'Wahlkreis 194 Biberach und bei der 'Wahl 1957 wieder ein CDU-
Bewerber im gleidren Wahlkreis mit B0 vH Erststimmen. Bei
der 'Wahl 1949 gewann ein Bewerber der Baycrnpartei noch mit
23,4 vH der im Wahlkreis I99 Miesbadr abgegebenen Stimmen
das Mandat. Hier hatte der Erstunterlegene - ein Bewerber der

13. Die von den Wahlkreissiegern gewonnenen Stimmenmehrheiten 1949, 1953 unil 1957
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dlvon cntfallen auflns-Land
ODU SPD C§U FDP DP

19
0l

6
15.1

4G
31
t7
82

8

14
?

2
87
20
18

;

I
22

54
19
10
18
25

2

1
2
4

11
+
3

11
4I

1
1
8
1
2

j

u7

74
8

34

66
22
15

47
5

55 4L t7

Schlcswlg-Ilolstein
Hamburg
Niedersachsen

407 2L5 169Bundesgebiet

Bundesgebieü

darunter in .Wahlkreisen

14
1

21

53
11
12

;

-
8

13
10

1

1

lJre men
Nordrhein-Westfalen
Hessen. . .
Il,hoinland-Pfalz .
Iladen-Wiifttcmberg
Da1'ern . .
Saarland

Schleswig-Eolstein
IIamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-\Yestfalcn
Eessen . .
Rheinland-Pfilz .

Baden-Württcmberg
Bayern r
Saarland

5

1

1
47

46 47 1 6

Änteil der
gü-ltigen Ersüstimmen

itr vE

Zahl dcr \Yahlkrelssieger mit nebenstehendem Stimmenanteil

insgcsamt nach Pärteietr
CDU SPD FDP D1' §onstige u.?arteilose

1949 19r)7 1949 I 1953 1957 1949 1953 I 1957 I 1949 1953 L957 1919 1953 195? 1949 1953 1957

70 und darüber
60 bis unter 70
50 bis unter 60
40 bis unter 50
30 bis unter 40
20 bis untcr 30

Zusammen

6
19
(r0
29

10

?7
81
41

5
1

16
43
ßtJ
Sil (1)
22(4)

o
18
34
47

7

10
34
60
50
77

1

16
48
63
54 (1),y)

1
20
64
11

I
19
I

I
8
3

31
e (1)

-
2
5 - (1)

1

1

;
5

2

4
7

1

212 242(5) 115 772 191 (3) s6 45 45 (1) t2 L4 - (1) 5 10 74 I
Äußerdcm Wahlkreissiegcr 19ä7 im Saarland i!. KlammerD.

1953
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14. Die Wahlkreise in der Reihenfolge iler Erststimmenanteile für den gewählten Vahlkreisbewerber 1957

tfd. Nummer und Name
des WahlkreisegNr.

?artei-
zugehörig-
keit des

gewählten
Bewerbers

gültigen
Erst-

Anteil
an den

stimmen
in vE

Nr.
Lfd. Nummer und Name

des Wahlkreise§

Partei-
zugehörlg-
keit des

gewählbeD
Bewerberg

Anteil
an den

gtiLltigen
Erst-

stimmen
in vE

80 vE und darübcr

1 | 194 Biberach I CDU I 80,0

153
31
85

195
04

230
721
149
216

63
62

182
103

270

239
9iJ
69

222
1042\l

80
26

154

96

273
179

82
83

128
70

151

180
07

24L
212
23S
198

27
279
218

60
210
184
196
77t
208

150
231
20{

183
61
95
67

2L2

209
78

134
193
231

6l-r
183
170

66
187
1ll7
rit

2T?
207
118
235
L62

91

CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CSU

CSU
CDU
CDU
CSU
CDU
CIJU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CSU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CSU
CDU
CDU
CDU
CSU
CSU
CSU
CSU
CSU
CDU
CSU
CSU
CDU
CSU
CDU
CSU
CDU
CSU
CDU
ODU
CSU
CSU
CDU
CDU
CDU
ODU
cl) tI
OSU

CSU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
C§U
CDU
CSU
CDU
CDU

70 bls unter 80 vE

Prüm
Vechta-Cloppenbüg .

Geldern-Kleve
Itavensburg
Borkcn-Ilocholt-Ähaus .

WeilJenburg
Mcschcde -Olpe
Ährwcilcr
Chmr
Dtircn-)Ionschrru-Schleitlen .

Gcilcnkirchen-l.lrkclcnz- J üLlich
Teuberbischol.shcirn
warbuIg-IIörtcr-lliiren
Karlstadt
Prssäu.

00 bis unt0r 70 vI{

Donau\Yörth
T-üdin glrtusen-Cocslcld .

Bonn-Stadt und -f,and.
1'orchheim
?aderborn-Wiedenbrück
Pfärrkirchcn
Neull-Grevenbroich
Emsland
Trier
Bad Kissingen
Bcckum-lYarendorf .

tsurglengenfeld
\rilshofen.
llruchsal
Ilheydt-Mönchen-Gladbach-Yierseu

Cochem
Änsbach
Amberg
Iiästatt
Münster-Stadt und -land
Ithcinisch-tsergischer Krcis
Kcnptcn.
llemruingen
Dillingcn .

Ingolstrdt
Augsbtrg-Lrud
Ilcrseubrück-Lingcn .

Ilambcrg .

Tirscheüeuth.
Aachcn-Stadt.
Kaufbcruen
Donaucschingcn.
Altötting.
Aalen .

Deggendorf.
-tsergheim-Euskirchcn
Koblenz
§chrveinfurt
IIünchen-Land
Armberg-Socst
Konstanz
Aachen-Land
S beinfurt-Tccklenbur g
Köln II
Straubing

50 bis unter 60 vE

Landshut
Düsseldorf f
I.ulde
Ilalingen .

Aschaffenburg
Ilöhi-Land .
Oficnburg
lllm.
Köln I.
Drnmendingen
Limbrtrg .
Kre lirkl
Rcgeusburg
\\reilheim
Alteukirchen (\1'sstcr§ald)
\Yürzbug
$peycr.
Xssen III

noch: 50 bis rnter 60 vE

il0 bis untcr ö0 \,8
Ilannhcim-lnnd
I)ortnuld II .

IIarz
Il ßliDgcn
Schrvabach
\:olf 'enbüttcl- 

G oslar-Land
Kasscl .

Duisbug I .

Karlsruhe-Stadt .

Backnang
Auich-Dmden

Crailsheim
Herfbrd-Stadt und -Land
IIainz
Dssen f
München-Nord

Hambug III
Stormarn.
Gelsenkirchen.
nochum
Iteutlingen
Münchcn-West
\\'attenscheid-\\'antre-Iikel
Hagen .

Hamburg L
f,cmgo .

Steinburg
llrrnburg YI .
München-Siid
lIof.
lJrcmerhar-cn-IJreIIcn-Nord
Northcim-IiiDbeck-Duderstädt
Ilambug v
Dortmund I
Iallirrgbostcl-IIoya
Dnrrcpc--Ruhr-\vittcn

19
20
2t
22

21

26
27
28
29
30
31

34

36

3E
30
40
47t,)

4+
15
46
47
.18
49
50
51

54
r,tit
l-r6
57
58
50
60
61
62

(i4
65

67
6S

1
2

+
5
6
7
8
0

10
11
12
13
14
15
10
L7
18
19
20
2l
22

2t-,
2li
27
2a
29
30
31

34

36
3r-

39
40
4t

186
7L

206
100
102
155
22$

08
4

797
185

87
1',?
2l

205
178
236

5

119

58
10

22+

93
?9

777
90

199
28I

161
4L
2+
14

7
725
1tl1
102

7+
147
101

s4
LL7
86

1
L('7

180
116

168
229

92
l/c
772

169
E

49

1-07
156

89
200
7L2

B1
77
13
99

118
190
203
111
114

1ir
100

11
20

20z
223

59

10
115

113

CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
SPD
CSU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
S1'D
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
SPD
CSU
CDU
CDU
(]DU
SI]D
CDU
CDI]
0r) u
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
SPD
CDU
CDU
CDU
CDU

Rhein- Wupper-Kreis-Leverkusen
Freibug
Oberbergischer [reis
Traunstei n
ll,ecklinghausen-Land
Itotbwcil
lltonüabaur
Xrlängen .
Köln III
Nordcr- und Südcrdithrnarschen.
Fürstcnfcldbruck
Lörrach
Obcrhrusen
Ilüsseldorf-]tottlnrln .

Ilnnrbtug Yl I
Itosonhc irrt
I(rrLrulr'- l,ru rrl
A ugsburg-stx(l b

Rrndsbttrg
\\'llplcrlill I
Iserlohn-Stirdt und -Larld
Schlcss ig- Eckcrrrtürtlr' .

Brcm(n-\\-est.
Scgebcrg-Neumünst"r ..
tulmbach
\\'uppertal IL
Duisblug IT
Düsseldorf II
Ilcidelbprg
Essen II
Il.iesbach .

Osnabrück-Stad0 und -Land
Lübcek
Zrveibrückcn
Sladt Hannover-Süd.
Leer.
Herzogtum Lauenburg.
1'lün- Eutin/Notd
Siegen-Stadt u. -Land-Wittgenstein
Sinsheim
Gladbeck-Bottrop.
Ilcmschcid -Solingen
IlcrgslmlJc
ll eckl inghr uscu-Stadt
Ilocrs
lJortlnund tlI-Iünen
Ilccs-Il i trslrtko n
llusrrnr-südtondern- Eidcrrted t
Itöbl ingen
liiel.

CDU
SPD
CDU
CDU
CSU
CDU
S1'D
(JDU
CDU
CDU
SPD
CDU
(JDU
CDU
CDU
SPD
CDU
CDU
CSU
ODU
DP
S1'D
CDU
SPD
CDU
CDU
CSU
SPD
CDU
SPD
SPD
CDU
SPD
CSU
CSU
SPD
CDU
SPD
SPD
DP
SPD

-25

1
2

L
5
6
7
I
I

10
11
72
13
14
15

1
2

4
5
6
7
8
0

10
11
72
13
t+
15
1(i
77
18
19
20
27

24
25
26
2?
28
29
30
31

34
35

öü
39
40
41

4+
45
46
47
48

1
2
3
+
5
6

iJ
0

10
11

13
14
15
16
L7
18

Göppingen
Otdenburg-Eutin/Si:ld
Gandcrsheim-Salzgitter
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Lfd.
Nr

Nummer und Name
des \T'ahlkreises

Partei-
zugehörig-
keit des

gewählten
Bewetbers

AnteiI
an den

gültigen
Erst-

Btlmmen
in vII

rfd.
Nr

Nummer und Name
des Wahlkleises

Partei-
zugehörig-
keit des

gewählt€n
Be\yerberB

Änteil
an den

gtiltigen
Erst-

stlmmen
in vE

noch: 40 biB unter 50 vE
Brau nschweig-Land-Helmstedt
Eildesheim-Stadt und -Länd
Altenä-lüdenscheid .
Obertaumrskrcis
Flensburg

46,2
46,2
46,1
46,0
45,9
45,8
45,7
45,6
45,5
45,5
45,3
45,2
44,9
41,7
44,7
44,4
44,4
44,1
44,7
44,O
$ts,?
48,?
43,5
43,5
48,5
43,4
43,2
43,2
43,1
43,0
,13,0
42,9
42,9
42,8
12,6
42,5
42,5
42,5
42,4

Pinneberg
X'rankfurt/M

42
43
44
45
46
47
48
49
50
51
52
AJ
54,
55
00
57
58
59
60
61
62
63
64
65
6{i
ß7
68
69
70
7t
72

74

76

78
79
80

51
48

124
135

2
12

141
120
88

146
158

40
191
176
215
128

42
22

t?4

220
20L
138
139
130
228

105
143
145

16
144
160
163
106
140
165
159

CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
SPD
SPD
CDU
CDU
SPD
CDU
SPD
SPD
8PI)
CDU
CSU
CSU
CSU
CDU
SPD
CDU
C§U
CDU
SPD
SPD
SPD
§PD
CDU
ODU
CDU
SPD
ODU
CDU
CDU

Unna-Hamm
Mülheim
Coburg
Dieburg
Lüd\Yigshafen arn Rhein .

Stadt Hannover-Nord
Calw
Mannheim-Stadt
Saarlouis-Merzig
Eschrvcgc
Ilannover-Land
Hamburg VIII
lVaiblirrgen
Nürnberg
Ilayreuth
München-Ost
Wiesb&den
Hanau .
Ilersfeld
Nürnberg-tr'ürth .

Wilhelmshaven-Friesland.
Ilielefeld-IIalle
Groß-Gerau
Darmstadt
Ilambug II
Otrenbach/M
Kaiserslautern
Stuttgart I (West).
Sielefeld-Stadt
X'ranftfurt/M I
I,udwigsburg
Neustadt an der Weinstraße

noch:40 bis unter 60 vE
81
82
83
84
85
86

88
89

1
2
t
4
5
6

8I
10
11
12
l3
14
11-r

16
77
18
19
20
2L
22

24

26

50
L42
131
108
110

47
136
757

CDU
CDU
CDU
DP
SPD
SPD
SPD
SPD
SPD

SPD
CDU
CDU
DP
DP
SPD
CDU
SPD
SPD
CDU
SPD
SPD
SPD
CDU
CDU
CDU
SPD
CDU
DP
CDU
FDI'
CDU
SPD
SPD
CDU
CDU

41,9
41,9
41,8
4t,7
41,5
41,1
41,0

18 Eambug IY
Stadt Braunschweig
FrankfurtiM III
Marbug
Detmold
Minden-Lübbecke .

Alfeld-Eolzmindcn
Friedberg'Worms

42,2
42,O

30 bis unter 40 vII
Bremen-Ost
Stuttgart II (osl) .
Ottseilcr-st. Nendcl
Göttingen-Il ündeD
Cellc.
Nienburg-Schaumburg- Lippe
Dclmcnhorst-Ncsnrma rsch
Kreuznach
Gießen.
Peine-Gifhorn.
Wetzlar
Neustadt-Grafschaft Schaumburg
Ifameln-Springe .
Iritzlar-EomberS .

Lünoburg-Danncnberg .
Oldenbug-Amrnerland .'Waldeck
Eeilbronn
Stadc-Bremerl örde
Uolzen .
Saarbrücken-Stadt
Saarbrücken-Land.
Cuhaven-Eadeln-Wesermünde .

Eomburg-St. Ingbcrü ..
Earburg-Soltau
Dlepholz-Melle-Nit ( Iagc

57
164
216

56
J6
44
29

152
133

54
t32

43
46

729

30
L26
166

39
243
244

247
36
45

39,7
39,6
39,6
39,5
39,4
39,2
ö0, /
38,3
38,3
38,1

37,8

87,6
36,4
35,9

34,5
34,3

31,9
31,r1
31,6
31,1
30,5

CSU - nur 547 oder 0,6 vI{ weniger Srimmerr erhalten als der
Sieger, Au& der Zweit- und Drittuntcrlcgene folgten dem Siegermit Abständen von nur I,7 vH hzw. 7,2 vH. NIit .irem ,rr
wenig höhcren Anteil, nämlich mit 28,9 vH aller abgegebenen
gültigen Stimmen ist 1949 der Kandidat der SPD aus dem Vahl-
kreis 200 Mündren-Nord in den Bundcstag eingezogen. In beiden
Wahlkreisen änderten sidr die Mehrheitsverhäitrisse derart, daß
schon bei der 2. Bundestagswahl CSU-Bewerber die Sitze, urrd
zwar mit heinahe absohrter Mehrhcit (47 vH) gewinnen konn-
ten. 1953 zeigt wiedcr der Anteil eines SPD-Bewerbers (38
Celle), daß es audr bei der 2. Bundestagswahl noch möglich war,
mit nur einern Viertel der Erststirnmen als Sieger hervorzugehen.
Bei der 3. Bundestagswahl dagegen konnte kein Bewerber mehr
mit weniger als 30 vH der Erststimmen Sieger rverden. Dies-

mal war es ein CDU-Bewerber, der für den Sitz im Wahlkreis
45 Diepholz-Melle-Vittlage mit knapp über 30 vH der Stimmen
die geringste Mehrheit im ganzen Bundesgebiet benötigte.

Irn Bundestlurdrsdrnitt wurden die Wahlkreissitze 1949 mit
39,2 vH der Stimmen, bei der 2. Bundestagswahl mit 49,8 vH
und 1957 mit 52,6 vH aller in den Wahlkreisen abgegebenen
Erststimmen gewonnen. Audr der Durdrsdrnitt, der sich für die
einzelnen Länder erredrnet, zeigt von 1949 bis ISST mit einer
Ausnahrnc eine Entwidrlung nadr oben. Bei der Ausnahme han-
delt es sidr um das Land Hamburg. Hier war die durchsc}nittliche
Mehrheit 1953 deshalb höhcr als 1957, weil die CDU, FDp un,I
DP hei der 2. Bundestagswahl gemeinsam als ,,Hamburg-Block..
kandidierten.

DIE WAHLKREISSITZE DER PA
Stimmanteile

20 bis onler 30vli

30 bis unler40vli

10öi5 unler 50vll

50bis unler 60 vll

60 bis urter 70 vli

/0vll u mehr

19t+9

STAI EUNDESAMT 58-1710

RTEIEN BEI DEN BUNDESTAGSWAHLEN NAcH DEM STIMMANTE|L, Mlr DEM stE GEwoNt{EN wuRDEN
CDU/CSU sPD FDp DP Sor{STtGE

1rs3 1?s7 1?19
Die Breite der Säulen entsprichl der Zaht der Wahlkreissitze

19s3 19s7 1gl,9s3 1?495357 1?t?53

o
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40
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15. Durchschnittliche S'immenzahl für die in den Wahlkreisen

gewählten Bewerber 1949, 1953 unil 1957 nach Ländem

Lanal

I9'abI-
lceise

Bundestagswahl

1949

An-
zahl

Än-
zablr)

vE') An-
zah}) vE') An-

zahlr) vEr)

Schleswlg-Eolsteln '
Eamburg.
Niederschsgn.
Bremen. ...
Nortlrhein-Westfalen
Ilesseu.. ...
B,hetnland-Pfalz '
Baden-Wiitrttemberg
Bayern.

Bundesgebiet ohne Saarld.

14
8

34

06
22
l5
47

37 634
46 918
35 826
34 836
41 830
35 511
48'863
35 563
35 116

36,1
41,5
36,2
J4,4
11,1
36,7
51,2

34,9

47 A05
66 896
48 7L7
47 1S8
64?54
46 635
6277L
56 088
55 774

49,2
61,1
4!1,2
39,4
53,5
39,8
53,4
5 1,.1
51,7

47 87L
67 682
50 148
62882,
75 813.
cD ,öo
69 470
64 065
64 962

50,2
46,4
44,5
46,6
56,0
44,4
54,6
53,5
57,9

212 38 531 39,2 56 066 49,8 64230 52,6

',:..l,.l:..'.:;',......

kreie 6ewiunen konnten,90,5 vH (153 Prüm). Dieser Anteil ver'
größerte siü 1953 auf 92,2 vH (I00 Re&linghausen-Land) und
errei&te bei der 3, Bundestagswahl 95,3 vH (102 Gladbe&'Bot'
trop). \Eährend es bei der l. Bundeetagswahl 11 'Wahlkreise und
auü bei der Bundestagewahl 1953 noü einen Wahlkreie gab, in
deneu die beiden örtli& Btärksten Parteien zuaammeu nidrt ein'
mal die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf siü vereinigon
konuten, errei&ten sie 1957 faat überall über 60 vH. Nur in 5
Wahlkreisen betrug dieser Anteil auü bei der 3. Bundestags'
wahl uodr 55 bie 60 vH. In I87, also mehr ale drei Viertel allor
Vahlkreise, erhielten bei der letzten Bundestagswahl die beiden
jeweils stärksten Parteien über 80 vH, darunter in 34 Wahlkrei'
ecn über 90 vH der Stimmen, gegenüber B0 vH in nur 20 WahI'
kreisen 1949. In allen 34 Wahlkreisen, in denen 195? über 90
vH aller Erststimmen der beidcn erfolgreidrsten Wahlkreiskan-
didaten zufielen, gehörten diese der CDU/CSU oder SPD an.

Eine Untersudrung der Abstände zwischen üem
Sieger und dem Erstunterlegenen zeigt, wieviel
und weldre Vahlkreise für eine Partei als ,,sidrero' anzusehen
sind. Sie führt zu dem Ergebnis, daß die Zahl der Wahlkreise
mit größeren Abständen von 1949 bis 1957 zugenommen hat' Die
beiden überhaupt größten Äbstände traten bei der l. und 2'
Bundestagswahl im Wahlkreis I94 Biberadr auf. Dort konnte die
CDU mit einem Stimryenübersdruß von jeweils mehr als 70 vtrI
im Vergleich zur Stimmenzahl des ersten Unterlegenen den Sitz
gewinnen, Bei der 3. Bundestagswahl war der Abstand in diesem
IMahlkreis ebenfalls am größten und betrug 69,3 vH' Während
es sich 1949 bei dem Unterlcgenen um einen DVP-Bewerbcr
(Demokratisdre\rolkspartei) handelte, so 1953 und 1957 um SPD-

Zusammenfassend kann man sagen, daß nunmehr fast alle Kandidaten. Insgesamt ließän 1957 2l Wahlkreissieger ihre nadr-

Wahlkreisabgeorrlneten nahezu die absolute Mehrheit der Wäh- folgendcnBewerber mit einemYorsprung von_über 50vH zurück.

lersdraft ihres Vahlkreises vertreten. Wahlkreisgervinner war immcr der Kandidat der CDU/CSU,

Für die Beantwortung tler Frage, ob eine Dntwicklung zum Untcrlcgencr, mit einer Ausnahmc, der SPD'Bewerber'. Im-Wahl-

Zweiparteiensystem yorliegt, ist der anteil der stimmen kreis 211 Pfarrkirdrcn trat infolge ciner vahlahsprache dic FU

,o, 
-B"d"rtrrrg, der rrJ,lie W-ahlkreissicger und an deren Stelle'

die Erstunterlegenen gemeinEam entfällt' Äutlererseits gab os 1949 1-1,1953 13 und audr 1957 no& l0
Bei tler l. Bundestagswahl betrug der hödrste Stimmentcil, 'Wahlkreise, in denen dcr Sieg nur mit knappster Mehrheit er'

denderSieger,ntl derErstunterl.g"r-" rrro--en in einemWahl' rungen werden konnte. In allen diesen Fällen erzielte der Gc-

16. Die 5 Wahlkreise mit dern jerveils höchsten und niedrigsten Stimmenanteil der beiden erfolgreichsten Kandidaten

zusammen und mit dem jerr'eils größten untl kleinsten Abstand zwischen dcm Sieger untl dern Erstunterlegenen 1949, 1953 und 1957

(Bundesgebieü ohne §aarland)

r) Sümme der für die erfolPtreichen \Yahlkreisbewerber abgegebenen Stlmten
iiiiäiäiläür-"-rr oi.,t"ä-t r-.iä.*iutt"eise' -') summe qer^filr die erfolgreichen'
wrrilrüii.t"*.ruer abgegebenen Stimmen bezögln auf die Summe der im Lan'I
;üä;ü;; siltiien Sii-*"" (1eö3 untl 195? Erststimmen) inssesamt'

In Hamburg und Rheinland-Pfalz war söon bei iler l' Bundes'
tagswahl mit weniger als 30 vH der Stimmen kein Wahlkreis'
sitl zu gewinoen. 1953 ist au& in den Wahlkreisen der meieten
übrigen"Läniler (außer 4 in Niedersaüsen und einem in Baden'
Ifiüritemberg) -iod".t"n, etwa ein Drittel der Stimmen erfor-
derlidr gewe-sen, und bei der 3. Bundestagswahl sdrließlich muß'
ten diJ Wahlkreiskandidaten der Länder Sdrleswig-HoIstein'
Hamburg, Nordrhein"Westfalen und Bayern für den Sieg min-
destens 40 vH der Erststimmen auf sich vereinigen'

1949 1953 1957 1949 1953 1957

'Wahlheisl) An-
teil')
vE

\[ahlkreist)
An-
teil'?)
vE

Wahlkreisl)
An-
teil':)
vII

\Yählkreisl)
Äb-

sLandi)
vII

Wahlkreisr)
Ab-

\\'ahlkreisr)
I Ab-
lstandt)lvE

102 (7)
Glad.beck-Bottrop

e0 (7)
Essen II
112 (6)

Eerne-Castrop-
Il,auxel
100 (7)

Il,ecklinghausen-
Land

149 (6)
Ahrweiler

153 (.1)
Prüm

104 (5)
Siberach

6 (11)
Kicl

105 (5)
B,avembug

151 (4)
Cochem

30 (e)
Oldenbtug-Amer-

latrd
200 (6)

München-Nord

3 (10)
Schleswig-Eckcn-

förde
1e9 (6)

Miesbach

?4 (8)
Remcheid-

§olingen

Eöchste Stirnmenanteile

90,5

8S,5

88,6

88,1

87,4

44,6

45,3

45,5

46,2

46,4

92,2

91,6

91,3

01,1

01,0

95,3

94,6

93,8

03,6

03,5

100 (5)
X,ecklinghausen-

Land
85 (7)

Geldern-Kleve

e8 (7)
Lüdinghauseu-

Coesfcld
16 (6)

I{ambug II
721 (7)

Meschcde-OIPe

35 (8)
Lütrebrug-

Dannenberg
38 (8)
Celle

39 (8)
Uelzen

45 (?)
Diepholz-Melle-

Wittlage
L32 (7)
\['etzlar

Niedrigste Stirnmenantcile

48,4

50,1

61,1

52,8

55,6

45 (6)
Diepholz-Melle-

Wittlage
3e (7)

Uelzen

30 (7)
Oldenblrg-
Ämmerland

32 (e)
Cuxhaven-Ea-

deln-Wesermünde
36 (8)

Harbug-§oitau

56,5

57,8

58,8

59,0

59,6

Größte Absiände

194 (5)
Biberach

31 (7)
Yechta-

Cloppenburg
153 (7)
?rüm

1e5 (7)
Il,avensbug

182 (6)
Tauber-

bischofsheim

144 (6)
Offenbach/M

r33 (5)
Gießen

L42 (7)
EraDkfut/M III

100 (6)
Sielefeld-Stadt

?1,5

60,0

62,3

49,1

46,3

70,9

69,3

68,1.

65,1

59,4

69,3

68,4

67,5

00,5

59,0

0,02

0,07

0,87

0,40

0,55

1e4 (5)
Siberach

153 (4)
Prüm

195 (5)
IiaYensburg

149 (4)
Alrweilcr

154 (4)
Trier

1e4 (9)
Biberach

153 (5)
Prüm

31 (6)
Yechta-Cloppen-

bug
195 (8)

Ravensbug

94 (6)
Ilorkcn-Ilocholt-

Ahatrs

50 (8)
Strdb

Braunschlveig
164 (9)

Stuttgart II (Ost)

111 (6)
'!Yattenschcid-
Wanne-Eickel

165 (8)
Ludwigsburg

138 (7)
Wiesbaden

Kleinstc Abstän(lc

87 (10)
Oberhausen

114 (9)
IIagen

35 (9)
Lünebug-

Dannenberg
16ä (5)

LudrYigsburg

219 (6)
Bamberg

0,07

0,09

0,10

0,19

0,2L

o,zl

0,28

0,34

0,39

0,46 152 (8)
Kreunach

r) In Klammern: Zahl der ]lewerber tm watrlkreis. - ,) stimmeDanteil tles wahlkreissiegers und des ErstunterlegeDen zusammen' -
dem Wahlkreissieger und dem Erstunterlegenen.
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Abstände zlvischenAbständc insgesamt
CDUiCSU -.SPD SPD - CDU/CSU CDU/CSU - §onstigen SPD - Sonstigbn

Abstand
dcr Drststirnmcn

in vH
1919 1953 t957 1919 1953 1957 1949 1953 7957 1940 1953 1957 1949 1953 7957

14
4

01
50
30
30

6

1

13
5

27
40
30

13
J
1

10
t2
22
34
27

36
26

7?
4

I
2l)
10
11
10

8
5

2

5

I
11
16
14

25
24
L2
2
1

4
0
I

19
27
77
31

10
4

1
2
I

14
2L

5
5

1

5
1

14
4

2

5
5

10
72
4
r,)

=

1
1
5
5

5
4
1
2

1

I
1

\
4
1
1l

,
1

;
1
2
L

;
10

7

=

1

2
+

1

=

1

1

unter 1
untcr 2
unter 5
rurtor 10
unter 15
unter 20
ulter 30

30 bis unter 40
40 bis unter 50
50 bis untcr 60
60 bis unter 70
70 und darüber

Zusammcn

1 bis
2 bis
5 bis

10 bis
15 bis
20 bis

212 15983 181 57 13 10 39 11 z

17' Äbstände zwischen den Erststimmen für die Wahlkreissieger und die Erstunterlegenen 1949, lgSJ und I9S?
(Bundesgebiet ohne Saarland)

winner nidrt einmal I vH mehr Stimmen als der Unterlegene.
IIit der überhaupt niedrigstenilIehrheit imVergleich zum Unter-
legenen kam ein Berr.erber der CDU ISST in den Buntlestag. Von
den gültigen Erststirnrnen im Vahlkreis 144 Offenbach/M. "rt-fielcn auf ihn 7I 810 oder 42,92 vH und auf den untcrlegcnen
Kandidaten dcr SPD 71 7Bi[ oder 42,90 vH. Bei der f . ur,l Z.
Bund_estagswahl betrugen die kleinsten Abstände 0,07 vH (g,?
Obcrhausen) bzw. 0,21 vH (S0 Stadt Braunsdrwcig). Auch hi,rr
waren die größten Parteien die Gegner, abcr mit dem Unter-
schied, daß 19-19 die CDU vor der SPD und I9S3 umgckehrt die
SPD vor der CDU lag. Die 5 \i/ahlkreise, in rlcnen 1949, 1953
oder 1957 die beidcn erfolgreichstcn Ilewerber zusammen dic
höchsterr oder nicdrigsten Stimmcnautcile erzielten, odcr in dcncn
dic Abstände zwisdrcn ihrcn Slinnncnanteilcn am grölJten orler
kleinsten warcn, sirrd in Tabello I? zusammengcstcllt, f)ie Zahl
tlcr in diesen Wahlkrcisen aufgctrctencn Bewerbcr ist neben der'Wahlkreisnummer in Klarumern angcgcbcn.

Zwisdren der Hdhe des von den bciden erfolgrcichsten Bcwer-
bern zusammcn gc*'onnenen Stirnnrenarrteils, tler Gröl3e dcs Ab-
standes zwischcn dem Anteil des Siegers unrl dem des Unterlegc-
nen - ebenso wie der Mehrheit des Sicgers selbst und der Zahl
der in einem Wahlkreis übcrhaupt kandidicrenden Bewerber be-
steht kaum ein Zusamrnenhang. Bei der 3., abcr audr schon bci
der I. und 2. Bundestagswahl lasscn sich Vahlkreise flnden, in
denen bei gleidrer Gegnerzahl die beiden Ersten in einem Wahl-
kreis über mehr als neun Zehntel, in anderen Fällen aber gerade
nocih zusammen etwas mehr als die Hälfte der Erststimmen ge_
winnen konnten. Die Abstände zwischen der Wahlhreismehrheit
und dem Stimmenanteil des Unterlegenen können bis zu rund
75 vH bei gleicher Bewerberzahl differieren.

Verden die durdrsdrnittlichen Abstände zlvischen dcn Stim-
men der Sieger und Erstunterlegcnen in Bund und Ländern fiir
die drei Wahlen hcrechnct, so ergehen sich beim Vergleich der
Lärrderergcbnisse bemerkcnswcrtc Urrtersc{riede. Bci allen Vah-len zeigen die Länder Hamburg und Hessen die hleinsten Ab_

übrigen Ländern die durchsdrnittlichen Abstände, mit denen dic'Wahlkreissieger ihren nadrfolgenden Gegenkandidaten hinter
sich ließen, von 1949 bis I9S7 größer gewortlen sind, wurden siein Hessen nodr kleiner. Die Unregelmäßigkeit in Hamburg ist
auf den schon besprodrencn Zusammenschluß der CDU, FDp und
?f zum Hamburg-Blodr bei der 2. Bundestagswahl zurückzu-
führen. Das größte Anwadrsen ist in Bayern zu beobachten. Hier
hat sich der durdrsdrnittlidre Abstand verdreifacht, in den Län_
dern Sdrleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen mehr als ocler
fast verdoppelt. Nehen den durchschnittlichen Äbständen für alle
Wahlkrcise sind dic durchschnittlichen Äbstände auch für dio
'l(/ahlkrcise hercchnct wordcn, in rlenen Mchrhcitsändcrungcn
zur Partciablösung führten, und cbenso für die Wahlkreise, äie
den Partcicn übcr alle drci .Wahlen verbliebcn sind.

_ 
In rur 1.15 dcr insgesarnt 2-12 Wahlkreisc im Buntlcsgebiet

ohne Saarland ist dic Parteizugehörigkcit der'Wahl-
kreissieger bci allcn rlrei Bundestagswahlen di c gl ci ch e ge-
b I i e b e n (CDU/CSU I10, SPD 32, Dp 3). 1919 erhielt rlie Dp
den niedersächsisdren Wahlkreis 3Z Fallingbostel-Hoya gegen die
Bewcrber der CDU und FDP; irn Wahlkreis 34 yerdcn-Roten-
burg-Osterholz gab es keincn tr'Dp-Bewerber. I9S3 verzichteten
die beiden letztgenannten Parteien auf die Aufstellung eigener
Kandidaten in diesen beiden Wahlkreisen, während I9S7 die Dp
hier lediglidr rnit Unterstützung der CDU siegte. Beim 3. Wahl-
kreis 33 Stade-Bremervörde, der jedesmal der Dp zufiel, handelt
es sich um den Vahlkreis, den die Partei, die 1957 als einzigea)
nebcn der CDU/CSU und SPD im Bundesgebiet (ohne Saarlanri)
überhaupt Wahlkreissitze erringen konnte, zweifelsfrei ohne
irgendweldre Vahlabspradren gewann. 1953 gab es jedodr auch
hier rvedcr Kandidatcn der CDU noch der FDP, wodurch die Dp
die absolute Nlehrheit gewann, was ihr weder 1949 noch 1957
gelang. 'Wie sich die den Parteien von der 1. bis zur 3. Bundes-
tagswahl verbliebcnen Vahlkreissitzc auf die Länder verteilen,
weist Tabelle l-9 aus.

stände. vährend aber in r{amrrurg wie im Bund und in ailen ll,_li:,"T*r,iü.}i}ä,}.,1Jä}Ji,1.,,üifä:tiliälIt}iil,ü1i,&r"1ül?ä}J,["f,ifif.,,1ff:

lB' Drrrch-'chrrittliche Abstände zwischcn dcn Ifrststimmen für dic Wahlkrcissieger und die lirstuntcrlcgenon
1949, 1953 und l9ST nach Ländern

Durchschnittlichc Abstände
in \Yahlkreiscn

Parteienwechsel
1S57

Land in allcn Wahlkreisen

1953

mit

1953

ohnc

19531949 1,957 1949 1949 1957
Schleswis-Ilolstein
Hamburg
Niedersachsen
Dremen
Nordrhcin-\Yestfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-\I-tifttemberq.
Bayern

Bundcsgebiet ohne Saarland

9,3
7,6

13,3
15,4
t2,7

9,4

19,0
11,9

13,6

22,L
12,6
16,9
75,+

8,4
26,8
28,O
28,5

20,0
8,3

13,6
16,0

8,2
25,6
28,0

22,5

8,8

at
5,7
8,7
4,3
6,2
0,9

8,4

16,3
13,0,y

6,5
5,3
4,7

18,7

11,4

16,9
6,1

Y
8,8
3,9

12,2
23,5

L2,7

oo
23,6
1,7,4
t5,4
14,6
70,4
29,8

L3,7

17,7

27,9
9,5

27,0
75,4
27,O
tz,g

38,0

29,5

23,L
27,6
21,8
16,0

14,5
31,1
33,9
42,4

29,5
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19. Die Zahl der'§Vahikreise, in denen die obsiegende Partei
1949, 1953 und I95? nicht gewechselt hat, nach Ländern

I,and

\Yahlkreise

ins-
ge-

somt

d&Yon
mit ohne

ParteicnwcchBel

Yon den \Yahlkreisen
ohnc Parteienwechsal

cntfallen auf

CDU/
CSU

SPD DP

Schleswig-Eolstein
Ilamburg .
Niedersachsen
Ilrenen.
Nordrhein-\Yestfalen
Hesscn .
Il,heiilland-Pfalz .

Baden-Württemberg
lJayern .

Bundesgebiet
ohne Saarland

14
8

OU
22
15

7
2L

11
13

I

1
l3

q
L2
2+
21

7

4

3'
10

2+

1
6

2l
212 115 110

In 9? Wahlkreisen, und damit in einem reichlidren Drittcl
aller Wahlkreise, änderten sich die ilIehrheitsverhältnisse so ent-
scheidend, daß sie einen.Wechsel der führenden Parteien von der
L, z;ltr 2.,2, nr 3. oder von Bundestagswahl zu Bundestagswahl
zur Folge hatten. Ein Wechsel von Wahl zu WahI fand in 1.1
'Wahlkreisen statt, wobei es sidr nur in 4 Fällen um einen edrten
'Wedrsel handelte, indem jedesmal eine andere Partei den Vahl-
krcissitz gewann, nämlidr in den nicdersächsisdren Wahlkreiscn
39 Uelzen (SPD-DP-CDU) und 56 Göttingen'Nlünden (SPD'FDP-
DP) und in dcn bayerisdren Vahlkreisen 22I Coburg und 22il
Hof (SPD-FDP-CSU). In Göttingcn'llünden hat dic CI)U wedr:r
1953 nodr I95? kandidicrt, und in dcn baycrischcn Vahlkreiscn
verzichtcte die CSU zugunsten dcr FDP bei dcr 2. Bundestags-
wahl auf dic Aufstellung eigcncr Kandidatcn. Sicbenmal konntc
eino Partci bci dcr 3. Bundestagswahl ihr l949er Mandat, das sit:
1953 verloren hatte, zurückgewinnen. In 60 weitcrcn Wahlkroi-
scrr, in dencn die }lehrhcitsänderuug zur Parteiahlösung führte,
wechselte die Parteizugehörigkeit dcs Wahlhreissicgers schotr
1953, um auch bei der 3. Bundestagsrvahl der Partei zu verblci'
hen. In den restlidren 26 Wahlkreiscn wurdcn Partcien erst bei
der 3. Bundestagswahl von dem Bewerber einer anderen Partci
abgelöst.

Durch die CDU bzw. CSU konnten bis 1957 insgesamt ?9 Wahl-
kreise, darunter 5? allein von der SPD, hinzugewonnen werdeu.
In mehr als zwei Drittel dieser Vahlkreise (44) unterlag die SPD
sdron bei der 2. Bundestagswahl, in 10 weiteren Vahlkreisen
195? unmittelbar und in 3 Fällen erst, nachdem sie bei der 2.
Bundestagswahl vorübergehend von einer dritten Partei (2 mrl
FDP, I mal DP) verdrängt worden war. In 19 Wahlkreisen, die
bis 1957 zur CDU/CSU überwedrselten, war diese größte Partei
bei vorangegangenen Wahlen noch Kandidaten Yon anderen ört'
lidr stärkeren kleineren Parteien unterlegert, und zwar der FDP
(Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen in je einem Wahlkreis
und in Hessen und Baden-Vürttemberg in je zwei Wahlkreisen),
der DP in Niedersadrsen (2) und der BP in Bayern (1I). SchlielS'
lich gcwann die CDU sdron bei der 2. Bundestagswahl auch allc
3 'Wahlkreissitze (2 Flensburg, 168 Ef3lingen, 180 Mannheim'
Land), die 1949 nodr von cinem Unabhängigen besetzt gcwesolr
sind. Im Wahlhrcis 2 einigten sidr die meisten bürgerlirüen Par-
teien 1949 auf eincn parteilosen Kandidaten, um den Bcwerber
des darrrals nodr sehr starken SSW (Südsdrleswigschcr 'Wähler'

verband) auszusdralten' Audr 1953 kandidierte in diesern Wahl'
kreis weder die FDP nodr die DP gegcn den auf dicsc 'Wcisc

siegreidrcn Bewcrber der CDU. Bei allen drei Wahlen lag tlcr
SSV-Kandidat an 2, Stelle, gewann also mchr Stimmen als dcr
Bewerber der SPD. Der Abstand zwisdren ilem jeweiligen Wahl-
kreissieger und dem unterlegenen SSV-Bewerber war 1953 ab«:r

etwa doppelt so groß wie 1949, verringerte sich jedoch wieder
bei der Vahl 1957.

Die SPD hat I95? gegenüber dem Stand von 19i[9 den anderen
Parteien 8 Wahlkreise abgenommen. Fünf weitere Wahlkreisc
hatte sie bei der Bundestagswahl 1953 vorübergehend verloren,
und zwar offenbar alle durdr Wahlabsprachen zwischen der CDU,
FDP und DP, die ihr als ,,Hamburg-Block" drei der von ihr 1949

in Hamburg gewonnenen Wahlkreise abnahmen' Bei der 3' Bun-

20. Zat.l der den Parteien von 1949 bis 1957 verbliebenen Wahl-
kreise und Zahl der Wahlkreise, die von and.eren Parteien hinzu-

ge\ronnen oder an andere Parteien verlorengegangen sind
(Bundesgebiet ohne Saarlantl)

destagswahl gewann die SPD dort nicht nur diese 3 Wahlkreise
zurück, sondern 3 weitcrc hinzu, von denen bei der I. Bundes-
tagswahl 2 die CDU und einen die FDP innehatten. Lediglidr
den'Wahlkreis 18 Hamburg IV mit Ortsteilen der Bezirke Eims-
büttel und Hamburg-Nord, der schon 1949 der CDU zufiel, ge-
wann diese Partei 1957 zurück, nachdem er 1953 laut 'WahI-

absprachc an dic FDP abgegeben war. Dcn Vahlkreis 21 IIam-
burg VII mit Ortsteilen der Bezirke Harnburg-Mitte und Hrr-
burg crhielt dic SPD hei allen 3 Vahlen. llei den rcstlidren
2 von der SPD Icdiglidr zurückgcwonrrcncrr Wahlkrciserr handelt
cs sich urn dic niedcrsächsischcn Wahlkrcisc 32 Cuxhavcn-Iladeln-
Wcscrmüutlc untl .16 Harnelrr-S|ring1c, dic I953 ebenfalls auf
Cmntl von Vahlabsprac'hen von dcr DP gewonncn wcrdcn korrr-
ten. AulSer den 3 schon genanrlten Wahlkrcisgcw'nncn in Haru-
hurg crzielto die SPD echtc Ccwinnc in tlcrr hessischen lMahl-
krciseu 126 Waldcck, 132 Wetzlar, 133 Gießen und 145 l)arur-
stadt, wo sie überall die FDP vcrdrängte, und im Wahlkrcis 152
Krcuznach von Rheinlantl-I'falz, den sie der CDU abnahm.

Nach Aufrechnung der Gcwinne und Verluste hat die CDU/
CSU gcgenüher dem Stancl von 1949 76 Wahlkreise hinzugewon-
nen und die SPD 5I Wahlkreise verloren, darunter den in Göt-
tingen-Nlünden auf Grund einer Wahlabsprache zwischen dcr
CDU und DP. Die DP hat, dank der erörterten Wahlabsprachen,
den Stand von 1919 verbessern können (6 gegen 5). Alle politisch
anders gebundenen oder freien Bewcrher sind in der Mehrheits-
rvahl zum 3. Bundestag unterlegen.

ao

Partei

Wahlkreis-
sitze bei

der vorher-
gchenden

\Yahl

Davon gingen
Wahl

bei der späteren
an (diri)

CDU/
CSU SPD FDP DP

Sonstige
und

ParCeilose

Ycritndemngcn Yon 1949 auf 1953

CDU/CSU
SPD .

FDP .

DP
Sonstige und Parteilose

115
96
12

5

14

1L3 1

10

1
45 43

2

l4

'lYahlkreise 1953

Gegenüber 1949
Yerbliebene 1r-7

7L
7l

45

lts
2

53

14

10
4
2

10

5
5

1

hinzugelvonnenc .

Yerlorene \Yahlkreise

113
59

2
I
14

Ycränderungen ron 1953 auf L9ö7

CDU/CSU
S?D .

IDP .

DP
Sonstige urrd ?arteilosc

172
45
14
10

1

168 4
3+ 1

2
4

\\rahlkreise 1957

Gegcniibcr 19i)3
verblicbcuc 20ir

37

191

168

4

45 6

hilzugcwonrlCilc
Yerlorcnc \\rahlkreisc

3{
11
11

,t
1 t

Yrriirdolurgcn yon 1919 rruf 1957

CDU/CSU
SPD .

FDI .

DP
Sonstige und Part€ilose

115
96
12

5

t4

7t2
2
1,

57
6
2

14

\Yahlkreisc 1957

Gegenüber 1949
verbliebene 7i'2

90
90

191

ttz

45

8
59

hinzugervonnene .

verlorene \\rahlkrcise n
3
3
2 1*

5

5

I

1



Partei des C+ewähltenr)
mit absoluter Mehrheit)Nummer und Name

des Wahlkreises
1949 1953 L957

Nmmer und Name
des \Yahlkreises

1949 1953 7957

Porteienwechsel voD 1949 auf 1959
Schleswig-Eolstein

CDU2 X'lensburg

8 Oldenburg-Euttn/Süd

I Lübeck

11 Steinbug
12 Pintreberg
l3 Stormarn

14 Eerzogtum Lauenbu.g

24 Leer

25 lYilhelmshaven-Friesland

29 Delmenhorst-Wesermarsch

Parteilos (7)

sPD (8)

sPD (8)

SPD (8)
sPD (8)
sPD (e)

sPD (e)

(5)

cDU (7)

cDU (9)

cDU (6)

cDU (7)

CDU

CDU

CDU

cDU (6)

cDU (6)

CDII
CDU
CDU

(6)
<7)
(7)

(6)

(o,
(6)
(5)

(5)

(5)

CDU
CDU
CDU

cDU (e)

Niedeisachsen

SPD (7)

sPD (8)

sPD (7)

SPD
SPD
SPD
SPD
SPD
SPD

CDU

CDU

cDU (6)

cDU (6)

CDU

(5)

(7)

(4)

(6)
(5)
(7)
(6)
(7)
(6)

(6)
(6)

(6)
(6)
(7)
(7)

(6)

(7)
(8)
<7)
(7)
(6)

(7)

Lüneburg-Dannenberg .

Eildesheim-Stadt und -Land
Gelldersheim-Salzgitter
Braunschweig-Land-Helmstedt
Wol fenbütt€l-Goslar-Land

35
48
49
51

(8)
(8)
(7)
(8)
(8)
(8)

CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDII

(7)
(6)
(6)
(6)
(5)
(5)

(7)

(6)

(5)
(6)
(6)

(7)

(6)

(5)
(5)

(6)

(6)
(6)

CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU53 Earz

?4 Remscheid-Solingen

84 Moers

88 Müüheim .
89 Essen I
92 Duisburg I .

98 Duisburg II
102 Glsdbeck-llottrop .

112 Eerne-Castrop-Rauxel
118 Bochum

119 Iserlohn-StadC und -Land

120 Unna-Ilamm .
124 Altena-Lüdenscheid

159 Neustadt an der Weimtraße
160 Kaiserslautern

163 §tuttgart I (\Yest)
164 Stuttgart II (Ost)
108 Eßlingen.
175 Karlsruhe-Stadt
180 Mannheim-Land

190 Reutlingen .

196 Ältötting.

198 Ingolsüadt

199 Miesbach.

200 Milnchen-Nord
201 München-Ost .

202 München-Süd.
203 München-\{est

204 München-Land

205 Rosenheim .

206 Traunstein .

208 Deggendorf.

Nordrhcin-\Yestfalen

SPD (7)

sPD (8)

SPD
SI'D
SPD

(8)
(7)
(7)

CDU

CDU

CDU

LJI)U
CDU
CDU

ODU

CDU
ODU

(6)
(6)
(7)

(6)
(5)

sPD (7)

sPD (5)

SPD
SPD

(8)
(8)

sPD (8)

Ilessen

Rheinland-Pfalz

Raden-\Irürttemberg

CDU

sPD (5)

cDU (6)

SPD
SPD

r.DP
SPD
SPD
SPD
SPD
FDP

(8)
(8)

(4)
(5)
(4)
(4)
(4)
(4)

cDU (0)

ODU
CDU

SPD
CDU
CDU
CDU
CDU
SPD

CDU
CDU

CDU
CDU

CDU
CDU
CDU
CDU
SPD

'W'etzlar
Obertäunuskreiß
Frankfurt/M I
Frankfurt/M II .

X'rankfmt/M III
Darmstadü .

L32
IöO
140
t4L
142
145

<5)
(6)
(5)
(6)
(6)

I sPD (3) | cDU (5) | cDU (5)I sPD (3) I cDU (6) | cDU (5)

Parteilos (4)
sPD (4)

Parteilos (3)

sPD (4)

(5)
(5)

SPD
SPD

BP (5)

tsP (5)

I|P (5)

sPD (5)
sPD (5)
sPD (5)
sPD (5)

CDU
CDU
CDU
CDU
CDU

CDU
CDU
CDU
ODU
CDU

CDU

CSU
C§U
CSU
CSU

(6)
(6)
(5)
(6)
(5)

(5)

(5)

(7)

(7)
(7)
(6)
(7)

(5)

(6)

(5)

(6)

llayern

CDU

CSU

CSU OSU

CSU (7)

csu (e) ICsu I or

CSU
C§U
CSU
CSU

(e)

(8)
(8)
(8)
(s)

(e)

(8)

(8)

(8)

CSU

CSU

CSU

CSU

3P (5)

BP (5)

BP (5)

BP (5)

CSU

CSU

CSU

CSU

noch: Ilayern

BP (5)

I}P (5)

BP (5)

BP (5)

sPD (5)

s?D (5)

sPD (5)

FDP (s)

DP (7)

SPD
SP])
DP
SPD
SI'D
SPD

CSU

CSU

CSU

CSU

CSU

CSU

CSU

CSU

CSU

sPD (6)

sPD (6)

sPD (7)

cDU (6)

cDU (7)

200 landshut

211 Pfarrkhchen

2J.2 Straubing

213 Vilshofen

224 Kulmbach

226 Erlangcn.

229 Sch\Yabach.

15 Eambug I.
16 Eambug II
22 Eamburg YIII

30 Oldenburg-Ammerland.

S6Harburg-Solteu. . . .

38 Celle
10 Stadt Hannover-Nord
45 Dicplrolz.Mcllc-Wittlagc
50 Stadt llrallnschwejg
54 I'cinc-Gifhorn
55 Northcim-liinbeck-Drrlcrstadt

Parteienwechsel von 1953 auf195Z
Eamburg

cDU (5)

cDU (6)

FDP (6)

CDU

CDU

FDP

Niedersachsen

CSU (5)

(4)

(0)

(5)

(5)

(8)

(8)CSU

(7)

(7)

(7)

(?)

(7)

(7)

(e)

CSU

CSU

(5)

(5)

(5)

trDP (5)

DP (5)

sPD (7)
SPD
D1'
SPI)
sPl)
SPD

D1'
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU

SPD
§PD

(8)
(7)
(7)
(7)
(7)
(8)

(8)
(6)
(?)
(6)
(7)

(6)
<7)
(5)
(7)
(5)
(5)

(5)
(5)
(5)
(6)

75 '\Yuppertal I

120 \Ynldeck .

129 Fri[zlar-Eomberg
130 Eersfeld .

131 Marburg .

133 Gießen.
138 Wiesbaden .

144 Ofenbach/M .

152 Kreuznach

17 Hambug III .

IS Eamburg IY .

19 Ilamburg V
20 Ilambug YI .

32 Cuxhaven-Eadeln-\Yesermünde

46 Eameln-Springc

S7 Oberhausen

39 Uelzen .

56 Göttingen-ilIünder

221 Coburg

228 Eof

N ord rhe in-\Ycs t fa le n_

. . . . I r,DP(5) |

Hessen

sPD (5)

CDU(O)

SPD (6)
sPD (6)

§PD (6)

sPD (8)

cDU (9)

l'DP CDU (7)

FDP SPD (5)

FDP
SPD
ITDP
X'DP
X'DP
SPD

IDP (4)

I'DP (5)
sPD (4)
nDP (4)
FDP (4)
xDP (4)
sPD (5)

(6) 
I

(5) I

(6) I(6) I(7) I(6) I(6) I(6) I

cDU (5)
CDU
DP
SPD
CDU
CDU (5)

RheiD]and-Pfalz

....1 cDU(8) | cDU (6)l sPD (?)

Baalen-Württemberg

Rayern

sPD (5) I sPD (7) I CSU (6)
sPD (6) | SPD (8) | CSU (8)
sPD (5) I sPD (7) | cSU (7)

1057 ryieder gewonuene \Yahlkrcise von 1949

I sPD (4) | sPD (7) | cDU (5)
I DvP(4) | FDP (7) | CDU (6)
I DvP(8) | FDP (5) | cDU (5)

SPD

SPD

165
166
174

220
227
228

Ludwigsbug .
Eeilbronn
\Yaiblingen.

Iayreuth
Nürnberg
Nürnberg-tr'tirtlr

DP (5)

X'DI) (5)

D? (5)
cDU (5)

DP (4)

DP (5)

Zentrum (7)

N'DP

sPD (7)

CDU (6)

(0)
(6)

(8)

(7)

(7)

(7)

(6)

(6)

(6)

CDU

cDU (6)

DP (5)

c§u (6)

csu (6)

Partcicnlyechsel bci jedcr Wahl
SPD (7)

sPD (8)

§PD (5)

sPD (5)

DP

N'DP

FDP

2I Die Wahlkreise, in denen die obsiegenden Parteien von der l. ntr 2,,2, nr 1. oder 6ei jeder Bundestagswahl gewechselt haben,

r) In der Klammer Zahl der Kandidaten.
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Partei des Gewähltenr)
1l-l mit absoluter Mehrheit)

CDU
CDU
CDII
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In der Tabelle 20 ist neben der Zahl der den Parteien verblie'
benen Vahlkreise zahlenmäßig audr der Parteienwe&eel ilargc'
stellt, In der Tabelle 21 eind die vier behandelten Gruppen der
übergewe&selten Wahlkreise mit Nennung der Parteizugehörig'
keit der bei den einzelnen Wahlen jeweile obsiegenden Bewerber
einzeln aufgeführt. Parteien, die nadr dem Ve&eel gleiüzeitig
die abeolute Mehrheit erringen konnten, eind dabei eingerahmt'
Danadr hat die CDU/CSU in 9 der 59 Vahlkreiee, die eie 1953

Bewerbern anderer Parteien oderUnabhängigen abnehmen konn'
te, die absolute Mehrheit erzielt, die sie außer in den Vahlkrei'
sen 2 Flensburg, 29 Delmenhorst-IEesermarsdr und I90 Reutlin'
gen audr bei der Wahl 1957 behauptete. Der Verlust der abso'
luten Mehrheit in den beiden erstgenannten Wahlkreisen hängt
vermutlidr damit zusammen, daß 1957 FDP und DP wieder
eigene Kandidaten aufstellten, worauf sie bei der 2. Bundeetags-
wahl in diesen Wahlkreisen verzidrtet hatten. Veiterhin erzielte
die CDU/CSU 1957 die absolute Mehrheit in weiteren 16 Wahl-
kreisen, die sie sdron 1953 oder erst 1957 gewann, und in denen

eie 1949 no& dem Bewerber einer anderen Partei unterlegen
war. Die SPD dagegen konnte in keinem der Wahlkreise, die sie
bei der 3. Bundestagswahl gewann bzw. zurüd<gewann, diese
Mehrheit erhalten. Vo FDP.und DP 1953 absolute Mehrheiten
haben, sind eie das Ergebnis von Wahlabspra&en.

Bei der Bespre&ung der Bundestagswahlkreiee, in denen die
obsiegende Partei einmal oder von .Wahl zu Vahl gewe&selt
hato iet dae der Mehrheitswahl innewohnende Persönlidrkeits-
m'oment nidrt erwähnt worden. Mit letzter Genauigkeit Iäßt ei&
eein Einfluß nidrt bestimmen. Jedodr kann sdron die in mandren
'Wahlkreieen untersdriedli&e Abgabe der Erst- und Zweitstim-
men wertvolle Aufschlüsse hierzu vermitteln, Ee sind nidrt nur
öfter Fälle feststellbaro in denen die Zahl der für deu Kandi'
daten einer Partei abgegebenen Erststimmen die Zahl der für
dieselbe Partei abgegebenen Zweitstimmen erheblidr übersteigt;
vereinzelt erhält auch der Kandidat einer Partei in der Mehr-
heits-(Persönli&keits-)Wahl weniger Eretstimmen als ihre Lan-
deeliste Zweitstimmen.

D. Die güItigen Zweitetimmen

Die Yerteilung der Erststimmen auf die Parteien ist von Vahl'
abspradren beeinflußt. In zahlreidren Fällen kam es vor, daßPar-
teien in einem Wahlkreis arrf die Aufstellung eigener Kandidaten
verzidrtet und ihren Anhängern empfohlen haben, dem Kan'
didaten einer anderen Partei ihre Stimme zu geben, um äne
Zersplitterung der Erststimmen zu vermciden. Bei der Äbgabe
der Erststimmen spielt ferncr die Persönlidrkeit der Kandidaten
eine gewisse Rolle. Ein zuverlässiges Bild von der politisdrcn
Einstellung der Wähler kann dahcr nur auf Grund der Zweit-
stimmen gewonnen werden, die auch entsdreidend für die Sitz'
verteilung sind,

Die Zweitstimmen werden für die Landeslisten der Parteien
mit einer beliebigen Anzahl von Vahlbewerbern ahgegeben. Die
fünf ersten Wahlbewerber einer Partei auf den Landeslisten, die
bci der Sitzverteilung an erster Stelle zu berüd<sidrtigen sinrl,
müssen unter dem Namen der Partei audr auf den Stimmzettel
übcrnommen werden. Der Wähler hat auf die Reihenfolge der
ztm Ztge kornmenden Landeslistenbewerber einer Partei keinen
Einfluß.

l. Die Verteilung der Zweitsti'nrnen auf ilie Parteien
in Bund unil Länilern

1957 wurden irn Bundesgebiet einsdrl. Saarlanil 29905428
gül ti g e Zw ei ts tim m e n abgegeben.

'Wie schon 1949 und 1953 ging audr 1957 die CDU mit
f 1 875 339 Zweitstimmen oder 39,7 vH aller gültigen Zweitstim'
men aus der 'Wahl als stärkste Partci hervor. Auf die CSU ent'
fielen 3 133 060 oder I0,5 vH Zweitstimmen. Für die CDU/CSU
zusammen ergeben sidr 15 008 399 oder 50,2 vH Zweitstimmen,
d. h. die beiden Parteien haben knapp die absolute Mehrheit
aller gültigen Zweitstimmen auf sidr vereinigt. Ohne Saarland
betrug der Zweitstimmenanteil der CDUiCSU 50,1 vH im Ver-
gleidr zu 45,2 vH bei der Bundestagswahl 1953 und 31,0 vH, bei
der Bundestagswahl 1949,

22. Verteilung der Stimmen auf die Parteiert 1949,1953 und I957

1) 1953 und 1957 Zweitstimmen'

Die SPD ist weiterhin die zweitstärkste Partei geblieben und
hat 9495 5?I oder 3I,8 vH und ohne Saarland 3l,9vH der Zweit-

stimmen erhalten. 1953 stellte siü ihr Stimmenanteil auf 2B,B
vH und 1949 auf 29,2 vH. Er hat sich damit weniger geändert
als derjenige der CDUiCSU.

Auf die CDU/CSU und die SPD zusammen entfielen 24,5 Mill.
oder 82,0 vH aller Zweitstimmen, 1953 dagegen auf beide Par'
teien 74,0 vH und 1949 lediglich 60,2 vH. Es ist also, wie süon
bei den Erststimmen unter II C 2 dargelegt, eine sehr starke
Entwi&lung zum Zweiparteiensystem zu beobadrten. Die Leid'
tragenden sind die mittleren und kleinereu Parteien, deren Wäh-
lersdraft ofrenbar in starkem Maße zur CDU/CSU und SPD ab-
gewandert ist.

Die FDP verlor gegenüber 1949 und 1953 sowohl absolut als
audr relativ an Stimmen und brachte es auf insgesamt 2 307 135
oder 7,? vH (ohne Saarland ?,5 vH) Zweitstimmen, während
1.949 ihr Stimmenanteil II,9 vH und 1953 immer nodt 9,5 vH
ausmadrte. Trotz des Stimmenrüd<gangs konnte die FDP den
3. Platz behalten.

Einen Stimmenverlust erlitt audr der GB/BHE, der mit
I374066 oder 4,6 vH an 4. Stelle folgt. Die DP' die I007282
oder 3,4 vH Zweitstimmen erhielt, ist sowohl absolut als aurh
relativ etwas stärker geworden. Audr dieDRP mit 308564 Zweit'
stimmen hat etwas zugenommen, konnte aber nur einen Stim-
menanteil von 1,0 vH erreidren. Die FU erhielt 254 322 odcr
0,9 vH Stimmen und blieb damit weit hinter der Zahl von
682719 oder 2,5 vH Stimmen zurüd<, die 1953 für die Bayern-
partei und für das Zentrum zusammen abgegeben worden sind.
Der BdD, der Mittelstand, die DG und die VU haben zusammen
nur 117 827 oder 0,4 vH Zweitstimmen auf sidr vereinigt und
müssen auf Grund diesee Absdrneidens bei der 3. Bundestags-
wahl als bedeutungslose Splittergruppen betradrtet werden. Den
SSW wählten 32262 Personen gegenüber <[4585 im Jahre 1953.

Im Vergleidr zu 1953 hat die Zahl der Zweitstimmen (ohne
Saarland) für die CDU/CSU um 2,3 Mill. oder 18,2 vH, für die
SPD um I,4 llill. oder I7,B vII und für die DP um 0,1 Mill. oder
1I,9 vH zugenornrnen, die Zahl der Zweitstimmen für die FDP
um 0,4 Mill, oder 16,1 vH und für den GB/BHE um 0,2 Mill.
oder I5,1 vH abgenommen. Um diese Stimmenzunahmen odcr
Stimmenverluste ridrtig beurteilen zu können, muß man be-
adrten, daß die Zahl der Wahlberedrtigten und die Vahlbeteili-
gung und damit audr die ZahI der 'Wähler und die Zahl der gül-
tigen Zweitstimmen seit 1953 erheblidr angestiegen sind. So
wurden 1957 I,B Mill. oder 6,5 vH gültige Zweitstimmen mehr
abgegeben als 1953. Stellt man dies in Redrnung, indem man die
1957 für die Parteien abgegebenen Zweitstimmen relativ gleidr-
mäßig auf die gültigen Zweitstimmen von 1953 (27,6 Mill.) redu-
ziert, so beträgt der Stimmenzuwadrs bei der CDU/CSU nur noch
I0,9 vH, bei der SPD 10,6 vH und bei der DP 4,5 vH, der Stim'
menverlust bei der FDP 21,4 vH und beim GBiBHE I9,9 vH.

Auch in den Ländern erweist sidr die CDU/CSU fast überall
als die stärkste Partei. Ihr Stimmenanteil ist 1953 nur in drei,
1957 nur nodr in zwei Ländern, nämlich den Stadtstaaten Ham-

Partci

1957
1949 1953 ohne

Searland
mit

Smrland
YoD 100 gilltigen Stimmetrr) entfallen

auf nebeßtehende Part€ien

CDU/CSU
§PD
Ii'DP
GB/BHE
DP.
Sonstige

3r,0
2S,Z

at
4,0

23,9

45,2
28,8

9,5
5,9

?,1

50,1
31,9

4,7
3,4
2,1

50,2
31,8

7,7
4,6
3,4
2,4
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23. Veränderung iler Zahl der auf die Parteien entfallenden Zweitstimmen von 1953 auf 195?
(Bundesgebiet ohne Saarland)

r) Gesamt'zahl dcr gültigen Z\ycitstimmen 1953, aufgeteitt nach den §timrnanteilcil der Partcien 1052

burg und Bremen von der SPD übertroffen worden. In Hessen,
dcm 3. Land mit einer knappen SPD-trIehrheit 1953, gewann die
CDU ebenso wie in Niedersachsen 1957 nur einen geringen Vor-
sprung. Dafür aber hatte die CDt in Baden-Württemberg untl
dic CSU in Bayern bei der 3. Bundestagswahl einen mchr als
doppclt so hohen Anteil wie die SPD. Ebenso wie hier erhiclr
die CDU 1957 mehr als die Hälfte der Zwcitstirnrnen in Nord-
rhein-.Westfalen, Rheinland-Pfalz und im Saarland.

An 3. Stelle steht in sechs der zehn Ländcr die FDP. In
Schleswig-Holstein und in Bayern wird der 3. Platz durdr dcrr
GB/BHE mit 8,3 vH bzw. 6,8 vH Stimmcn eingenommen, in

Nicdersachsen und Bremen durch die DP mit 11,4 vH bzw. I3,B
vH Stimmen. Dadurch fiel die FDP in Sdrleswig-Holstein, Brc-
men unrl Baycrn auf den 4. Platz zurück und in Niedcrsachscn
sogar auf den 5., da dort der 4. Platz vom GB/BHE cingenom-
mcn wird. In Sdrleswig-Holstein haben nodr die Stimmen für dcrr
SSW (3,3 vH) cinige Bedeutung, in Niedcrsachscn (2,3 vH) und
in Rheinland-Pfalz (2,7 vH) die Stirnmen für dic I)RP und in
Bayern die Stimmen für die FU (3,2 vH).

Das Sd:wergewicht der Stimmcn für tlie CDU/CSU und für dic
SPD liegt mit fast einem Drittel in Nordrhein-Westfalen; tlie
FDP-Stimmen kommen zu jcweils fast eincrrr Vicrtcl aus Baden-

24. Die von den Parteien gewonnenen Zweitstimmenanteile I95T nach Ländern

I,araleslisto

Zweitstimmen Zu- (+) bzw. Abnahme (-)
1957 gegenüber

der Zweitstimmen
1053

1957

1053 tatsächlich
ohnc Berücksichtigung dcr

Yeränderung der Gesarutzahl
der gültigcn Z\yciüstimmentatsächlich

utrter Zugrundc-
legung der Ge-
samtzahl dcr

güJfigen Zrvcit-
stimmcnr) von 1953

Änzahl Anzahl vE Anzrhl vH
14 707 808
I 357 262
2207 055
I 372 600
1 003 213

305 294
254 322

56 302
36 502
322ß2
16 607

5 020

13 803 187
8 788 856
2 066 345
1 294 910

936 743
275 5r3
247 562

55 103
27 55L
27 551
27 557

12 443 981
7 914 943
2 629 163
1 616 953

E96 128
295 ?39
682 719

44 585

+ 2268827
+ 1 412 319

- 422108

- 244353+ 107 085* I551-r

- 428397+ 56 302+ 36 592

+ 16 607+ 5020

- 997 061997 061

+ 18,2
+ 17,8

- 16,1

- 15,1
+ 11,0

- 62,7

- 27,0

- 100

* 1 359 206+ 843 C13

- l-r(i2 il18

- 322 043+ 40 615
20226

- 434?57l- 55 103+ 27 55t
17 034+ 27 55L

- 99? 061

+ 10,9
+ 10,6

- 21,4_ to o

+ 4,5
6,8

- 63,f

- 38,2

- 100

27 557272 27 557272 + 1 803 065 6,5

Land

Gültige Z\YeiÖstimmen

insgosamt
davon nach Partcicn

CDU/CSU

Schleswig-Holstein .

Ilamburg.

Niedermchscn.

Bremen '.

Nordrhein-Westfalen

Ecssen .

Rheinland-Pfalz .

Baden-\Yürttemberg

Bayern.

Saarland

ßundesgebieü

Bundesgebiet ohnc Saarlrrnd

1953 .

19493)

100
4,4

100
3,9

100
12,8

100
1,3

100
29,6

100
9,1

100
6,4

100
13,1

100
L7,6

100
1,8

9'

Y
,}
'r':L'4'

9'

,1.

5y

5!_-5

T,Z

2,9

,ap

0,8

,x,

7,4

r§

t3,7

,W

2,O

,9t

at
32,8

^t,,

,1'

Y
at
,y,

25_l

tJ,
-:^
D,U

,r",

1,0

,,8

10,9

u,1

10,0

7t,7

,§

1.
1',

a
,,r

g'',

It
T

1!4

1.
Y

;
ni

9,8

n
21,O

rqt

8,0

,t3

10,4

a

8,3

1,1-r

v
,!
,!
lt
v

It
l',

i,o

,,,,

0,6

,a,-

11,1

i,o

13,5

,ap

0,1

1t
,3

,!r

9t

t,t

1.

1'
v
v

+,s

5,1

,re
:-
,-p

14,8

a
3,0

0;

12

v
v
1t

1t
lt
t,,

,,,

.J

2,0

tz,z

0,9

zt:t

:^c'D

;
,",

-;-

,lt

100
100

100

100

1.00

,ry,

50,1

4/r,z

31,0

100 at
31,9

28,8

7,7
100

7,5

o, r-r

11,9

100 1.
4,7

5,9

100 :*
3,4

4,0

100
2,4',)

2,4',)

7,3')

23,9r)

100

r)_Davon: DIIP:1,0 vtt; [U (B.P_-Z)-0,9rH; BdD-0,2 vH:I\Iil,ietstand-0,1 vlf: DG:0,t vlt ; sSW..BE_.1,7 vH; GVp:1,2 vH; DItt':-1,1',v.8; 2enrum:0,s vu; ol..ls:o3 vü-; s-swlö,2 vH. _ ") Ie49KPD:5,7 vII; perreilose:4,s vH; Be:1,2 vE; Zentnim:B;t vH; iyAy:z,O vH; 5ftf,7oßp.:1-,ö vRWVP:0,1 vH.
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0.1 vH; VU:0.0 v.E. - 
,) Davol: KP-D:2.2 vH:hatle der Wählpr nu eine Stimme. - 

n) DavoniII; RSF:0,9 vE; §S\Y:0,8 vII; EyD:0,1 vI{;

CDU/CSU
§PD
FDP
GR/BIIE
DP. .

Mittelstand
SS\Y
DG.
YU.
DNS, GYP, KPD

Insgesamt 29 354337

SPD ,FDP G]]/IJIII' DP übrige



DIE VERTEILUNG
DER AUF DIE PARTEIEN

NACH

E NTFALLENDEN ZWEITSTIM M EN
LiiNDERN 195} vH

&hleswig-Holshin
Hamburg u Bremen

lliedersachsen

Nordrhein
fltstfalen

80

6o

40

20

[Iessen

Rheinland- Pfalz

Baden'
Württembetg

Bayern

Saa rland
CDU/CSU

Die Breite der Säulen enlsprichl dem Slimmanteil im Bundesgebiet

25. Der von den vier im 3' Bundestag vertretenen Parteien in den
Ländern gewonnene Stimmenanteil bei Bundestags-

und Landtagswahlen I949 bis 1957

Württemberg und Nordrhein-Westfaleno die GB/BHE-Stimmen
zu mehr als einem Yiertel aus Bayern und zu mehr als einem
Fünftel aus Niedersadsen und die Stimmen der DP zu über
40 vH aus Niedersadrsen.

Der Stärke der DP in Niedereadrsen ist es audr zuzusdrreiben,
daß die mittleren und kleineren Parteien zusammen nur hier
me'hr als ein Viertel (28,1 vH) a'ller Zweitstimmen gewonnel
haben. In Sdrleswig.Holstein (21,0 vH), Bremen (23,3 vH), Hes-
sen (2IoI vH), Baden-Württemberg (2I,4 vH) und im Saarland
(20,4 vH) gaben etwas mehr als ein Fünftel der Wähler ihrc
Zweitstimmen für diese Parteien ab. Am sdrwädrsten sind die
rnittleren und kleineren Parteien in Nordrhein.Westfalen. Hicr
entfielen 87,9 vH der Zweitstimmen auf die CDU und SPD.

Wie sich die Stimmenanteile der vier im 3. Bundestag vertre-
tenen Parteien in den Ländern seit 1949 entwitkelt habcn, wird
aus der Tabelle 25 ersictrtlidr. Darin sind auch die Ergebnisse
der Landtagswahlen zwisdren 1949 und 1957 berücksichtigt. Es
zeigt sich zunächst, daß der Anteil der CDU/CSU- und der An-
teil der SPD-Stimmen seit 1949 au& in den Ländern angestie-
gen ist, ausgenommen Niedersadrsen, mit einem kleinen Rück-
gang der SPD-Stimmen gegenübcr 1949.

Die Zunahme der CDU/CSU-Stimmen ist im allgemeinen grö-
ßer. Bei Landtagswahlen erleidet diese Partei gegenüber der jc-
weils vorangegangenen Bundestagswahl immer mehr oder we-
niger große Stimrneneinbußen, während die SPD entweder ihren
Stimmenanteil etwa behaupten oder meistens sogar steigern
kann. Letzteres hängt offenbar in hohem l\[aße mit dem Ver-
halten der lVahlberedrtigtcn zusammen, die zwar zum Bundestag
wählcn, aber bei Landtagswahlen, mit immer niedrigerer 'Wahl-

Leteiligung, der 'Wahlurne fernbleiben, Bezieht man nämlidr dic
für die Parteien abgegebencn Stimmen nidrt, wie üblich, auf dicLan<l \Yahl Jrrhr

\ron 100 sültigen S0immenr)
entfallcn auf

CDU/
CSU

Schlesrvig-I{olstein

Ilamburg

Niedersachsen.

Bremen

Norclrhe in-\Yestfalen

Ilessen

A,heinland-?felz

Baden-Württemberg

Bayern

Saarland

I}W
LW
uw
I\Y
]J\Y

BW
L\Y
lJw
L1\r
B\Y

B\Y
L\Y
B\Y
IW
B1Y

BW
r\1'
BW
L\Y
BW

B\YtlY
3\Y
I\Y
3\Y

I\\'
],\Y
3W
I\Y
tsw
I}lV
I\Yllv
I,w
BW

B\Y
IW
ßw
LlV
X\Y

B1Y
LW
B'!\'
I\Y
B\Y

t1v
I\Y
BW

49
50

54
57

49
.19

53
57

49
51

55
57

49
5t

55
57

49
50
53
54
57

40
50

54
57

49
51
OJ
55
57

4S
52
53
56
57

49
50

D+
57

5-o
57

30,7
19,8
47,1

48,1

Lg,7
3.1,51
3A,7
50,01)
37,1

77,6
23,7^)
35,2
20,6
39,1

16,9
9,0

24,8
18,0
30,4

36,9
36,9
48,9
41,3
54,4

21,4
18,8

21,r
40,9

49,0
39,2
52,7
40,u

39,6
36,0
52,4
42,6
52,8

27,4
47,8
38,0
57,2

54,76)
47,26\
54,5

29,('
27,5
26,5

30,8

39,6
42,8
38,1
45,2
45,8

33,4

30,1
35,2
32,9

34,4
39,1
39,0
47,?
46,2

31,4

31,9
34,5

tsz,7
44,4

42,6
38,0

28,6
34,0

87,7
30,4

23,9
28,0
23,O
28,0
25,8

28,0

28,1
26,4

32,4
20,1
25,1

7,4
?,1
4,5
7,5
5,0

at
9'

9,4

7,5

6,9
?,9
5,9

12,9
11,8

7,5
8,6
5,8

8,6
t2,L

8,5
11,5

6,3

28,1
3r,8
19,7
20,5

8,5

15,8
16,7
t2,l
L2,?
0,8

17,6
18,0
72,7
16,6
14,4

8,5
7,L
6,2

4,6

18,2

t2,L
9,6

1.
3,8

13,1
13,3

It
at
11,9
L2,4
11,4

18,0
L4,7
L7,O
16,6
13,8

1.,7
1,0
0,0
1,6

z,a
L,2
5,5

T
1,0

t,a

9t
0,7

0,7

20,2
36,0
17,9
27,7
LL,7

11,8
9,4
9,0
4,8

34,3
15,9
t7,9
10,8

17,8
25,4
tl,7

9,1

23,1
17,0

9,7
72,7

4,2

18,4
5,0

10,6
11,6

7,7

6,6
10,1

7,5
8,8
4,5

18,0
18,0
10,3
11,9

5,7

30,6

21,8
26,7
11,1

12,9
8,5
1,5

DIE \/OiI TDU/I5U UND SPD GEWONNENEN SIIMMANTEILE @

8EI DEII BUNDESTA6S.U.LANDTAOSWAHLEN IN VH DER WAHLBERECHII6IEN
IN AUSOEWAH LTEN LANDERN

rrDlj/csu r----l,,;uü1"1ä",[l?i,,, E]8r,1ü'f; @spD
SCHLESWIG -HOL

Bundestagswahl 194?
Ldndld0swahl 1950
Bundeiiagswahl 1953
Landtagswahl '1954

Bundestdgswahl 1957

EREM EN
Bundeshgswahl '1f4f
Landtagswahl 1951
Bundeslagswahl'1953
Landtaoswdhl '1955

Eundesia0swahl 1957

NORDRHEIN-WESIF,
Eundeslagswahl 1?49
bndlagswahl 1950
ßundesla!swahl 1953
hndtagswihl 1954
Bundestagswahl 1957

1jt ?
1950
19s3

Landtagswahl 1954
Eundesla0srvahl 1957

RH E I NLAND -P FAt Z

HESSEN
Bundestagswahl
l-andla0swahl
Bundestagswahl

Eundesiagswahl
Landh!swahl
Bundeslagswahl
Larl dtagswehl
BlJIldestagswahl

BADEN-WÜRTT
Bundesta§swdhl
Landtagswahl
EundestaqswJhl
Landkgswahl
Bundestagswahl

BAYERN

19sz
1r53
1?s6
19 s7

11t+9
19s0
1953
19s4
19s?

sTAr. BUN0E5ÄMT 59 - 8964

19t ?
19s1
1953
1955
19sI

L

Bundestdgswdhl
[andtaqswahl
Eundestagswahl
landtaoswahl
Eundeitdqswd hl

40 6o 8o 100 vH

r) Bei BIV 1953 und 1957 Zwcitsbimmen. - ') CDU/I'DP/DKP, die im Yater-
siädtischen Bud Eamburs (VtsE) zEammengeschlossen waren. - 

3) CDU/
I'DP/DP, clie als Eambug-B1ock kandidierten. - 

{) CqU/DP' die die Nie-Ürr-
deutsche'Union bildet€n. - 

5) Nur CYP (Cluistliche Yolkspartei). - 
e1 CDU

und CYP.
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J.

'l[/ähler mit gültigen Stimmen, sondern auf die 'Vahlbere&tigteu,
so zeigen die Stimmenanteile für die SPD bei den Bundestags-
und Landtagswahlen geringere Sdrwankungen, (Vgl, Sdraubild II
in dem die Länder Hamburg und Niedersachsen wegen Block-
bildungcn unberüd<sidrtigt geblieben sind.) Das gleidre gilt noclr
mehr für die CDU/CSU, wenn man zu deren Stimmen die Ni&t-
wähler hinzuredrnet. Das gute Abschneiden der CDU/CSU bci
Bundestagswahlen sdreint' damit wesentlidr davon beeinflußt, daß
es ihr bei rliesen Wahlen gelingt, dcn größten Teil der politisch
weniger interessierten Sdridrten für sich zu gewinnen.

2. Die Verteilung der Zweitstimmen auf ilie Parteien
in ilen Wahlkreisen

sieht, der im Vahlkreis I Husum-Südtondern-Eideretedt einen
Anteil von 8,3 vH erreidren konnte. Die meisten FDP-Stimmen

27. Wahlkreise mit dem höchsten Zrveitstimmenanteil für die
CDU/CSU, SPD, FDP, den GB/BHE und die DP 195?

(jeweils 10 fahlkreise)

Da für die 13 Parteien mit Landeslistcn nidrt in allen Ländern
Landeslisten eingerei&t und zugelassen worden sind, liegen auch
nicht für alle diese Parteien Wahlkreisergebnisse vor. In wieviel
Wahlkreisen für die einzelnen Parteien Zweitstimmen abgegeben
worden sind, ist aus der Summenzahl der Tabelle 26 zu ersehen.
Dabei sind durdr die Zahl 247 die Parteien bezeichnet, für die
in allen Ländern Landeslisten vorhanden waren. Fälle, in denen
für eine Partei in einem Wahlkreis keine Stimmen abgegeben
worden sind, obwohl dies nach dern Stimmzettel möglich war,
kamen nidrt vor.

Für die Zweitstimmenanteile der Parteien in den Vahlkreisou
ergibt sith ein ähnlidres Bild wie für die Erststimmen, da dic
'Wähler im großen und ganzen mit der Zweitstimme nidrt andors
gewählt haben wie mit der Erststimme (vgl. E. Die Kombinatiou
der Erst- und Zweitstirnmen). Soweit zwisthen den Zahlen in dcr
Tabelle 26 und den Zahlen in der entsprechenden Tabelle 13
über die Erststimmenanteilc der Partcien Abwcichungen bcste-
hen, sind sie im wcsentlidren durdr die irr dcn Wahlltrcisen ge-
troffenen Wahlabspradren bcclingt.

Der Fall, daß eine Partci in eincm Wahlkreis mehr als die
Hälfte der abgegebenen gültigcn Zrvcitstimmcn auf sidr ver-
einigen konnte, kommt nur hci dcr CDU/CSU und bei der SPD
vor. Die CD[]/CSU hat in IIB und dieSPD in 4Wahlkreisen übr:r
50 vH der Zweitstimmen erhaltcn. Dabei sind in den Wahlkrei-
sen des Saarlandes, wo die CSU neben der CDU aufgetreten ist,
die Stimmen für diese beiden Parteien zusammcngefaßt. Über
70 vH der Zweitstimmen entfielen in 14 Wahlkreisen auf die
CDU/CSU. Der 'Wahlkreis mit dem überhaupt höchsten Stim-
menanteil der CDU/CSU von 80,1 vH war der Wahlkreis 194
Biberach in Baden-Württemberg, didrt gefolgt vom \Mahlhreis
I53 Prüm in Rheinland-Pfalz mit 79,1 vH; weniger als 30 vH
Zwöitstimmen hatte die CDU/CSU in B Wahlkreisen. Die Wahl-
kreise mit den kleinsten Stimmenanteilen dieser Partei sind der
Vahlkreis 33 Stade-Bremervörde (24,8 vH) und der Vahlkreis
32 Cuxhaven-Hadeln-Wesermünde (26,5 vH) in Niedersachsen.

Die SPD hatte ihren hödrsten Stimmenanteil im Wahlkreis 2l
Hamburg VII mit 53,? vH und im Wahlkreis 58 Bremen-West
mit 52,5 vH. Sie hat in fast der Hälfte aller 'Wahlkreise weniger
als 30 vH der Zweitstimmen bckommen. Den niedrigsten Stim-
menanteil von nur 8,8 vH erzielte sie im lVahlkreis 3l Vedrta-
Cloppenburg in Niedersadrsen.

Größere Zweitstimmenanteile in den Wahlkreisen haben nur
nodr die FDP, der GB/BHE rrnd die DP, wenn man vom SSW ab.

26. Die Parteien nach ihrem Zweitstimmenanteil in den Wahlkreisen 1957

r) EitrBchl. 2 Wahlheise, .) 1 Wahlkreis im Saarland mit den Stimmen für die CDU untt CSU.
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Nrunmcr und Name dcs \rfahlkrcises
Anteil en den

gilttisen Zweit-
stimmen in YII

CDU/CSU

19,r

31
85
94

149
195
L27

63
62

Biberach.
Priim
Vechta-Cloppenburg .

Geldern-Kleve
Ilorken-Ilocholt-Ähaus
Ahrt'eiler

80,1
79,1
77,1
75,+
74,0

79,6
73,6

72,0

Rarensbug
\Ieschede-Olpe
Düren-llonschau- Schleiden
Geilenkirchen-Erkelenz-Jülich

SPD

2t
58
90
4l

117
727
116

L07
17

Ilamburg YII
Bremen-\\'est.
Dssen II
Sbadt Hannor.er-§üd
Dortlnund III-Lünen
Xasscl .

I)ortmund IL
Äurich-Emden
Hcrford-§tadt nnd -Land
Ilamburg III .

52,5
52,L
5L,7
49,7
48,9
48,7
48,0
47,2
47,L

37,7
25,7

22,L
21,1
20,6
20,b
19,9
ts,7

13,5
t2,7
tl,7
11,5
11,5
11,3
11,3
10,8
10,6
10,4

32,5
25,2
24,3
28,4
22,6

2L,7
18,1
76,2
L4,4

}.DP

213
173
166
774
163
191
t72
164
244
190

Saarbrückcn-Stadt
Cririlshcirn
Ilcilbronn
\Yaiblingen.
Stuttgrrt I (\Ycst)
Calrv
Ilacknang
Stuttgart II (Ost) ,

Saarbrücken-Land
IteutlingeD .

GB/BIIE

I
39

210
46

zrL
54

zts9
196

36

45
30
34

35
59
46

Oldenburg-Eutin/Süd
Ue.lzen. . . . . :
A lfcld-lfolzminden
Neustad t-Grafschaft §chaumburg
Kaufbcurcn
Eameln-Springe
Pfaükfuchen
Peine-Gifhortr
.Donau$ örth
AItörting.

DP

Stade-Bremerrörde
I{arburg-§oltau
Cuxhaven--EadelD-WcsPrmünde .
Dicpholz-Melle-\Yittlrge
Uelzel.
Verden-RoioDbug-Ostcrholz
I rllingbostcl-Hoya
Lünobug-Drnnenbcrg .
Brernerhaven-lJrcmcn-Nord
Ilrrueln-Sprinßc

Anteil an den gültigen
Zweitstimmen in vll

Zahl ilcr Wahlkrcisc. in denen nachstchcnde Parteien
nebenstehenden Antcil an dcn gültigcn Zrveitstimmen erreicht haben

CDU/
CSU SPD rDP GB/I]IIE DP DR,P

FU
(BP-Z) BdD Ilittcl-

stand SSW DG YU

70 und darüber
60 bis unter 70
50 bis unter 60
40 bis unter 50
30 bis uater 40
20 bis unier 30
10 bis unter 20
unter 10

Imgesamü

14
50')
54r)
7lr)
50

1
50
75
81
JO

1

I
7

46
193

19
224

-L
6

14
226 217 L4? 2+7 L47

1
13 134 47

217 747 217 717 1.1 LB4 47



@

u6 ütd.4
l?, rbut
128 E$k!ß
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kamen im Wahlkreis 243 Saarbrücken Stadt (31,7 vH) und die
meisten DP-stimmen im 'Wahlkreis 33 Stadc-Bremcrviirdc (32"9

vH) in Niedersachsen zusammen. Das sind dic einzigen l-äll:,
in denen FDP und DP 1957 mehr als 30 vFI der Zweitstimmcn
gewonnen haben. Zwisdren 20 und 30 vH der Zwcitstirnmen er-
hielt die FDP in ? und die DP in 6 Wahlkreisen. Diesc liegcn
bei der FDP in Baden-'Württemberg und bei dcr DP in Nieder-
sadrsen, Um weldre Vahlkreise es sidr hierbci im einzelnen han-
delt, ist aus der Tabelle 27 zu entnehmen, in der audr für die
CDU/CSU" die SPD und den GB/BHE die Wahlkreise nament-
lich aufgeführt sind, in denen diese Parteien 1957 die relativ
meisten Stimmen bekamen.

Um einen besseren Überblid< über die regionale Verteilung
der Wählerschaft der einzelnen Parteien im Bundesgebiet zu

gewinnen, ist der Anteil dcr Zweitstimmen für die CDU/CSII,
rlie SPD, die FDP, den GBIBHE und die DP in den Wahlkreison
audr karthographisü dargestellt worden. Die Darstellung für
den GB/BHE und die DP besdrränkt sich dabei auf Kartenaus'
sdrnitte. In den fehlenden Wahlkreisen betrug der Zweitstimmen-
anteil dieser beiden Parteien weniger als l0 vH.

Ilei der CDU/CSU treten 2 Sdrwerpunkte stärker hervor: Dcr
cine licgt im lVcsten des Bundesgebietes und umfaßt im wesent-
lidren das Land-Nordrhein-Vcstfalen, unter teilweiser Ausspa'
rung des RuhrgeLietes und des Reg"Bez. Detmold, aber mit Aus'
Iäufern nadr dem wcstlidren TeiI von Niedersadrsen im Norden,
sowie nach dem nördlidren Teil von Rheinland-Pfalz und nar*r
dem Saarland im Süden; der andere liegt im Süden und Südosten
des Bundcsgebietes und deckt sidr ctwa mit dem Land Bayern
und den Südteilen von Baden-Württcmberg. Mit jeweils mehr als
.10 vH der Zweitstimmen ist die CDU/CSU jedodr audr nodr im
Ruhrgebiet, in Schleswig-Holstein, im Süden von Rheinland-
Pfalz sowie in allen übrigen Tcilen von Baden-Württemberg mit
Ausnahme der -Wahlkreise 166 Heilbronn und 164 Stuttgart lI
(Ost) vertreten. Verhältnismäßig sdrwadr ist der Zweitstimmen'
anteil der CDU/CSU dagegen in großen Teilen von Niedersadrsen
untl von Mittel- und Nordhessen. Jedoch befinden sidr audt unter
den 34 Wahlkreisen von Niedersadrsen nur 5, nämlidr die Wahl-
kreise 32 Cuxhaven-Hadeln-Vesermünde, 33 Stade-Bremervörilq,
43 Neustadt-Grafschaft Schaumburg, 44 Nienburg'Sdraumburg-
Lippe unrl 47 Alfeld-Holzminden, in denen die CDU/CSU ledig-
lich zwischen 20 und 30 vH der Zweitstimmen erhielt; unter den
22 Wahlkrcisen von Hessen gibt es sogar nur einen, nämlidr den
Vahlkreis 128 Esdrwege, mit einem gleidr niedrigen CDU'
Stimmenanteil.

In den Gebicten mit relativ wenig CDU/CSU-Stimmen tritt die
SPD nur zum Teil an deren Stelle. Dies ist im großen und ganzen
im Ruhrgchiet der Fall, wo auf die SPD immer über 30 vH, oft
sogar zwischen 40 bis 50 vH der Zweitstimmen entfielen. Ahnlidre
Stimmanteile crgaben sidr dort aber auch sdron für die CDU/
CSU. Die übrigen Parteien wie die FDP, der GB/BHE und die
DP spielen im Ruhrgebiet aleo kaum eiue Rolle.
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Außer im Ruhrgebiet ffnden eidr größere Stimmanteile der
SPD in Nordweet-Niedersa&sen eowie in Hamburg und Bremen,
'ferner in der Nordosted<e von NordrLein-Vestfalen (Reg.-Bez.
Detmold)o im ganzen Süden von Niederea&sen, in Heesen, hier
vor allem im Mittel- und Südteil, sdrließli& au& in Rheinheeeen
und in der Pfalz. In Baden-Württemberg und in Bayern kamen
auf die SPD im allgemeinen nur in den großstädtisüen Wahl-
kreisen und in Nordostbayern_ mehr als B0 vH Zweitetimmen.

Die FDP hat ihr Sdrwergewi&t in Baden-'Württemberg, in
Rheinland-Pfalz und im Saarland. In Baden-Württemberg-kam
sie in lB von 33 Wahlkreisen auf 10 bis unter 20 vH und in Z
Wahlkreisen auf 20 bis unter 30 vH Zweitstimmen, in 4 der5 '§(/ahlkreise des Saarlandes auf I0 bis unter 20 vH und in
dem sdron erwähnten Wahlkreis 248 Saarbrüclcen Stadt auf
fast ein Drittel aller Zweitstimmen, Außer in Baden-Württem.
berg, Rheinland-Pfalz und im Saarland berrugen ilie Anteile der
FDP zwisdren l0 und 20 vH in 6 -Wahlkreisen von Hessen, in
6 Wahlkreisen von Nortlrhcin-Westfalen und in 2 Wahlkreisen
von Niedersadrsen.

Der GB/BHE, der iu kcinem Vahlkreis auf über 20 vH Zweit-
stimmen karn, crreidrte 13,5 vH im Wahlkreis B Oldenburg.
Eutin/Süd in Sdrleswig-Holstein und um l0 vH in 2 weiteren'Wahlkreisen dieses Landes; weiterhin etwas über l0 vH in Il
Wahlkreisen von Niedersadrsen und in S Wahlkreisen von Bay-
ern. Damit haben sidr die Wähler nur in den Ländern mit dem
hödrsten Anteil von Vertriebenen an der Bevölkerung in einigen
Wahlkreisen in diesem stärkeren Umfang für den GB/BHE
entsdrieden.

Ahnlidr wie bei der FDP in Südwestdeutschlantl, konzentricren
sidr die Wählerstimmen für die DP auf Niedersachsen, wo diese
Partei auch entstanden ist, Außer im Wahlkreis 59 Brcmcrhaven-
Bremen-Nord hat die DP in heinem der 'Vahlkreise der übrigcn
Länder über 10 vH der Stimmen erhalten. Eine Äusnahme ira_
dren lediglidr die 3 Wahlkreise L26, I29 und l3I in Nordhesserr,
in denen ein Teil der 'Wähler, die früher für die FDp gestimmt
haben, zur DP übergegangen ist. In Niedersadrsen sind es vor
allem die Gebiete zwisdren Weser und Elbe, deren Bevölkerung
in größerem Umfang für die DP gestimmt hat; im 'Westen untl
Nordwesten sowie im Südosten von Niedersachsen ist dagegen
die Zahl der DP-Stimmen wieder gering.

Über die Veränderungen dcr Stimmanteile der CDU/CSU und
der SPD in den Wahlkrciscn seir der Buntlestagswahl l95B geben
die Schaubilder lB und 19 Aufschluß.

Der Äntcil dcr für dio CDU/CSU abgegebenen Zweirstimmen
hat sich ledigli& in 28 der insgesamt 242 Wahlkreise des Bundes-
gebietes ohne Saarland vcrmindertl in allen anderen 2I4 lMahl_
kreisen mehr oder weniger erhöht. Von den Wahlkreisen, in
dencn die Zweitstimmenanteilc der CDU/CSU zurücJrgegangen
sind, Iiegen einer in Hamburg, 3 in Srhleswig_Holstelr, 4-in
Niedersadrsen, 5 in Rheinland-Pfalz und 15 iu üaden-W'ürttern-
berg. Die Wahlkreise, in denen sidr die Stimmanteile der CDU/
CSU am stärksten vermindert haben, befinden sich in Baden_
Württemberg. Sehr stark zugqnommen haben rlie Stimmanteile
der CDU/CSU vor allem in Nordost-Niedersadrsen, in fast ga:rz
Hessen, in Mittelfranken und Nordost-Bayern eowie in einigeu
Teilen von Ober- und Niederbayern,

Die SPD hat ihre Zweitstimmenanteile in 2IT Wahlkreisen
verbessern können und in 2 Wahlkreisen gehalten; in 23 Vahl-
kreisen haben sie abgenommen. In diesen Wahlkreisen ist inr
allgemeinen ein Stimmenzuwadts der CDU festzustellen, wor_
aus gesdrlossen werden kann, daß hier ein Teil der Wähler zur
CDU übergegangen ist, Es handelt sidr dabci vor allem um die
Vahlkreise 65 Köln-Land, 66 I(öln I, 83 Kempen-Krefeld, 95
Steinfurt-Tecklenburg, 103 Warburg-Höxter-Büren, I6g Eßlin_
gen,216 Cham, 218 Tirsdrenreuth und 223 Hof. Auf der anderen
Seite ist zu beobadrten, daß der Änteil der für die SpD ab-
gegebenen Zweitstimmen im großen und ganzen dort stark
zugenommen hat, wo für die CDU/CSU Einbußen im Anreil der
für sie abgegebenen Stimmen zu verzeidrnen sind. Das ist beson_
ders in 2 der drei Vahlkreise mit Verlusten tler CDU/CSU in
Schleswig-Holstein der Fall, ferner in den 'Wahlkreisen 26 Ems-
Iand und 27 Bersenbrü&-Lingen von Niedersadrsen, vor allem
aber in 5 Wahlkreisen der Regierungsbezirke Koblenz und

Trier in Rheinland-Pfalz und im Südteil vön Baden-Württem-
berg. Hier liegen die meisten Wahlkreise, in denen die SPD
ihren Stimmanteil beeonders stark verbessern konnte.

In der Masse der 'Wahlkreise sind sowohl die Stimmanteile
für die CDU/CSU wie au& diejenigen für die SPD angestiegerr,
so daß hier die Gewinne auf Kosten der übrigen Parteien, vor
allem der FDP und des GB/BHE gegangen sein müssen. Dies
trifft besonders für die nördliehen 'i[ahlkreise von Sdrleswig-
Holstein mit einem Rüdigang der GB/BHE-Srimmen sowie für
fast ganz Hessen, Mittelfranken und Nordostbayern mit einem
starken Rückgang der FDP-Stimmen zu.

3. Die Stimmabgabe der Briefwähler
Nadr den Ausführungen unter B II A haben über 1,5 Mill.'IVahlberedrtigte oder 4,9 vH ihre Srimrne rnit Vahlbrief abgc-

geben. Die Zahl der gülrigen Zweitstimmen, dic mit Wahl-
brief abgegeben worden sind, beläuft sich auf I 5II 593. Von der
29 905 428 gültigen Zweitstimmen überhaupt kamen demnach
5,1 vH von Briefwählern.

Der Anteil der Briefwahlstimmen an den Stimmen für die
einzelnen Parteien weidrt von diesem Durchschnitt erheblidr ab
(Tabelle 28). Er beträgt bci dcr FDP 6,3 vH, bei der CDU/CSU
6,1 vH, bei der DP 5,,1 vH, beim GB/BHE 3,9 vH und bei dcr
SPD sogar nur 3,3 vH. Für die CDU/CSU haben 9I1 664 oder
60,3 vH der Briefwähler ihre Zweitstimme abgegeben, während
von den übrigen Vählern nur 49,6 vH für diese beiden Parteicn
stimmten. Die Zahl der SPD-Brief*-ähler war nur ein Drittel so
groß und betrug 3I7 337 oder 2I.0 vH, bei einem Änteil der SPD
an den übrigen Stimmen von 32,3 vH. Auf die FDP entfielcn
9,7 vH der Briefwahl- und 7,6 vH rler übrigen Stimmen, auf den
GB/BHE, 3,6 bzw,4,6 und auf die DP 3.6 bzw. 3,4 vH. Das Er-
gebnis der Briefwahl ist also für die CDU/CSU, FDP und DP
günstiger und für die SPD und alle im Rundestag nidrr vertre-
tenen Parteien ungünstiger als das Ergebnis der Wahl im Wahl-
lokal. Diese Tendenz läßt sidr mit ganz wenigcn Ausnahmen in
allen Ländern untl auch bei den Erststimmen verfolgen. Beinr
Bundesergebnis bcsteht tler relativ größte Untersdried zn-
gunsten der Briefwahlstimmen bei der FDP und zuungunsten der
Briefwahlstimmen bei der SPfl.

DIESIIMMABOABE DER BRIEFWÄHLER UND DER ÜBRIGEN WAHLER

Von jeweils t00 gÜtligen Zweitstimmen entfallen auf:

C DUICSU

SPD

FDP

GB/BHE

DP
ffi Briefwähl er

Übrige wähter

Sonst ige

2o 30 10506 VH

srar BUroEsaMr 59- 89t2

Die von der Stimmabgabe der übrigcn Wähler abweidrende
Stimmabgabe der Briefwähler wirkt sich selbsrverständli& auclr
auf die Anteile der Parteien an allen Stimmen aus, Diese Aus-
wirkungen sind jedodr nidrt sehr bedeutend. Der Grund dafiir
liegt darin, daß die Briefwahlstimmen, geme§sen an der Gesamt-
zahl der Stimmen, nur einen geringen Prozentsatz ausmadren
und die Briefwähler nidrt grundsätzlich anders gestimmt haben
wie die übrigen Wähler.
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29. §':mmabgabe 1957 nach Ländern.unter besonderer Berücksichtigung der Briefwähler

Land
a : ohno Brlefwähler
b - BrlefwäNer
o : lnsge8amt

GOItlgo Süimmen

tDsgesomt
davon für Wah.lbe\verber bzw. Landesllsten der

CDU/CSU SPD FDP DP Son8tlgen

Anzahl vE Anzahl vII Anzahl Y.E Anzahl vE ADzaN vE

Erststimmen

Sclrleswlg-Eol8t€ln

Eambug

Nledersachsen

Bremen .

Nordrhein-Westfalen

Eessen

Rheinland-Pfalz

Batlen-Württemberg

Rayern

Saarland.

a
b
a
b
a
b
a
b
I
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b

1 270 690
63 958

1092752
73 28E

3 644 309
183 387
384 859

20 898
I 463 290

473 673
26t4423

L45 762
L 818 572

89 645
3 765 158

189 599
5 049 804

253 560
539 411

19 136

032 083
38 110

407 998
87 161

L34402L
84279

115 935
8 753

4 589 616
321 684
992 593

7L 873
973 353

57 596
1 993 285

118 041
2 904 385

164 033
294852,

11 503

i19,7
69,6

60,7
36,9
46,0
30,1
41,9
54,2
67,9
38,0
49,3
53,5
64,7
52,9
62,3
57,5
64,7
5tI,7
60,1

399 003
13 658

516 136
221tt

t237 021
42 180

t82ALZ
6 035

2 953 950
95 358

1 030 518
40 ?04

567 070
19 054

7 079 257
341t4

LZ87 767
44295

L37 246
s 077

3 1,4

17,2
a1,0
43,9
23,0
17,4
2E,9
34,9
20,1
39,4
27,9
31,2
21,3
27,1
1E,0
25,5
17,5
25,4
16,1

62 660
4 504

97 224
8 334

207 624
15 897
20 L47

1 978
492 186

36 121
227 862

16 015
L76 537

I 763
aIö /oö

?,8247
233643

18 698
96 776

4255

4,9
f,0
E,9

11,4
5,f
8,f
5,2
9,5
5,8
7,6
8,7

11,0
9,7
9,E

13,8
14,9

4,6

17,9

40 462
2078

45 610
3SzL

478 607
25 008
52 891

3 499
101 597

a 9L2
184 496

I 923
25 818

1 407
38 361

2 555
34 051
z026
3 642

3,2
1,2
4,5

13,1
13,6
13,1
16,f

1,2
1,5
7,1
6,8
1,4
1,6
1,0
1,3
0,7
0,8
0,1
0,6

136 482
5 702

25 918
L 77L

37? 036
16 023
L5274

633
325932

13 698
t78 954

7 247
75 794
2425

Lg' 452
6 642

589 964
24 508

6 895
178

10,7
8,9
2,4
2,4

10,3
8,7
3,4
3,0
3,9
2,9
6,8
5,0
4,2

5,2
3,5

11,7
0,7
1,3
0,9

Bundesgebiet a
b
c

28 643 308
1 512 906

30 156 214

L421812L
9r3 429

15 161 550

!19,7
60,4
50,3

47,6
57,5
36,6
49,?
38,6
49,0
29,8
42,1

(i6,9
40,3
52,3
53,2
64,0
52,3
61,6
56,9
63,9
64,3
60,1

I 330 583
321 086

I 651 669

32,6

32,0

2733 422
1428t2

2 27ß 23+

/,4
9,4
7,5

5,5
7,8
9,2

11,8
5,8
8,5
5.6
9,9
6,2
8,2
8,1

10,3o,
10,1
14,3
15,6

4,4

18,0
22,0

1 005 441
5o 852

t062298

3,5
3,8

3,8
3,9
4,f
5,1
1,4
'1,1

'6,3
1,6
2,1
5,5
5,0
1,5
1,9
1,,3

0,7
0,9
0,7
0,7

1925 741
78 727

2 004 468

6,7
5,2
6,6

11,8
9,8

10,9
8,8
J,8

4,3

7,2
5,0
4,6
2,9
5,0
3,9

I 1,1
9,5
1,s
1,0

Zrvcitstimmen

Schleswig-Eolste in

Ilamburg

Niederuchsen

Bremen

Nordrhcin-Wesüfalen

Hessen

nheinland-Pfalz

Baden-Württ€mberg

Dayern

Saarland.

L
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b

1 248 405
63 640

1 081 45r
72 808

3 642 310
184 097
377 809
20797

8382232
473 039

2 581 399
145 864

1 809 716
89 289

3 718 631
189 209

5 019 885
253 756
531 991

19 100

1

694 576
36 57L

390 069
36 193

405 138
90 205

112 513
I 751

497 b2ß
316 470
040 205
?6289

9A2 537
57 t72

945 203
116 498
853 857
162 035
289 111

11 480

1

391 213
13 382

506 286
22Bi'9

213 605
41 509

178 067
5 036

872 47 4
93 142

99? 250
39 916

5l)g 377
18 826

976 576
82 448

348 060
4675t

135 236
3 073

31,3
21,0
46,8
30,7
33,3
22,5
47,1
28,6
34,3
19,7
38,6
27,4
30,9
2 1,1
26,3
17,1
26,9
18,4
25,4
16,1

68 665
4 991

99 S85
I 566

210 ?98
15 605
2125-e

2 056
5t6 223
38 55S

217 838
15 034

176 313
E 975

531 956
29 582

222303
18 392
95 871

4 209

46 848
2 49L

50 414
3 730

475 474
20 462
57 727

3 391
131 549

I 781
74l. 512

7 230
27 083
I ?Lit

46 830
3220

36 426
2 380
3 928

141

147 103
6 205

28 797
1 960

307 211
16 256
14247

657
364 460

15 088
184 594

7 345
83 506

2 601
218 066

? 466
559 239

24 198
7 845

t97

4 2

1

1

1

Bundesgebiet a
b
c

Eine Berechnung der Sitzverteilung im Bundestag unter We5-
lassung der Briefwahlstimmen ergäbc (die tatsächliche Zahl der
Sitze in Klammern) für die CDUiCSU 267 (270) Sitze, für die
SPD l?3 (169), für die FDP 40 (41) und für die DP 17 (I7), also
eine leichte Yersdriebung zugunsten der SPD. Daraus kann aber
nidrt gesdrlossen werden, daß ohne Einführung der Briefwahl
der Bundestag diese Zusammensetzung haben würde. Der größte
Teil der Briefwähler hätte in diesem Fall einen gewöhnlichen
Wahlsdrein benutzt und dann seine Stimme den gleidren Par-
teien gegeben wie auf dem Stimmzettel im Vahlbricf.

4. Die Stir""tabgabe nach Geschlecht unil Alter

Die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik 1957 ühcr
Ges&le&t und Alter der Wähler können unter dem Gesidrts-
punkt der Zusammensetzung der 'Wählerschaft der einzelnen
Parteien und unter dem Gesidrtspunkt der Stimmabgabe der
Männer und Frauen studiert werden.

Nactr der Höhe des Anteils der Frauenstimmen geordnet, er-
ergibt siü für die Parteien nebenstehende Reihenfolge.

Danadr überwiegen nur bei der CDU/CSU unil beim GB/BHE
die Frauenstimmen, obwohl si& die Männerstimmen zu den
Frauenstimmen im Dur&sdrnitt wie 467 z 533 verhalten, bzlv'
auf 1000 Männerstimmen 1141 Frauenstimmen kommen. Unge-
fähr wie im Durdrs&nitt verteilen si& die Stimmen für den

GB/BHE; bei der CDU/CSU liegt der Frauenanteil um 8 vH
darüber und der }Iänneranteil um 10 vH darunter. Die Männer
überwiegen, abgesehen von dcn Splittergruppcn mit den meisten
männlidren Vählern, am stärksten bei der FU und dann bei dcr
SPD. Bei der SPD liegt der l\Iänncranteil um 1l vll über uud
der Frauenanteil um 9 vH unter dem Durdrsdrnitt. Drückt man
schließlidr den Änteil der Nlänner und Frauen unter den SPf)-
Wählern im Yerhältnis zum Änteil dcr l\{änner und Frauen unter
den CDU/CSU-.Wählern aus, so ist bei der SPD der Anteil der
Männerstimmen um 22 vH höher und der Anteil der Frauen-
stimmen um 16 vH niedrigcr als bei der CDU/CSU. Im Vergleich
zwisdren CDU/CSU und SPD dominieren also bei der CDU/CSU
sehr stark die Frauen und bei der SPD sehr stark die Männer.
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Partei

yon 1000 Z\reitstimnen für nebenstehcnde
I'artei entfttllen auf

Männerstimmen Irrauenstimmen

CDU/CSU
GBiBEE
IDP
DP
SPD
BU
Somtige

462
t'Oz
507
617
529
553

578

.198
403
483
471
447

Zweitstimen
insgesamt . 467 533



DIE VERTEILUNG
DER FÜR DIE PARTEIEN ABGEGEBENEN ZWEITSTIMMEN

NACH DEM OESCHLECHT DER WAHLER U57 (R)
MANNE R Durchschnitt FRAUEN
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Unter den Wählern der FDP und DP halten sich die Männer und
Frauen etwa die Vaage. Etwa das gleiche Bild ergab sich sdron
1953.

Die Partei mit den meistcn jüngeren Wählern ist die SpD.
Von 1000 ihrer männlidrcn Vähler waren über 200 und von
1000 ihrcr weiblidren Wähler etwa lZ0 noch heine 30 Jahre alt.
Bei der CDU beträgt der Antcil der Männer unter J0 Jahren
nidrt ganz 200 aT und derjenige der Frauen etwas über I50 aT.
Das entspridrt in bciden Fällen ungefähr dem Anteil der unter
30jährigen an allen Wählern.

29. Verteilung der für die Parteien abgegebenen Zrveitstimmen
1953 und 1957 nach Geschlecht und Alter der Wähler (R)

Bei den übrigen Parteien ergeben sidr Anteile für die unter
30jährigen, die mehr oder weniger unter dem Durchsdrnitt lie_
gen. Das gilt bei den }Iännern insbesondere für den GB/BHE,
die DP und die FU, bei den Frauen für den GB/BHE und die
DP. Von allen Parteien hat der GB/BHE die wenigstens jungen
Vähler.

Die Parteien mit den wenigsten jungen Vählern hatten an-
dererseits die meisten Wähler über 60 Jahre. Bei den Männern
stehen die FU, die DP und der GB/BHE, bei den Frauen dcr
GB/BHE, die CDU/CSU und die DP an der Spitze. Die wenigsten
alten Wähler hatte die SPD. Die Altersgruppe der 30- bis 60-
jährigen ist am stärksten bei der FDP und am sdrwächsten bei
der CDU/CSU vertreten.

Verglidren mit 1953 hat sidr der Anteil der Wähler unter 30
bei der SPD stärker erhöht als bei der CDU/CSU, der Anteil der
Wähler zwisdren 30 und 60 Jahren bei der SPD stärker vermin-
dert als bei der CDU/CSU. Etwa gleidr geblieben sind die An-
teile für die über 60jährigen. Beim GB/BHE har im Gegensatz
zu den Veränderungen der durdrsdrnittlidren Altersverteilung
eine starke Versdriebung nadr den Wählern über 60 Jahren hin
stattgefunden, der ein entspredrender Rückgang der Anteilzif-
fern für die unter 30 und für die 30- bis 60jährigen Wähler
gegenübersteht.

Im Wahlverhalten der Männer und Frauen bestehcn grolJe
Ahnlidrkeiten, gleidr, ob man von dcn Männer- und Frauen-
stimmen insgesamt ausgeht oder von den Stimmen, die die Män-
ner und Frauen der einzelnen Altersgruppen abgcgeben habeu.
Dasselbe wird sidr in den späteren Absdrnitten ergeben, in dencn
die Stimmabgabe der Männer und Frauen noch nach Stadt und
Land, in Abhängigkeit von der Religionszugehörigkeit der Be-
völkerung und in Abhängigkeit vom Anteil der Yertriebenen
an der Bevölkerung in den Gemeinden untersucht werden wird.

Bei keinem Gesdrledrt und in keiner Altersgruppe weidrt die
Reihenfolge der Stimmanteile der in die Sonderauszählungen
einbezogenen Parteien von der Reihenfolge ab, die sidr ohne
Unterscheidung nadr Gesdrledrt und Alter ergibt. Von den l\Iän-
nern gaben etwa 45 vH ihre Stimmen der CDU/CSU uird von den
Frauen rund 54 vH. Wenn die CDU/CSU knapp mehr als die
Hälfte aller gültigen Stimmen auf sidr vereinigen konnte, und
dadurdr audr die absolute Mehrheit der Sitze im Bundestag er-
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0,, si,rrotooBE (zwEtrsTtMMEN)
DER MANNER UND FRAUEN 1957 (R)
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hielt, so verdankt sie diese Mehrheit den Frauenstimmen. Die
SPD steht mit einem Stimmanteil Yon ctwa 35 vH bei den Män-
nern, aber lediglidr 29 vH bei den Frauen an zweiter Stelle' Im
Vergleidr zu 1953 hat sidr der Anteil der auf die SPD entfallen'
den Frauenstimmen kaum geändert, während die Männer 1957

in merklidr größerem Umfang SPD gewählt haben als 1953. Der
Anteil der CDU/CSU'stimmen hat sowohl bei den Männern als

audr bei den Frauen zugenommen. Der Anteil der FDP', DP-
und FU-stimmen war bei den Männern größer als bei den

Frauen; für den GB/BHE ergaben sidr bei Männern und Frauen
etwa die gleidren Stimmanteile.

30. Stimmabgabe (Zweitstimuren) 1953 und 1957
nach Geschlecht und Alter der Wähler (R)

Die Männer haben in allen Altersgruppen für die CDU/CSU
weniger Stimmen abgegeben als die Frauen und in allen Alters'
gruppen mehr Stimmen für die SPD als die Frauen' Am wenig-
sten neigten die 30- bis 60jährigen Männer und Frauen dazu,
CDU/CSU zu wählen und am stärksten die über 60jährigen; die
Anteile für die unter 30jährigen liegen dazwisdren. Der größte
Unterschied in der Stimmabgabe für die CDU/CSU besteht zwi-
sdren den 30- bis 60jährigen Nlännern und den über 60jährigen
Frauen. Vährend ersterc nur zu 43 vH CDU/CSU wählten, be'
trug unter letzteren der Anteil der CDU/CSU-Wähler 57 vH.

Anders als bei der CDU/CSU nimmt bei der SPD iler Stimm-
anteil mit wadrsendem ÄIter ab. Einem Stimmanteil von fast
40 vH bei den unter 3Ojährigen Männern und von rund 30 vH

bei den unter 30jährigen Frauen rt"ht "i, soldrer von nur etwas
über 30 vH bei den mehr als 60jährigen Männern und von rund
25 vH bei den mehr als 60jährigen Frauen gegenüber. Dem be-
sonders großen Stimmanteil der CDU/CSU bei den alten Wählern
entspridrt bei der SPD ein besonders geringer Anteil in dieser
Ältere6ruppe.

Da sich für die CDU/CSU und für die SPD bei den 30- bis
60jährigen niedrigere Stimmanteile ergeben als bei den jüngeren
Wählern, ist zu erwarten, daß bei den übrigen Parteien die
Stimmanteile mit zunehmendem Alter zunädrst ansteigen. Das ist
bei der FDP, dem GB/BHE, der DP und der FU audr tatsädrlich
der Fall. Für alle diese Parteien haben die 30- bis 60jährigen
Männer und Frauen mehr Stimmen abgegeben als die unter
30jährigen. Nodr höhere Stimmanteile weist die DP, der GB/BHE
und die FU unter den übcr 60jährigen auf. Die FDP dagegen
verliert bei den über 60jährigen wieder an Anziehungskraft.

Im Wahlverhalten der Männer und Frauen nadr dem Älter
hat sidr seit 1953 grundsätzlich kaum etwas geändert. Kleinere
Untersdriede, wie sie sidr insbesondere aus denKurven im Sdrau-
bild ergeben, können audr darauf beruhen, daß der Vergleidr
mit 1953 ni&t gerrau durdrgeführt wcrdcn kaln, da in den Ergeh-
nissen von 1953 die Länder Rheinland-Pfalz, Bayern und Saar'
land fehlen, und in den Ergebnissen von 1957 die Briefwahl-
stimmen. Vidrtig ist jedodr, daß die Anteilc dcr CDU/CSU' und
die Änteile der SPD-Stimmen in allen Altersgruppen der Männer
und Frauen größer grvorden sind, während FDP und GB/BHE
in allen Altersgruppen der beiden Geschledrter Stimmenverlustc
erlitten haben. Die CDU/CSU hat die meisten Stimmen unter
den 30- bis 60jährigen hinzugewonnen und die SPD unter den
jüngsten Wählern. Die Stimmenverluste der . FDP sind in der
Hauptsache bei den 30- bis 60jährigen zu finden und die Ein-
bußen des GB/BHE bei den Wählern unter 60 Jahren. Die übcr
60jährigen haben diese Partei audr 1957 in kanm geringercrn
Umfang gewählt als I953.

Absdrließend seien in der Tabclle 31 audr noc{r die absoluten
Zahlen dcr von den Männern und Frauen verschiedenen Alters
für die Parteien abgegebenen Stimmen wiedergegeben. Es han-
delt sidr um hodrgeredrncte Zahlen der repräsentativen Vahl-
statistik. Daher können die Summen der Stimmen aller Alters-
gruppen der Männer uud Frauen für die einzelnen Parteien nidrt
genau mit dem tatsädrlidren Wahlergebnis übereinstimmen.

DIE STIMMABGABE (ZYYEITSTI MMEN)
NACH OE SC H LECHT UND A LTER, DER WAH LER 1953 UND 1957 (R)
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31. Stiminabgabe der Mäuner und Frauen 195?
nach Altersgruppen (R)

, (ohne Briefwähler in 1000)

$qc-hgerechnqte Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatlstik, dahcr
Zahlen ohne Unterscheidung nach GescNecht und Alter kcinö vo[e
süimmung mit den tatsächlichen Zahlen.

5. Die Stimmabgabe in Srailt und Land
Für eine Untersuchung der Stirnrnabgabe in der Stadt untl

auf dem Lande steher aus tler repräsentativen Wahlstatistik An-
gaben über die Yerteilung tlor Stimmen auf die Parteien in den
Gemeinden

unter 3 000 Einwohnern
rnit 3 000 bis untcr 50 000 Einwohnern und
mit 50 000 und mehr Einwohnern

zur Verfügung, auf die, grob gcrec'hnet, jeweils ein Drittel der
Bevölkerung, der VahlLcrechtigtcn und der Wähler entfällt,

Die in den folgcndcn Schaubildcrn enthaltenen Kurven ver.
laufen schr unrcgolrnälJig, Danach müssen zwischen der Stimm.
abgabe auf dcrn Lanrl und in der Stadt erhebliche Untersdriede
bestehen. Bcispielsweise gilt die am Gesamtergebnis festgestellte

32. Stimmabgabe (Zweitstinmen) in Stadt und Land
1953 und 1957 (R)

Reihenfolge der Stärke der Parteien (CDU/CSU, SPD, FDp,
GB/BHE, DP, FU) nur für die Gemeinden bis zu 50 000 Einwoh-
nern. fn den Gemeinden über 50 000 Einwohner liegt die DP
vor dem GB/BHE.

Der Anteil der CDU/CSU-Zweitstimmen nirnmt nadr den grö-
ßeren Gemeinden hin leidrt ab, und zwar bei den Männern etwas
stärker als bei den Frauen. In den kleinen Gemeinden hab,rn
fast die Hälfte der Männer CDU/CSU gewählt, in den mirtleren
Gemeinden etwa 45 vH und in den größeren Gemeinden nur
nodr rd. 40 vH. Die entspredrenden Stimmanteile bei den Frauen
betragen zwischen 60 und 50 vH. Faßt man die Männer- unrl
Frauenstimmen zusammen, so ergibt sidr in den Gemeinden über
50 000 Einwohner für die CDU/CSU keine absolute Mehrheit
mehr. Auf der anderen Seire nimmt die Srärke der SpD mit
wadrsendef Einwohnerzahl der Gemeinden erheblidr zu. Eineu
Anteil von weniger als 30 vH SPD-Männerstimmen in den klein.
sten Gemeinden steht ein soldrcr von 43 vH in den größeren der
untersdriedenen drei Gruppen gegenüber; untl bei den Frauen
sc{rwanken die SPD-Stimmanteile zwisdren etwa einem Viertel
bis einem Drittel. Auf die SPD entfielen dadurch in den großeu
Gemeinden mehr Männerstimmen als auf die CDU/CSU. Trotz-
dem hat die SPD in den Gemeinden über 50 000 Einwohner im
Durdrsdrnitt nidrt die absolute Mehrheit der Männerstimmerr
auf sidr vereinigen können. Die für die SPD abgegebenen Frauen.
stimmerr bleiben audr nodr in diesen Gemeinden hinter den
Frauenstimmen für die CDU/CSU zurüdr. Ohne Untersdreidung
nadr dem Gesdrledrt kommt die SPD im Durdrsdrnitt in den
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kleinen Gemeinden auf etwa 25 vHo in den mittleren auf etwa
30 vH und in den großen auf etwa 40 vH der Stimmeu.

Im Vergleidr zu 1953 haben die CDU/CSU-Stimmen vor allem
auf dem Lande zugenommen. Die SPD konnte dort keine Stim'
men hinzugewinnen, wohl aber in den mittleren und besondere in
den großen Gemeinden. In letzteren war der Stimmenzuwa&s
so groß wie bei der CDU/CSU.

Die Großstädte mit I00 000 und mehr Einwohnern' in denen
die CDU/CSU anteilmäßig mehr Zweitstimmen (ohne Briefwahl'
stimmen) als die SPD erhalten hat, sind nadr der Größe der
Stimmanteile geordnet im einzelnen folgende:

CDU/CSU-Zrveitstimmenanteil
in vE

CDU/CSU-Zseitstimmenenteil
in vH

Unter diesen 37 von insgeeamt 51 Großetädten überhaupt
befinilen ei& 17, in denen die CDU/CSIJ na& den Zweitetimmen
auü die absolute Mehrheit erhalten hat. Die Großetädte rrrit
mehr ale 60 vH CDU/CSU-Stimmen eind Möndren-Gladbadr,
Bonno Münster und Aaüen. Mehr als 70 vH der Stimmen ent-
fielen in keiner dieser Städte auf die CDU/CSU.

Die SPD erzielte einen höheren Stimmenanteil als die CDU/
CSU in folgenden Großstädten:

SPD-Zweitstimmetranteil SPD-Zweitstlmmenanbeil
in vII

Dortmund. . .
Wsnne-Eickel
Bremen . , .
Ilemburg
Gelsenkirchen
BremerhaYen
Ludwigshafen a. Il,h

in vII
. 45,2
..47,4
.47,4
. 46,8
. 46,8
. 46,1
. 45,8

Kassel
IlaDnover .
Offenbach a. M.
Mülheim a. d. Ruhr
Bielefeld.
Frankfut a. lU.
Bramschweig

Mönchcn-Gladbach
Ronrr
Münster (Wcstf.) .
Aachcn
KöIII
Krefeld
Würzburg .

Oberh&usen
Düsseldorf.
Karlsruhc
$alzgitter
Iiegensburg
Augsburg
Rottlop .

Freibug i. Br.
Lübeck
Recklinghausen
Eeidelberg
\Yuppertal

oö,o
63,0
67,7
61,4
56,7
56,2
55,4
54,0
53,9
1ir,2
5:],2
53,0
51,5
:)t,J
51,3
50,6
ir0,6
49,6
49,6

Duisbüg
Remsche id
f,iel
Solitrgen .

Dssen.
Ilerne .

IIünchcn
Osnabrück
Ilochurn .

Ilainz.
Hagen
\Yiesbaden
Mannheitn
Nürnborg
§&arbrü(iken
Dlrmstadt .

Stuttgrrt
Ot(loilburg (Oldbg.)

49,4
49,3
48,2
48,1
46,9
46,9
40,4
45,9
45,8
45,4
45,0
44,8
43,?
43,5
41,9
41,8
39,iJ
39,1

44,O

Die SPD hat demnadr zwar in 14 Großstädten mehr Zweit-
stimmen erhalten als die CDU/CSU, aber in keiner über 50 vll
Fast 50 vH erreidrte sie in Dortmund.

Der Anteil der FDP-Stimmen war in allen drei Gemeindc-
größenklassen mit etwa B vH ungefähr gleich. Für den GB/BIIE
ergibt sidr demgegenübcr irn Zusammenhang mit dem Anteil
der Yertriebenen an der Bevölkerung vom Land zur Stadt eine
Äbnahme der Stimmen um mehr als die Hälfte. Der Stimmanteil
der DP nimmt dagegen nadr eincm starken Rüdtgang vou del
kleineren zu den mittleren Gemcinden wieder etwas zu, so dalJ

40,5

ZWEITSTIM MEN) NACH GEMEINDEGRöSSEN
ESCHLECHT UND'ALTER DER WI{HLER 1957

FDP GB/BHE

KLASSEN
(R)

DP

@
DIE STIMMABGABE

UND NACH DEM
(

GH SPD FU
Mi
Fr

änner; H
>--<auen ,

Log. Ma0$ab

Stimmanteil vT

Log.Mrßdab

Alle Wähler 21 bis unter 30 Jahre 30 bis unter 60 Jahre 60 und mehr Jahre Stimiranhil

1 0d0 1000

7oo

4oo

200

100

7o

40

?.0

10

700

4oo

2C0

100

?0 :e4*77*

40

z0

10

1 7

4 4

2 ?

1 1

3 000
50 000

50 000
u. mehr

3 000 50 000 3 000
50000

50 000
u mehf

s0 000
u. mehrlJnter 3000 50 000 u. mehr unter 3 0 00

Gernein den mit,,,, Einwohnern

=_:---:*

'.\__

-_r

\

'\

\s__

\ \,^.\\--\

SIAT, EUNDESAMI 5''8976

unter 3 0 00 unter 3 000
3000

s0 000

-47-

' .i

------;-

\§\

\\ \\ \



in den Gemeinden über 50 000 Einwohner auf die DP mehr
Stimmen als auf den GB/BHE entfielen. Ein mit zunehmendcr
Größe der Gemeinde immer geringer ryerdender Stimmanteil
kommt sehließlidr auf die FU.

Sowohl die FDP als audr der GB/BHE haben gegenüber 1953
auf dem Lande wie in der Stadt Stimmen verloren. Ilesonders
eindrud<svoll ist der Stimmenverlust des GB/BHE von cinem
Drittel in den kleinen Gemeinden. Er dürfte sidr iu rler Haupt-
sadre dadurdr erklären, daß der GB/BHE durdr tlie Al»vaude-
rung der Vertriebenen nach der Stadt auf dem Lande einen er-
heblidren Teil seines Vählerstamms cingcbüßt hat. Auf die Yer-
änderungen beim GB/BIIE wird urtcr II D ? noch nähcr eingc-
gangen.

Die aufgezeigten Tendenzen wiedcrholen sich, wcnn in einer
weiteren Untergliederung dcs Nlaterials noch nach Ältersgruppe,r
untersdrieden wird. Die Kurvcn für die untcr 30-, 30- bis unter
60- und über 60jährigen im Sdrauhild 26 befindcn sich cntspre-
drend den Ausführungcn übcr die Stimmabgabe nach Alter und
Gesdrlecht unter IIDi[ lediglidr auf einem anderen Niveau. Das
bedeutet, daß einmal Älter und Gesdrlecht und zum anderen die
Siedlungsweise voneinander unabhängige Bestimmungsgründc
des Wahlverhaltens siud. An einem Bcispiel sei dies verdeut-
licht: Für die SPD wurden in der Stadt im Durdrschnitt stets
mehr Stimmen abgcgcben als auf dem Lande, gleich, ob es sich
um jüngere Wähler, Wähler im mittleren Alter oder ältere
Vähler handelt; auf der anderen Seite haben die jüngeren 'Wäh-

ler für die SPD im Durdrschnitt stets mehr Stimmen abgegebon
als die Vähler im rrittlercn otler im fortgeschrittencn Altcr,
gleich, ob es sich um ländliche oder um städtische Vahlbezirhc
handelt.

Gleidrwohl ergeben sidr bei Betrachtung des SdrauLildcs 26,
in dem für die drei Gemeindegrößenklassen die Abhängigkeit
der Stimmabgabe vom Alter dargestcllt ist, einige Besondcr-
heiten. Wenn soeben gesagt worden ist, daß tler Anteil <ler SpD-
Männerstimmen in den Gemeinden über 50 000 Einwohncr derr
Änteil der CDU/CSU-Männerstimmen übertrifft, so gilt das in
diesen Gemeinden nur für die unter 60jährigcn. l,'erner kommt
in den Gemeinden über 50 000 Einwohncr bci derr Frauen unter
30 Jahren der Anteil der SPD.Srimmcn denr Anteil cler CDII/-
CSU-Stimmen, der von allcn Gcmeindegrößenklassen hier bei
den Frauen am geringstcn ist, schon ziemlich nahc, Die relativ
meisten CDUiCSU- und die wcnigsten SPD-Männer- und Frauen-
stimmen geben die über 60jährigen auf dem Lande ab.

Für dic FDP wurden von dcr mittleren Altersgruppe der
Männer und Frauen in allen Gcmeindegrößcnklassen die meisten
Stimmen abgegeben. Das übcrwiegen der DP-Stimmen über dic
GB/BHE-Stimmcn in den Gemeinden über S0 000 Einwohner be-
trifft alle Altersgruppcn der ilIänner und Frauen. Die rclativ
wenigsten Stimmen hat der GB/BHE von den unter 3Ojährigen
in den Städten mit 50 000 und mehr Einwohnern (etwas über
2 vH) und die meisten Stimmen von den über 60jährigen auf dern
Land (rd. B vH) erhalten. Äudr die DP hat von dcn über 60jäh-
rigen auf dem Lande die meisten Stimmen bekommcn (rd. 5 vH)
und die wenigsten Stimmen von den jüngsten Wählern iu dcn
Gemeinden mittlerer Größe (rd. 2 vH). Neben dcm GB/BHE und
der DP hat schließlich noch die FU unter den alten Lcurcn auf
dem Land besonders viele Vähler.

6. Die Stimmabgabe nach der Religionszugehörigkeit
der Bevölkerung in ilen Gemeinrlen

Für Untersudrungen über die Stirnmabga]re im Zusammen-
hang mit der Religionszugehörigkeit wurdcn die in die repräsen-
tative Wahlstatistik einbezogencn Vahlbezirke nach dem Antcil
der evangelisdrcn Bevölkemng iu dcn Gcrneindcl, in denen sie
liegen, gegliedert. Eine lJntersc{reidung der 'Wähler nach ihrar
Religionszugehörigkeit ist nidrt vorgcnommcn worden, Die Zab-
len geben damit den Zusarnmcnhang zwischen Religionszugehö-
rigkeit und Stimrnabgabe nur indirekt wicder. Da die Evangeli-
sdren und die Katholikcn irn Bundesrlurdrschnitr übcr 96 vII dcr
Bevölkerung ausmachcn, kann rnan davon ausgehcn, daß bei-
spielsweisc in den Genreinderr rnit 20 bis 40 vH Evangelischen dcr
Rest der Bevölkcnrng katholisch ist, Es u,ird natürlich häufig
vorkommen, daß die Religionszugehörigkeit der Bevölkerung

und damit audr der 'Wahlberedrtigten und Vähler in den Aue-
wahlbezirken einer Gemeinde vom Gemeindedurdrsdrnitt nadr
der einen oder anderen Richtung abweicht. Durdr Äbweidrungen
nach der entgegengesetzten Ridrtung in andoren .Wahlbezirken

dürftc jedoch *'eitgehenilst ein Ausgleich erfolgt scin. Ein ge-
naueres Verfahren zur Untersudrllng des Zusamrnenhangs zwi-
schen der Stimmabgabe und dem religiösen Bckenntnis wäre die
Zusammenstellung von 'iVahlergehnissen f ür ganze Gemeinderr
mit bcstimmter Yerteilung der Bekenntnisse gewesen. Dann hätte
man aber auf die Unterglicdemng dcr Ergcbnisse nach Ge-
sdrledrt und Alter der Wähler vcrzichtcn rnüsserr. Das gleiche
gilt für die Stimmabgabc nach tlcm Antcil der Yertriebenen in
den Gemeinden im folgerrdcn ALsclrrritt.

33. Stimmabgabe (Z'w.citstimmcn) 1953 untl 1957
nach dem Anteil der Evangelischen in den Gcmeinden (R)

Die CDU/CSU hat unter der katholischcn Bcvölkemng eine
größere Anhängerschaft als unter der evangelischen. Das geht
eindeutig daraus hervor, daß dcr Anteil der CDU/CSU-stimmen
in den Gemeinden mit weniger als 20 vH Evangelisdren rund
zr-ei Drittel, in dcn Gcmeindcn mit mehr als 80 vH Evange-
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lis&en aber nur uodr etwae über ein Drittel beträgt, Die gleidre
fallende Tendenz der Stimmanteile mit wadrsender Zahl der
Evangelis&en ist audr bei einer Untersdreidung nadr Männern
und Frauen (vSI. Süaubilder) festzustellen. In ilen Gemeinden
mit weniger als 20 vH Evangelisdren, in denen die CDU/CSU'
wie gesagt, die meisten Stimmen erhalten hat, ist andererseits
der Stimmanteil der SPD mit etwa einem Fünftel am niedrigsten.
Er steigt dann bis auf rd. zwei Fünftel in den Gemeinden mit
etwa gleidr viel Evangelisdren wie Katholiken an, um sdrließlidr
in den Gemeinden mit überwiegend evangelisdrer Bevölkerung
wieder abzunehmen. In den Gemeinden mit mehr als 80 vll
Evangelischen beträgt er, wie bei der CDU/CSU, nur nodr etwas
über ein Drittel. Audr hier ergibt sidr das gleictre Bild, wenn man
die Männer- und Frauenstimmen getrennt betradrtet.

Alle übrigen Parteien, mit Ausnahme der FU, haben in den
Gemeinden mit überwiegend evangelisdrer Bevölkerung mehr
Zweitstimmen auf sich vereinigen können als in den Gemeinden
mit überwiegend katholisdrer Bevölkerung. Die FDP, der GB/
BHE und die DP haben demnach ihren stärksten Rückhalt in
evangelisdren Bevölkerungskreisen. Der Anteil der FDP' und
DP-Stimmen nimmt audr sc{ron in den Gemeinden mit starker
konfessioneller Misdrung ziemlidr stark zu. Der bereits in die-
sen Gemeinden zu beobachtende Rückgang der CDU/CSU-Stinr-
men hat darin aber nur zum Teil seine Ursache; denn die Zu-

nahme der SPD-Stimmen iet hier nodr größer. Die gegenläu6gen
Veränderungen der SPD. und GB/BHE.Stimmanteile Iassen an-
dererseits vermuten, daß in den gemisdrten Gemeinden viele
'Wähler ihre Stimme der SPD statt dem GB/BHE gegeben haben.
Bei der FU ist bekannt, daß eie sidr fast auss&ließlidr auf ka-
tholisdre Wähler 6tützt. In den Gerneinden mit mehr ale der
Hälfte evangelisdrer Bevölkerung sind daher für diese Partei
fast keine Stimmen abgegeben worden.

Im Vergleidr zu 1953 haben die CDU/CSU und die SPD ofren.
bar vor allem unter den Evangelisdren neue Wähler für sidr ge-
winnen können; denn in den Gemeinden mit überwiegend Evan-
gelisdren ist der Stimmenzuwadrs bei ihnen am größten. In den
fast rein katholischen Gemeinden hat sidr der Anteil der SPD-
Stimmen nur wcnig geändert.

Betradrtet man die Entwicklung der auf die Parteien entfal-
lenen Zweitstimmen außer nadr der Verteilung der Bekennt-
nisse in den Gemeinden audr nodr nadr Stadt und Land, eo fällt
auf, daß in den Gemeinden unter 3000 und über 50 000 Einwoh-
nern der Anteil der CDU/CSU-Vähler mit wadrsendem Be-
völkerungsanteil der Evangelisdren zunädrst etwas zunimmt und
erst dann zurüd<geht. Urngekehrt verhält es sich hier bei der
SPD. Bei ihr erhöhen sidr die Stimmanteile nur in den Gemein-
den zwisdren 3000 bis 50 000 Einwohnern stetig mit wadrsendem
Anteil der Evangelisctreu; in dcn Gemeinden unter 3000 und

@
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über 50 000 Einwohnern fallen sie dagegen zunädrst leidrt ab.
Ob auch in diesem Falle eine Wedrselwirkung zwisdren den
CDU/CSU- und den SPD-Stimmen besteht, ist nidrt sidrer. Venn
die CDU/CSU in den Gemeinilen unter 3000 und über 50 000
Einwohnern mit weniger als 20 vH Evangelisdren anteilmäßig
nicht so viele Stimmen bekam wie in den Gemeinden dieser Grö-
IJenklassen mit 20 bis 40 vH Evangelisdren, so kann das audr
darauf beruhen, daß in den Gemeinden der zuerst genannten
Gmppe die FU stärker ist als in allen anderen Gemeindekale-
gorien.

Überprüft man schließlich noch bei gegcbener Verteilung der
Bevölkemng auf Evangelische und Katholiken das Vahlverhal-
ten auf dem Land und in der Stadt, so kommt man zu folgendcn
Ergebnissen: Beträgt der Anteil der Evangclisdren 40 bis 60,
60 bis 80 oder 80 und mehr vH, so bcstcht bczüglich der Stimm-
abgabe für CDU/CSU in hcinor dicscr Gmppcn von Gemeinden
ein großer Untersdried zwischcn Stadt und Land. Die Stimmen
für die CDU/CSU gehcn nrrr in den Gemcinden mit weniger als
der Hälftc Evangelisdrcn rnit zunehmender Einwohnerzahl dcr
Gemeinden stärker zurürk.

Dem entspridrt bei der SPD cinc hohe Zunahme der Stimm-
anteile mit wadrsendcr Größe der Gemeinden bis in die Gruppc
der Gemeinden rnit 40 bis 60 vH Evangelisc{ren. In den Gemein-
deu mit 60 und mchr vII Evangelisdren ist es für die SPD-
Stimmcn nicht mehr so aussdrlaggebend, ob es sich um ländliche
oder städtischc Gemeindcn handelt. NIan kann das wohl so aus-
lcgen, daß für die Stimmabgabe der katholisdren Wähler die
ländlidrc odcr städtische Umwelt eine größere Rollc spiclt als
für die Stirnmabgabe der Evangelischen.

Die CDUiCSU verzeidrnet mit rund drei Viertel aller Siimnren
den überhaupt höchsten Stimmanteil in dcn Genreinden urrtcr
3000 Einwohncrn mit 20 bis 40 vH Evangelisdren und den nie-
drigsten in den Gemeinden über 50 000 Einwohncrn und über
B0 vH Evangelisdren. Die SPD hat die relativ meisten Stimmcn
(über zwei Fünftel) in den Gemcinden über 50 000 Einwohnern
und 40 bis 60 vH Evangelischen und deu kleinsten in den sdron
bei der CDU/'CSU erwähnten Gemeindcn unter 3000 Einwohnerrr
und 20 bis 40 vH Evangelisdren.

Bei den übrigen Parteicn ist der Zusammenhang zwisdren der
konfessionellen Gliederung dcr Bevölkcrung in Yerbindung mit
Stadt und Land zu unübcrsichtlidr, als daß er im cinzelnen be-
sdrrieben werden könnte. Tcilweise sind die Ergebnisse auch
nidrt sidrer genug, um eindcutige Aussagen zuzulassen.

7. Die Stimmabgabe nach dem Anteil iler Yertriebenen
in ilen Gcmoinden

Ahnlich wie bei der Auszählung der Ergebnisse der repräsen-
tativen Wahlstatistik nadr dem Anteil der Evangelisdren wurde
audr eine Untersdrcitlung nach dem Anteil der Vertriebenen an
der Bevölkcrung vorgenommcn. Audr hier gilt die Einsdrrän-
kung, daß es sidr inrmer nur um den Anteil an der ganzen Be-
völkcrung der Gemcinde handelt; in den Vahlbezirken mit Son-
dcrauszählungen über die Stimmabgabe der Männer und Frauen

34. Stimmabgabe (Zweitstimmen) 1953 und 195?
nach dem Anteil der Vertriebenen in den Gemcinden (R)

nadr dem Alter braucht der Anteil der Vertriebenen mit dem
Durchsdrnitt für die ganze Gemeinde nidrt unbedingt überein-
zustimmen.

Ein eindeutiger Zusammenhang zwisdren dem Änteil der Yer-
triebenenbevölkerung und der Stimmabgabe ergibt sidr nur für
den GB/BHE. Der Anteil der für diese Partei abgegebenen Stim-
men nimmt mit wadrsendem Vertriebenenanteil fast völlig gleidr-
mäßig zu. Er ist in den Gemeinden mit weniger ale 10 vH Yer-
triebenen nahezu bedeutungslos, beträgt in den Gemeinden mit
20 bis 30 vH Vertriebenen etwa 7 vH und in den Gemeinden mit
mehr als 40 vH Yertriebenen um 16 vH.

Das gleidre Bild wiederholt sidl bei einer weiteren Unter-
gliederung der Ergebnisse nadr Stadt und Land. Die meisten
Stimmen hat der GB/BHE in den kleineren und mittleren Ge-
meinden mit mehr als 40 vH Vertriebenen erhalten (in den Ge-
meinden mit 3000 bis 50 000 Einwohnern fast 20 vH), den klein-
sten in den großen Gemeinden mit weniger als l0 vH Vertrie-
.benen. Der GB/BHE erweist sidr damit, wie sdron der Name
besagt (Gesamtdeutsdrer Blodr/Bund der Heimatvertriebenr:n
und Entredrteten) als ausgesprodrene Yertriebenenpartei. Dar-
aus kann allerdings nicht gefolgert werden, daß alle Vertriebe-
nen den GB/BHE gewählt haben. Dies dürfte vielmehr nur für
ctwa jeden 4. Yertriebenen anzunehmen sein, wenn man in Redr-
nung stellt, daß si& neben den Vertriebenen sidrerlidr audr nodr
andere Personenkreise zu dieser Partei bekannt haben.

Der wadrsende Stimmanteil des GB/BHE mit wadrsendem Be-
völkerungsanteil der Yerlriebenen muß sidr bei den anderen
Parteien in einem entspredrenden Rückgang der Stimmen be-
merkbar madren. Dies ist deutlidr bei der CDU/CSU der Fall,
auf die in den Gemeinden mit weniger als I0 vH Vertriebenen
fast zwei Drittel aller Stimmen, in den Gemeinden mit 30 bis
40 vH Vertriebenen aber nur noch rund zwei Fünftel entfielen.
In den Gemeinden mit mehr als 40 vH Yertriebenen nimmt der
Stimmanteil der CDU/CSU wicder etwas zu. Besonders stark
gehen die Stimmeri für die CDU/CSU in den Gemeinden unter
3000 Einwohnern zurüd<. In den Gemeinden dieser Größenklaese
mit weniger als 10 vH Yertriebenen bekam die CDU/CSU rund
70 vH und in den Gemeinden der gleidren Größenklasse aber
über 30 vH Yertriebenen nur nodr rund 40 vH. In den Ge-
meinden mit über 50 000 Einwohnern ist die Abhängigkeit der
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CDU/CSU-Stimmen vom Anteil der Yertriebenenbevölkerung
nur noch gering.

Die Abnahme der CDU/CSU-Stimmen bis zn dcn Gcmeinden
mit 30 bis 40 vH Yertriebenen ist zweifcllos nicht allcin im Zu-
sammenhang mit den GB/BHE-Stimmen zu beurteilen. Das er-
gibt sidr z. B. deutlidr daraus, daß in den schon erwähnten Ge-
meinden mit weniger als 3000 Einwohnern und cinem besonders
starkenRückgang der CDU/CSU-Stimmen mit wadrsendemAnteil
der Yertriebenenbevölkcrung glcidrzcitig nicht rmr ein Ansteigcl
der GB/BHE-Stimmeu, sondern audr dcr SPD-Stirnrncn zu
beobadrten ist. Dasselbe trifft für die Gemciudcn mit 3000 bis
50 000 Einwohnern zu. Nur in den Gerneinden urit übcr 50 000
Einwohnern nimmt der Anteil der SPD-Stiurmen mit wachscntlcr
Vertriebenenbevölkerung ab, was andcrerseits bewirkt, claß sich

- wie sdron erwähnt - in diesen Gemeindcn dic Stimmantcilo
der GDU/CSU mit dem Anteil der Yertriebenen nur unwescntlich
ändern. Im Durdrsdrnitt der Gemeinden hat dies zur Folge, da[J
der SPD-Zweitstimmenanteil von den Gemeinden mit weniger
als 10 vH Yertriebenen zu den Gemeinden mit I0 bis 20 vH
Yertriebenen zunädrst von fast einen Yicrtel auf über ein Drit-
tel zunimmt, dann etwa gleidrbleibt und schließlich in den Gc-
meinden mit nehr als 40 vH Vertriebenen auf etwas über ein
Viertel absinkt. Die Abnahme der SPD-Stimmen in den Gemein-
den mit mehr als 40 vH Yertriebenen ist in den Gemeinden mit
3000 bis 50 000 Einwohnern am stärksten; gleichzeitig verzeich-
net dort der GB/BHE besonders viele Stimmen und komnt da-

durch ziemlidr nahe an die SPD heran. Nlindestens ein TeiI dcr
geringcren Zahl von SPD-Stimmen in den Gemeinden mit mehr
als 40 vH Yertriebenen dürfte daher darauf bemhen, daß in die-
sen Gemeinden dic Wähler in besonders grol3em Maße bcreit
sind, den GB/BHE zu wählen. In den besagten Gcmeinden ist
ferncr ein sehr schwadrer Änteil von FDP-, DP- und FU.Stim-
rncn zu beobachten.

In den Gemeinden mit weniger als 30 vH Vertriebencn liegi
rlcr Zweitstimmenanteil für die FDP üher rlemjenigcrr für dcn
GB/BHE und der DP; in den Gerneiudcn mit mohr als 30 vH
Vcrtricbenen urn so stärker darunter, je gröl3cr dcr Vcrtricbe-
rrcnanteil ist. Zrvisdren tlem Anteil dcr Yertriebcnenlleviilkerung
rtnd tlcn Stirnmen für dic DP ist cin ähnlit'hcr Zusarnmcnhang
fcstzustcllerr rvie bcim GB/BIIE; dic Stimmanteile für die DP
sind aber inr allgemeinen niedriger. Ilinc Äusnahme bilden ledig-
licü die größercn Städtc, in tlenen der CB/BHE und die DP
etwa gleidr stark sind. L)abei spiclt eine Rolle, daß für dcn Gll/
BHE auch bei glcichem Revölkerungsanteil der Vertriebenen in
den Stätlten irnmer weniger Stimrncu abgegehcn werden als auf
dcm Land.

Bci den Ergebnissen für dic kleineren Parteien ist zu beach-
ten, daß sie mit einer erheblichen Unsicherheit belastet sind, da
sie auf um so weniger Einzelbeobachtungen beruhen, je stärker
das Material auf bestimmte Merkmale aufgesplittert ist. Die
Ergebnisse für die kleineren Parteien spiegeln dahcr in ilen
meisten Fällen nur nodr Tendenzen wider.
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'Wie sdron mehrfadr erwähnt worden ist, hat der 'Wähler zwei
Stimmen: Eine Erststimme für die Wahl eines 'Wahlkreisbewer-
bers und eine Zweitstimme für die Wahl nach Landeslisten (Par-
teien). Die beiden Stimmen können unabhängig voneinander
abgcgcben wcrden, d. h. der Vähler briutfit seine Erststimme
nidrt dem Wahlwcrber der Partci zu geben, die er mit sein.:r
Zweitstimme rvählt. Inwicwcit von diescr NIöglichkeit Gcbrauch
geuracht worden ist, kann arrf Gmnd dcr Ergcbnisse dcr rcprä-
sentativcn -Wahlstatistik 1957 untcrsucht werdcn, bei der, wie
sdron 1953, in ausgewähltcn \Yahlbczirken dic Erst- und Zweit-
stimmcn audr in ihrcr I(ombination ausgezählt worden sind. Die
Ergebnisse liegen getrennt für l{änner und Frauen, nach drei
Altersgruppen und für drei GemeindegrölJenklassen vor.

35. Gleichlautende Stimmabgabe dcr Männer und Frauen 1957

nach Parteien (R)
(Bundesgebiet ohne Saarland)

Nadr den Sonderauszählungen haben irn Bundesgebiet ohrrc
Saarland von 1000 Wählcrn 893 mit ihrer Erststimmc genau so
gewählt wie mit ihrer Zrveitstimme und 107 verschieden. 19511

betrug die Zahl der von 1000 Wählcrn übcreinstimmend abgc-
gebenen Erst- und Zweitstimmen im Bundesgebiet ohne Rhein-
land-Pfalz, Bayern untl Saarland 874. Die 893 Vähler von l9ir7
mit gleicher Erst- und Zweitstimme verteilen sidr auf BB1, die
mit beiden Stimmen die gleiche Partei gewählt haben und 12,
die mit beiden Stimmen ungültig gewählt haben. Rechnet mal
die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik hoch, so gab cs
1957 im Bundesgebiet einschließlich Saarland rund 400 000 

.Wäh-

ler mit ungültigen Erst- und Zrreitstimmen. Von den insgesamt
917 000 Wählern mit ungültigen Erststimmen haben also übcr
500 000 ihre Zweitstimme gültig abgegeben und von den insge.
samt I 167 000 \flählcrn mit ungültigen Zweitstimmen haben
über 750 000 ihre Erststirnme gültig abgegeben. Die 400 000'Wähler, die mit ihrer Erst- und Zweitstimme ungültig gewählt
haben, mögen das Ausfüllen des Stimmzettels als Ganzes nidrt
ridrtig verstanden oder von vornherein keincn ernstlichen Wil-
len gehabt Laben, ihre Stimme cinem der Wahlvorsdrläge zu
geben; die 500 000 Vähler, die zwar ihre Zweitstimme, abor
nicht ihrc Erststirnme gültig abgegeben haben, dürftcn sich in
der Hauptsadre aus solchen Wählern zusammensetzen, dcnen
keiner dcr vorgesdrlagenen \[ahlkreiskandidaten zusagtc, be-
sonders dann, wenn sic bei Wahlabsprachen keinen Kandidaten
ihrer Partei fandcn. Die 750 000 Wähler schlicßlich, die einc
gültige Erststimme, aber eine ungültige Zweitstimme abgegeben
haben, können .Wählcr sein, die zwar die Erststimme cinem
ihnen genehmen Wahlkreiskandidaten, ihre Zweitstimme aber
keiner Parteiliste geben wollten oder audr Wähler, die die dop-
pelte Stimmabgabe nicht verstanden haben und glaubten es ge-
nüge, nur auf dem linken, für die Abgabe der Erststimme vor-
gesehenen Teil des Stimmzettels zu wählen, zumal dort im Nor-
malfall ohne Wahlabspradre dieselbe Partei angegeben ist, wie
in der gleichen Zeile auf der rechten Seite des Stirnmzettels. Oft
ist sogar derselbe Bewerber namentlidr hier wie dort aufgeführt,
insbesondere dann, wenn es sich um Wahlkreisc von Spitzenkan-

didaten einer Partei handelt, die auch auf einer Landeslistc
ihrer Partei kandidieren.

In den Teilen des Bundesgebietes, in denen - soweit bekannt

- keine Wahlabspradren stattgefunden haben, also keine Par-
tei auf die Aufsiellung von Wahlkreiskandidaten zugunsten einer
anderen Partei vcrzidrtet hat und damit ihren Wählcrn nidrt
empfahl, die Erststimme dcr befreundcten Partei zu geben, ist
die Übercinstimmung dcr Erst- und Zwcitstimmen durchweg
größer als in den Gebieten mit Wahlabsprachen. Das zeigt fol-
gende Gegenüberstellung nach Ländern:

\ron 1000 lvählern grbcn
ihre Erst- und Zweitstimme

übereinstirnmend ab
853
857
881

E. Die Kombination iler Erst- unil Zweitstinrrnen

ländcr mi6 \Yahläbsprachel)
Niedersachsen.
Hessen . ,'
Bayern .

Länder ohne Wahlabsprachen
Schlesrvig-flolstein .
Hambug.
Bremen
Nordrhein-\Yestfalen .

ItheiDland-Pfalz
Baden-Witttemberg .

§aarland

In den Ländern mit W'ahlabsprachen liegt der Anteil der
gleichlautenden Erst- und Zweitstimmen durchweg nur zwischen
B0 und 90 vH und in den Ländern ohne Wahlabsprachen fast
immer über 90 vH.

Bci der Gliederung der Ergebnisse nadr Männern und Frauen,
nach Altersgruppen und nach Stadt und Lantl crgebcn sich keine
großen flntersdriede. Bci den Fraucn ist die Übereinstlmmung
dcr Erst- und Zweitstimmen ctwas gcringer als bci den Männern.
Da diese Bcobachtung für alle Altersgruppen und Gemeindc-
größcnklassen gilt, dürfte sie statistisdr gesichert sein. I)ie Stitn-
menkombinationen bei den jüngercn und ältercn Wählern wcisr:n
kcine markanten Untersdriedc auf. Auf dem Land ist die Über-
einstimmung dcr Erst- und Zweitstimmen geringer als in der
Stadt.

36. Der Anteil der Wähler mit gleichlautenden Erst- und Zweit-
stimmen 1957 nach Geschlecht, Alter

und Gemeindegrößenklassen (R)
(Bundesgebiet ohne Saarland)

907
941
9t9
923
918

915Partei

Yon 1000 lYählern, die mit ihrer
Erststimme Zweitstimme
nebenstehende P[rtei oder

gabcn in der gleichen
'ungültig
\Yeise ab

rvählten,
ihre

Zweitstirnmc Drststimme

IIänner Irauen
trIänner

und
Fräucn

IIänner Ii'räueü
IIänner

und
X'raucn

CDU/CSU
SPD
rDP

l'u
ßonstige
Ungülbige

Stimmcn

Insgesamt

s24
914
869
860
708
?11
853

430

031
oro
855
öi)J
67ts
705
835

Ji)U

928
936
862
861
690
708
845

JöO

933
95,t
846
831

708
710

379

935
946
854
834
747
790
68.1

286

034
950
850
833

794
704

32L

890 839 iJ93 399 889 8C3

Alter der \Yähler
in Jahren

von 1000 \Yählern nebenstehenden Alters
gaben ihre Erst- und Zweitstimme übereinstimmend ab

lIänLer

in alleD Gemeindetr

unter 30
30 bis unter 00
60 und därüber

895
899
902

886
891
885

891
8S4
893

zusammen 899 880 893

884
885
881

in Gemeinden unter 3000 Einwohnern

unter 30
30 bis unter 60
60 und darüber

886
885
885

881
884
879

zllsammen 88ö 883 884

in Gemeinden von 3000 bis untcr 50000 Einwohnern

unter 30
30 bis untcr 60
60 und darübcr

897
900
903

892
893
888

894
896
895

zusammen 900 892 896

894
900
901

in Gemeinden mit 50000 und mchr Einwohnern

unter 30
30 bis unter 60
60 und darüber

zusammen

903
908
916

885
894
888
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3?, Korrbination der Erst- und Zweitstimmen 1957 (R)
(Bundesgebiet ohne SaarLand)

Zahlen, ilic auf rveniger als 100 Beobrchtungen bemhen, sind zur Kcnnzcicllnuilg ihrcr geringen Zuvcrlässigkeit eingcklaillmert.

Für cine nähere llntersudrung dcr Übereinstimmung dcr F)rst-
und Zweitstimmou kann nan von dcn Erst' oder Zwcitstimrttcn
ausgehen. Arn zwed<mäßigsten crscheirlt cs von dcn Zwcitstiur-
men auszugehen, da sic die politisdre Einstcllung tlcr Wühlcr aur
hcstcn zum Ausdrud< bringen. lJei der Ahgabc dcr Iirststirnnrcrt
spiclcn wahltaktistilc Gesichtslturrktc cinc Rollc. Hicr ist nänr-
lich vorn Wähler zu übcrlegen, oh dic S tirnurabgabc f ür dcn
Kandidaten scincr Partei überhaupt Sinn haLe, wcnn cs sidl
um eine kleinere Partei handelt, und ob cs daher nicht besscr
sein würde, die Erststimme dafür tlem Kandidaten einer anderen
Partei mit einiger Äussidrt auf Erfolg zu gcben. Ferner hat dcr
Wähler mit der Erststimme die Nlöglichkeit unter Zurückstcl-
lung parteipolitisc*rer Gesidrtspunkte einer Person seines Vcr'
trauens die Stimme zu geben,

Am größten ist die Ühereinstimmung der Erst' und Zweit'
stimmen bei der SPD. Yon 1000 Wähleru, die ihre Zweitstimme
iler SPD gaben, wählten 950 diese Partei auch mit ihrer Erst-
stimme; die übrigen Erststimmen entflelen vorwiegend auf die
CDUiCSU, die FDP und die FU oder waren ungültig'

Die nächstgrößte Übereinstimmung zwisdren Erst- und Zweit-
stimmen besteht bei der CDU/CSU. Von 1000 Zweitstimmen-
wählern dieser Partei haben 934 auch die Erststimrnc eincm
ihrer 'Wahlkreisbewerber gegcben; der Rcst der Erststimmen
entfällt hier in erster Linie auf die flP oder war ungültig. Dor
hohe Anteil der nidrt auf dic CDU/CSU, sondern auf die DP
entfallenden Erststimmen hängt mit den Wahlabsprachcn zwi-
schcn der CDIVCSII und f)P zusammcn' drrrth die ein Tcil der
CDU/CSU-Änhänger veranlalJt worden ist, in den \fahlkroiscl
ohne CDU/CSll-Kandidaten dic Erststimrne dcr DP zu gebcu.

Die Anhänger der übrigen Parteien mußten damit rechuerr,
daß ihre Wahlkreiskandidaten keinc sehr großen oder üherhaupt
keine Aussidrten haben würdeu, die rclative Mehrheit dcr Erst-
stimmen im Wahlkreis auf sidr zu vereinigen' Sie haben daher
zu den kleinsten Parteien hin in zunehmendem Maße davon .Ge'
brauch gemadrt, mit der Erststimme anders als mit der Zweit'
stimme zu wählen. Auf 1000 für die FDP und auf 1000 für dcn
GB/BHE abgegebenen Zweitstimmen kommen allerdings noch
immer 850 bzw. 833 Erststimmen für die gleiche Partei. Die
restlidren Erststimmen kamen vorwiegend der CDU/CSU und
erst in größerern Abstand der SPD zugute. Im ersten Fall hat die
CDU/CSU einen doppelten und im zweiten Fall einen dreimal
so hohen Änteil der restlichen Erststimmen erhalten wie die
SPD. Die FDP-Anhänger, besonders aber die Anhänger iles
GB/BHE waren also, wenn sie ihre Erststimme nicht ebenfalls

dicscn Parteien geben wollten, eher geneigt, diese Stimme der
CDU/CSLI zugutc kornmen zu lassen als dcr SPD.

Von dcn Zweitstirnrnenwählcrlr der DP gahcn nur exwa drei
Viertel dieser Partci auch ihrc Erststirrrne und fast ein Fünftel
dcr CDU/CSU. AussdrlaggcLcnd hicrfür sind dic sdron erwähn-
ten Wahlabsprachcrr zrristhen CDU/CSU und DP. Von den W'äh'
lcrrr mit oiucr Zweitstirnme für dic FU sdrliclSlich, gaben etwa
vier l'ünftol dieser Partei ihre Ilrststirnmc. Dicser gegenüber
der DP höhere Antcil ist t'ohl damit zu erklären, daß die FU
gewisse Aussichten hatte, wenigstens in einem der vier bayeri-
schcu Wahlkreise einen Wahlkrcishandidatcn durchzubringen,
in dcnen die SPD zugunstcn der FU anf die Aufstellung eigener
Kandidaten verzidrtet hatte, Soweit die Erststimmen nicht ebel-
falls für die FU abgegcben wurdcn, bradrtcn sie in erster Linie
nicht der SPD, sondern der CDU/CSU einen Zuwachs an Erst-
stimmen. Das gilt nidrt nur für den Bunilesdurdrschnitt, sondern
auch für Bayern.

Yon den Wählern, die ihre Zweitstimmen den übrigen Par-
teien gegeben haben, konnte mar erwarten, daß sie ihre Erst-
stimmen in sehr viel geringerem Umfang tlen Kandidaten der
gleichen Parteien geben würden, für'die keine Aussicht auf die
Erlangnng des Wahlkreismandats bestand' Das trifft auih zul
denn nur 70 vH der Wähler, die ihre Zrveitstimmen einer der
sonstigen Parteien gegeben haben, rvählten mit der Erststimme
übereinstimmcnd. Dieser Anteil hättc bei dor Aussichtslosigkeit
cin 'Wahlkrcismandat zu crringen, noch niedriger scin könncn.
Sidrerlich wollten aber vicle Anhängcr tler ganz klcinen Parteien
ihrc politische Einstellung arrdr mit tlcr Erststimmc wenigstens
dcmonstricrcu. Der Rest dcr Iirststilnmcn cntfiel vor allem auf
dic CDU/CSU und SPD. Bcsoutlcrs groß ist hier atrdr der Anteil
der ungültig abgegcbcncn Erststimmen. In dcr Erkenntnis, daß
dcr Kandidat ciner ,,sonstigen'o Partei irn Wahlkreis nicht zum
Zugc kommen konntc, vermied cs offeubar cin Tcil ihrer An-
hänger, seinc Erststimmen dem Kandidaten einer aussichtsrei'
cheren Partei zu geben. Tcilweise sind von den sonstigen Par'
teicn auch keine -Wahlkreiskandidaten aufgcstellt worden.

Die bisher behanilcltenZahlen über dieKombination derBrst-
und Zweitstimmen betreffen das Bundesgcbiet ohne Saarland.
Das Saarlantl blieb insbesondere deshalb unberücksichtigt, weil
hier die CSU neben der CDU aufgetreten ist. Im Saarland
haben von den Wählern, die ihre Zweitstimme der CDU gaben,
960 aT der CDU audr ihre Erststimme gegeben und von den
Zweitstimmenrvählern der CSU sogar 970 aT der gleidren Partei.
Es ist also nur selten vorgckommen, ilaß die saarländischen Wäh'
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N'DP GB/BEE DP r.U Sonstige ungültig Insgcsamt

Yon 1000 Wählern, die mit ihrer Erststimme bzw. Zweitstimme nebenstehcnde Partei
oder ungültig wählten, wählten mit ihrer atrderen Stime

Part€i
SPDCDU/CSU

19
27
16

z|t
26
63

32L

31
2S

25
22

(,)8)

386

(3)
(6)
29

(16)
22

Erststimme

034

ZrveitstimmeErststimme

(8)

10
950

3iJ

30
11

45

I
5

850

1

1
.1

(2)
6

(3)
704

5
833

(5)
(3)

(15)
29

2
(5)
2

(1)
1r\

794

18
1

I
(6)

L5
57

235
90
49

281

13
25

(15)
(42)
57

72

862

(s)
(31 )
27

1.1

1
72
(3)

690

11

2
9

(5)
13

(12)
845

96
188
717

92
299

(3)
(s)

2
(1)
2

(1)
(2)

?08

I
936 5

661

Zweitstimme

CDU/CSU
SPD.
IDP.
GB/I}HE
DP
1'U
Sonstige
Ungültig

1000
1000
1000
1000
1000
1000
1000
1000

1000
1000
1000
1000
1000
1000
1000
1000

CDU/CSU
SPD .

I'DP .

GB/BIID
DI'
IU
Sonstigc
Ungültig



ler mit der einen Stimme CDU und mit der anderen CSU ge-
wähit haben.

Zrr Frage, ob die Vähler das System der doppelten Stimm-
abgabe gemeistert haben, ist zunächst festzustcllen, daß nach
den Ergebnissen über die Kombination der Erst- und Zweit-
stirnmen der größte Teil dcr Äbweichungen zwischen Erst- und
Zweitstirnmen offensichrlidr vernünftige Ursat'hen hat. Auc*r dic
zurrächst wenigcr sinnvoll crsdreinenden I(ombinationen könncn
vom Standpunkt des einzelnen Vählers her gesehen in vielel
Fällen not{r drrrchaus begründct sein. Die daneben noch vorge-
kommenen Irrtülrer bci dcr Kennzeiclnung dcr Stimmzettel
dürftcn demgegenüher zahlenmäßig kaum ins Gcwicht fallen.
I)amit kann unterstcllt werdcn, daß die Wähler, und zwar Mäu-

ner und Frauen jeden Alters, mit dem Problem der doppelten
Stimmabgabe zumindest te&nisdr fertiggeworden sind. Ein Toil
der Vähler hat offenbar audr redrt gut die hinter diesem System
stehenden Auswirkungen auf das Wahlergebnis (Sitzverteilun6)
verstanden, da es sonst nidrt ausreidrend erklärt werden könnte,
daß die Übereinstimmung der Erst- und der Zweitstimmen nadr
den kleineren Parteien hin, mit wenig Aussicht auf einen Wahl-
kreissieg, stark abnimmt. Auf der anderen Seite geht aus der
großen Übereinstimmung der Erst- und Zweitstimmen bei den'Wählern der großen Parteien mit Äussicht auf einen 'Wahlkreis-
sitz aber audr hervor, daß die Person des Wahlkreiskandidateu
bei der Wahlents&eitlung derWähler längst nidrt die Rolle spielt
wie seine Parteizugehörigkeit.

F. Sitzverteilung unil Erfolgswert iler Stimmen

Die Sitzverteilung erfolgte bei allen bisherigen drei Bundes-
tagsrvahlen nach dem Grundsatz einer ,,von eirrem vollen Vcr-
hältnisausgleich überr-ölbten Nlehrheitswahloo. Im einzelnen ist
dieser Grundsatz jedodr jeweils redrt verschiedenartig ver-
wirklicht worden. Die Verfahrensregeln bei den 'Wahlen 19,49
und 1953 sind in Ahschnirt I A kurz erläutert. Nadrfolgend wird
nur das Sitzverteilu»gsverfahrcn nach dem BWG 56, das bei dcr
3. Bundestagswahl angervcndet worden ist, ausführlich bcspro-
chen. Auf Abwcidrungen gegcnüber den Ycrfahren bei voran-
tcgangcnen Wahlen rvird jeweils hingewiesen.

l. Das Sitzverteilungsverfahren 1957
Für dic Wahl zurn 3. Buldcstag crhöhtc sidr dic Zahl der

Abgt:orrlnetcnsitzc durdr tlas Hinzrrtrcten dcs Saarlantles mit
5 §iralrlkrcisen von -l8l auf 49.I, r'on deneu 217 aü Crund dr:r
Erststinrrnen in den Wahlkrciserr rrnd 217 atf Cruntl der Zweit-
stimmcn natü Landeslistcrr zu rviihlcn waren. Nach RWG 56, r\ [
bcstcht tlcr llundcstag allcrdings arrs 516 ALgoordnetorr. Yon
diescr komrnen 22 aus dcru Land Borlin. Da der vollcn Anwcu-
dung dcs Bundeswahlgesetzcs im Lantl Berlin noch Hiutler.
nisse cntgegerrstehen, ist im § r-r4 des II\VG 56 als übcrgangs-
regelung bestirnmt worden, daß tlie 22 Abgeordneten tles Land,rs
Berlin durch rlas Abgeordnetenhaus von Berlin gewählt werden.
Die Zahl der von der wahlberedrtigten Bevölkerung irn übrigen
Bundesgebict zu wählenden Äbgcordneten betrug dcmnach nur
494.

Im Gegensatz zr 1919 und 1953 rverden die Abgeordnetensitze
nicht mehr durch Gesetz auf die Länder verteilt; mit wclcher Ab-
geordnetcnzahl dic Länder im neuen Bundestag vertreten sind,
ergibt sich neuerdings erst aus tleur Ergebnis der Sitzvertcilung.
Grundlage für dic Berec{rnung der Sitzverteilung bildcrr wie
1953 dic auf rlie cinzelnen Partcien entfallendcn Zwcitstiurmen.
Nicht zu berücksichtigcn sintl hierhei die Zwcitstirnmcn der-
jcnigcn Parteien (mit Ausnahrnc rler Partcicn nationaler Mindcr-
hciten), deren Stirnmenantcil an den gültigen Zweitstimmen
übcrhaupt im Bundesgebiet weniger als 5 vII beträgt
oder die durch die Erststirnrnen in Wahlkreisen nicht wenigstens

d r e i Mandate erhalten haben. Für die Sitzverteilung kamen
1957 danadr nur nodr folgende Parteien in Frage:

Die CDU mit 39,7 vH aller gültigen Zweitstimmen
die SPD mit 31,8 vH aller gültigen Zweitstimmen
die CSU mit I0,5 vH aller gültigen Zweitstimmen
die FDP mit 7,? vll aller gültigen Zweitstimmen
dic DP mit 3,4 vH aller gültigen Zwcitstimmen

aber 6 Wahlkreissitzen und
der SSW als Partei einer nationalen Minderheit.

Nach den gosetzlidren Bestimmungen müssen bei der Aus-
zählung aulSerdem dic Zwcitstimmen derjenigen Wähler un-
bcrücksichtigt bleibcn, die mit dcr Erststimme im Wahlkreis
ciuem parteilosen Bewcrber oder dem Bewerber einer Partei zum
Sicge vcrholfen habcn, für die keinc Landesliste eingercicht oder
zup;elasscn war; so gewonnene Ahgeordnetensitze sind weiterhin
von den insgcsamt zu vertcilenden abzuziehen. Jedodr traten
solche Fälle, die dic Feststellung der Sitzvcrtcilung sehr ersdrwert
und stark verzögcrt hätten, hei den beiden lctzten 'W-ahlen nicht
auf.

Dic \rerteilung der (.194) Sitze auf die vorgenannten 6 Par-
teien erfolgt neuerdings in zwei Stufen. Zunädrst sind auf Grund
der irl gesamten Wahlgebiet erhaltenen Zweitstimmen die Sitze
nacl dem d'Hontlt'schcn Höchstzahlverfahren auf Bundesebenc,
anschließend die von jeder Partei auf Bundesebene errungenen
Abgeordnetensitze - rvieder nadr dem d'Hondt'schen Hödrst-
zahlverfahren auf die Landeslisten der betreffenden Parteien
zu verteilcn und sodann mit den bereits durch die Erststimmen
crrungenen Wahlkreissitzen zu verrechnen. ErhäIt eine Partei
in den Wahlkreisen eines Landes mehr Sitze als ihr im Land
nach den Zrgeitstirnmen zu6tehen, so bleiben ihr diese Sitze
erhalten. Dieser Fall trat 1957 in Schleswig-Holstein ein, wo die
CDU drei Sitze mehr erhielt, als ihr auf Grund der Zweitstim-
men zustanden.

Nach dem d'Hondt'sdrcn Hödrstzahlverfahren ist die Gesamt-
zahl der für eine Partei im ganzen'Wahlgebiet bzw. im Land

38. Berechnung und Zuteilung der Abgcordnctensitze 1957
(1. Stufc)

CDU SPD CSU I]DI) DP SSW

Tei-
lcr

Teilungs-
zahl

Sitz-
folgc

Tci-
lcr

Teihrngs-
zahl

Sitz
lblge

Tci-
ler

Tcjlur)gs-
zahl

Sitz-
Iblgc

Tei-
ler

Teilungs-
zahl

ti itz-
folgc

Tei
ler

Tcilungs-
zahl

Sitz-
folge

Te i-
ler

Teilunßs-
zahl

Sitz-
folge

1
22

:
211
212

l1 875 339
5 937 669

56
56

281
015

1 1 I
1

495
717

571
785

168
169

56 521
56 186

101
494

2
4

490
493

7
2

51
55

3 133 060
1 566 530

58 0I0
56 964

7
16

477
486

1 2 307 L35
1 ',l ä3 567

40
4L

57 678
56 27t

11
,.,

480
492

1
2

16
L7

lo07 282
503 641

62 955
59 251

26
ca

:

de
167

1 32262

273 55 752 170 55 856 56 55 947 42 54 931 18 55 960
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39. Berechnung der auf die Landeslisten der CDU
entfallenden Sitze 1957

(2. §tufe)

abgegebenen Stimmen zunädrst fortlaufend mit 1o 2, 3, usw. zu
dividieren. Auf die dabei gewonnenen Teilungszahlen sind so-
dann, beginnend mit der hödrsten und daran ansdrließend der
nädrst niedrigeren, so lange Sitze zu verteilen, bis die vorbe'
§timmte Zahl vergeben ist. Die erste Stufe des Verfahrens bei der
3. Bundestagswahl, nämlidr die Verteilung der Sitze auf Bun-
desebene, isi abgekürzt in der Tabelle 38 und ausführlidr in der
Tabelle IIa des Anhangs wiedergegeben. Die in der l. Zeile
redtts vom Teiler I stchenden fettgedruckten Zahlen sind die
Gesamtzahlen der für eine Partei im Wahlgebiet abgegebenen
Zweitstimmen; die Spalte ,,Sitzfolge" bezeidrnct die Reihenfolge,
mit der die Sitze auf Grund der Teilungszahlen zugewiesen wor-
den sind; die unter der gestridrelten Linie stehenden Teilungs-
zahlen sind diejenigen, die nidrt mehr mit einem Sitz bedadrt
werden konnten; die letzten über der gestridrelten Linie stehen'
den Teiler bezeidrnen die Gesamtzahl der von den einzelnen
Parteien errungenen Sitze.

Nadr der gleidren tr[ethode hat die Verteilung der Sitze in der
2. Stufe auf die Landeslisten der einzelnen Parteien zu erfolgen,
nur daß hier die Zahl der zu verteilenden Sitze nidrt durdr das
Gesetz, sondern durdr die Zahl d* von einer Partei auf Bundes'
ebene errungcnen Sitze gegeben ist und an Stelle der von den
Parteien im gesamten Wahlgebiet erhaltenen Zweitstimmen die
Zweitstirnmen einer Partei für ihre einzelnen Landeslisten treten.
Als Beispiel ist in der Tabelle 39, wieder abgekürzt, dic Ver-
teilung der Sitze der CDU auf dcren Landeslisten wiedergegeben.
Die vollständige Durdrführung des Verfahrens enthält die Ta'
helle II b des Anhangs.

Dieses zweistufigc Yerfahren gilt aber nur für den Fall, daß
nach BWG 56, § ? die Landeslisten dor glcidrcn Partei für die
Vcrteilung der Abgeordnetensitze verbunden sind. 1957 haben
allc Parteien, die in die Sitzverteilung kamcn, von dieser Mög-
lichkeit Gebraudr gemadrt. Ohne Listcnverbindung muß die Bc-
ror:hnung der Sitze in e i n e m Verfahrcn nach dcm Sdrema der
Tabelle:10 erfolgen, d. h. nur nadr dcn für jetle einzelne
Landesliste abgegebenen Zweitstimrnon. Entsprechend der Zahl
der Landeslistcn der Parteien, die 1957 für tlie Sitzvertcilung
in Betradrt kamen, hätten also ncbeneinander für 39 Landes-
listcn die Tcilungszahlen berechnet und hierauf die vorgesehencn
494 Sitze vergeben rverden müsscn. Dadurdr wären den einzel-
uen Parteien ebenso viele Stimmenreste verloren gegangen, rvie
sie Landeslisten hatten.

Das gesdrildcrte Sitzverteilungsverfahren ist in jedem Fall
außerordentlich zeitraubend. Es wurde daher in voller Ausführ-
lidrkeit lediglidr angewandt, um das auf kürzerem Veg ermit-
telte Ergebnis nachträglidr zu überprüfen. Bei der abgekürzten
Beredrnung wurde davon ausgegangen, daß das d'Hondt'sche
Höchstzahlverfahren rlie Sitze annähernd proportional zu den at,-
gegebenen Stimmen verteilt. Auf Grund dieser Überlegung wurden
statt 494 zunädrst 500 Sitze, also 6 Sitze zu viel, an die vorge-
nannten 6 Parteieu im gen auen \rerhältnis ihrer Zweitstimmen
vcrtcilt. Dabei ergaben sich beispiclswcise für die CDU 214 Sitze.
Ansdrlicßend wurden für den nädrstfolgenden 215. Sitz und die
Sitzc 213 und 212 ebenfalls die Tcilungszahlon bercchnet, d. h.
dic Ccsamtzahl dcr Zwcitstirnmcn der CDU durch 2I5 bzw. 213
und 212 diviclicrt. Rei dc,n andcrerr Partcicn wurde entsprcchcrtrl
verfahron. Ileginncrrd mit dcr niedrigstcn, wurderr dann von derr
Teilungszahlcn aller Partcicn so viclc gcstricLcn, bis die Zahl
von 49-l tatsädrlidr zu verteilender Sitzc crrcidrt war. Für die
Pcststellung dcr Sitzverteilung auf Buldoscbene genügte also dic
Beret'hnung yon ctwa 15 bis 20 Teilungszahlcn, während beirn
ausführlichen Yerf ahren die Bcrcchnung von mindcstens 49'X

Teilungszahlen erforderlidr ist. In gleicher Weise erfolgte einc
Äbkiirzung des \rerfahrens bei rler Feststellung der auf die
Landeslisten der Parteien entfallenden Sitze.

SitzfolgoTellungszahlIeller

15
34

183
2.03

1

?

1ö
11

Schleswig-Eolsteln
631 147
3L5 575

63 114
e I öl I

24
u:

16ö
188

1
z

6
7

L2 52 595

?2 043
6L 751

Eamburg
432262
216 131

5
LZ

20;
ztL26

27

8 54032

57 5L3
55 383

Niedersachsen
I 495 343

7+7 67L

95
193

1

28 53 405

Bremen
tzl264

60 632

40 42L

Nordrhein-\\restfalen
1
2

1
2

86
87

208
ztz

4 813 996
2 406 998

55 976

1
2

199
209

19
20

88

t7

54 70+

58 762
55 824

Ilessen
1 116 494

558247

I,l
195
206

1
2

2l 53 166

17
18

Rheinland-Pfalz
1 019 709

609 854

59 982
56 650

53 668

8

36
37

19

205
210

Badcr-Württcmberg
2 061 701
1 030 850

57 269
55 72t

Saarland
lE3 423

91 711
61 141

62
L26
190

I
2
3

38 54 255

45 8554
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40, Berechnung und Zuteilung der Abgeordnetensitze 195? ohne Listenverbindungen
(Belspiel für CDU und SPD)

CDU SPD

§chleswig-Eolsteln Hamburg
usw.

bis

§aar-

land

Schleswig-Ilolsteln Ilamburg
u8w.

bis

§aar-

land

Tei-
ler

Teilungs-
za,hl

§itz-
folge

Tei-
ler

I T"ilrns.-
I zahl

Sitz-
folge

Tei-
ler

Teilungs-
zahl

Sitz-
folge

Tei-
ler

Teilutrgs-
zahl

Siüz-
folgo

38

399
453

I

10
1l

631 147
315 673

63 114
57 377

ta
7r

416
465

1

6
7

432262
216 131

72
61

043
75t

50
100

367
439

I

6
7

404 595
202297

6? 432
57 799

55
119

392
462

1 528 645
261 322

8
9

66 080
58 738

L2 62 596 8 54 033 8 50 574 10 52 865

2. Das Ergebnis iler Sitzverteilung

Das Ergebnis der Sitzverteilung ist aus der nachfolgenden
Tabelle zu ersehen. Die in den Spalten ,,zusammen" ausgewie-
senen Zahlen bezeidrnen die auf Grund der Zweitstimmen zugc-
teilten Sitze, von denen dic durdr die Erststimmen 6chon er-
haltenen Mandate in den Wahlkreisen (Wkr.) abgezogen wurden.
Nur der Rest der Sitze war aus den Landeslisten der Parteien
in der Reihenfolge der Bewerber zu besetzen. Für Schlcswig-
Holstein ergab die Auszählung, daß die CDU auf Grund der
Erststimmen I-957 drei Direktmandate mehr errungen hatte, als

ihr auf Grund der Zweitstimmen in diesem Lande überhaupt
rugestanden hätten. Diese Sitze bleiben der CDU als sogenannte
Überhangmandate erhalten (vgl. audr unter I A I). Die Gesamt-
zahl der Abgeordneten des 3. Deutsdren Bundestages (ohne die
Abgeordnetcn des Landes Berlin) erhöhte sidr dadurdr von 494
auf 497, von denen 247 in Wahlkreisen und 250 aus Landes-
listen gewählt worden sind.

Von den 6 Parteien, die in die Sitzverteilung gekommen sind,
hahen nur die CDU, die SPD, die CSU, die FDP und die DP
Abgeordnetensitze erhalten. Der SSW mit 32262 Zweitstimmen
konnte bei einem Durc}sc}nitt von 56378 Zweitstimmen für

'r,I)eutsche Zentrumsparüei, darunter ein Mitglicrl der CDU, das über die Landesliste der Deutschen Zentrumspart€i gewählt, worden ist. - ') Einschl. der
IlgejharlcT_allqaqe. 1949_: 2 (CDU in Badetr-\Yürttemberg, SPD in tsremen), 1953: 3 (2 CDU in §chleswig-Eöistein, 1 DP in Hamburg), 195?: 3 (CDU in§chleswig-Ilolstei!): - ') Davon: Bayernpart€i: 1? (11 in'\Ykr.), Kommunistische Partöi Deutschlantls l5,-Wirtschaftliche Aufbau-Yereinigung 12, Deutsche
zentrurnspartei l0 (aufLL), Deutsche Reiihspartei 5, Südschleswilseher \vählerverlrand l, §'ählergruppe J 1in \Ykr.).

41. Sitzverteilung 1949, 1953 und 1957

I,and Wahl Sitzc
insgesamt

Zus Wkr LL

davon entfallen auf

CDU SPD CSU trDl, D1' GB/BET
Sonstige

Iarteien und
Wählergruppen

zus. Wkr, LL zus. Wkr. LL zus. Wkr, LL zus.lwkr LL zus, Wkr. LL zus, Wkr. LL zus. lwkr. LL

Schleswig-Eolstein

Eambulg

Niedersachsen

Bremeu

Nortlrhein-\Yestf.

Rheinland-Pfalz

IJaden-\Yürttbg.

Saarland

Bundesgebiet

einschl. Saarland

ohne Saarland

Eeggen

Bayern

49

49
OJ
5?

49
o,
5?

49
53
57

4S
53

49
OJ
5?

49
53
57

49
53
57

49
53
57

57

4S
vII
CJ
vE
5t
vE
57
vE

26

13
18
19

58
66
61

5
o
6

109
138
15.1

36
44
46

25
31

55
67
t7
78
91
82

8

14
14
14

8
8
8

B4
34
B4

3
3

66
66
66

22
22

15
15
15

47
47

60,2

49,7

49,7

49,5

100

100

100

489
100

I
t2I

5
10
11

24

2

43

88

14
22
24

10
16
16

22
34
34

31
44
3ä

160
39,8

245
50,3

250
50,3

247
50,ö

8
L4
14

7
7

lz
25

1
z

43

87

I
15
20

13
18
18

2ß
38

3

115
100

191
100

215
100

2t2
100

74
14

I
4

13
2t

40
5L
oö

7
11.

11
13
72

29

3

91
7S,L

130
68,1

147
68,4

L44
67,9

1

I

Ilrlo
8

72
6

1
2
2

2L
34

6II
2
5
6

I
5

24
20,s

61
31,9

bö
31,6

68
32,L

8

7

6
7I

24
2l
22

47
54

1B
16
19

7
o

10

15
16
18

18
25
z5

2

131
100

151
100

109
100

767
100

b

4I

24
11

8

3

25
13
13

11z
lro
110

4
2
3

6
2
1

t2

1

96

45
29,8

46

45
26,5

2

7

6
2

10
L4

72

41

1
6I
3

I
14
t7

6
22
25

1

2ß,7

106
70,2

L23
72,8

722
73,1

53

24
100

b2
100

55
100

53
100

2+

47

24
100

42
80,8

47
85,5

47
88,7

,0
0

2

10
79,2

8
14,5

6
11,3

1

1
2

1
,_

1I

7

1

2
,_

2

1

t2
zts,7

L4

1
2,4

1
1

2
2

5
5
4

10
12
11

12
I
4

4
4
3

10
I

11

6
4

1

52
100

48
100

4t
100

40
100

2
1
1

1

4

4

I
1I
5
4
1

4
4
3

8
7

11

7
4
4

40
76,5

34
70,8

40
97,6

40
100

1
1

1
1

1

1

72
8
8

1
1
1

1
2

I

1
1

L7
100

15
100

L7
100

77
100

2

5
I
5

I

5
29,4

10
66,7

6

6
35,3

1
1

I
1

t
1
1
1

1
2

1
2

1
1

1Z
70,6

5

11
64,7

11
64,7

7

8

27
100

;

;

I

27
100

:
I

j

19

1

4

2S

100

100

I

L

,_

1

:

I
I

19
2

,_

-L
,_

a

49
77,8

z
66,,7
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einen Abgeordneten keinen Sitz mehr bekommen. Von den 49?
Abgeordneten entfallen auf die

CDU 2I5
SPD 169

91q !?FDP 4L
DP 17

Dazu kommen die 22 Abgeordneten des Landee Berlin, die von
folgenden Parteien gestellt wurden::ä" '1

FDP 2

Freie Deutsc*re Yolkspartei I

DrE STTZVERTEILUNG tM BUNDESTAo 194?,1?53 UND 1957

191? (102 Sitze)

@

1953 (487 Sitze)

1957 (4?7 Silze)

SI I !UNOEsAMI B ?sJ

Die Zahl der Abgeordneten der CDU erhöhte sidr dailurch
ail 222, die der SPD auf IB1, diejenige der FDP auf 43. Nidrt

mehr im 3. Deutsdren BuDdeotag vertreten eind das Zentrum
und der GB/BHE, der 1953 27 Abgeordnete zählte. Die Zahl
der Abgeordneten der CDU/CSU hat sidr ständig erhöht. 1949
entfielen auf diese beiden Parteien 139 oder 34,6 vH aller Sitzeo
1953 aber bereits 243 und einsdrließlidr dee über die Landesliste
Nordrhein-Westfalen der deutsdren Zentrumspartei gewählten
CDU-Abgeordneten 244, wodurdr bei insgesamt 487 Abgeord-
neten gerade die absolute Mehrheit der Sitze im Bundestag
erreidrt war. Weitere 26 Sitze wurden 1957 hinzugewonnen, und
damit eine siüerere Mehrheit von 54,4 vH erzielt, Von den
zusätzlidren Sitzen entfallen 5 auf das Saarland und 21 auf die
übrigen Bundesländer.

Die SPD stellte bei allen drei Bundestagswahlen etwa l/a der
Abgeordneten, für den 3. Bundestag genau 34,0 vH. Sie hat
1957 18 Sitze mehr als 1953 erhalten, von denen 2 im Saarland
und 16 in den übrigen Bunilesländern gewonnen wurden,

Bei der FDP ist ein ständiger Rüdigang ,J.er Zahl der Abge-
ordneten zu beobadrten. 1949 waren es 52 oder 12,9 vH, 1953
trotz Vergrößerung der 1\Iitgliederzahl des Bundestages nur
noch 48 oder 9,9 vH und 1957 trotz Hinzutretens eines Abge-
ordneten aus dem Saarland lediglidr 41 oder 8,2 vH.

Die Zahl der Äbgeordneten der DP blieb mit 17 bei der Wahl
1949, I5 bei der Wahl 1953 rrnd wieder I7 oder 3,4 vH im Jahr
1957 etwa gleic{r.

@

?60

240

?20

200

'i60

160

'140

120

100

80

60

40

20

CDU/CSU WAHLKREIS. UND LANDESLISTENSITZE
DER IM 3. DEUTSCHEN BUNDESTAG

VERTRETENEN PARTEIEN
1949,19s3 UND 19s7

ffi::;::::;'

SPD

DPMI
FDP

0
1gt? 1753 19s7 1?19 r?53 19s7 19s3 19s7

sTAr BuxotsÄMT 5r- I 964

Yon den Abgeordneten der CDU wurden 1957 über zwci
Drittel mit den Erststimrnen in den -Wahlkreisen gewählt. Noch
höher ist der Anteil der Direktmandate mit 86 vH bei der CSU.
Yon den 169 Abgeordneten der SPD waren lediglidt 46 odcr
etwas über ein Yiertel Vahlkreiskandidaten und von den 4I
Abgeordneten der FDP sogar nur einer. Bei der DP beträgt der
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Anteil der -Wahlkreisabgeordneten über ein Drittel. Verglidren
mit 1953 ist die Quote der mit den Ersistimmen gewählten Ab-
geordneten bei der CDU/CSU und der SPD etwa gleidr geblie.
ben; bei den übrigen Parteien hat sie sidr stark verminderr.

3. Die Sitzverteilungl9ST bei anileren
Zuteilungsverfahren

Das d'Hondt'sdre Höchstzahlverfahren verteilt die Sitze nur
annähernd im Yerhältnis der ahgegebenen Stimmen, Dahei
schneiden die grölJeren Parteien etwas besser ab, weil die zu be-
redrnenden Teilungszahlen um so langsamer kleiner werden,
je größer die Ausgangszahl ist. Diese Auswirkungen werden
vermindert, *-enn wie 1957 die Nlöglidrkeit von Listenverbin-
dungen besteht. Diese Möglidrkeit hatte gleidrzeirig zur Folge,
daß auch die Parteien (FDP und DP) noch die für ihre einzelnen
Landeslisten abgegebenen Stimmen ausnutzen konnten, die ge-
ringer warcn, als für ein Xlandat mindestens benötigt wurden.

-Welche Sitzverteilung sich ohne Listenverhindung ergebol
hätte, zeigt Spalte I der Tabelle 42. Die CDU hätte in diesem
Fall (ohne die 3 Überhangmandate in Schleswig-Holstein) 2I4
statt 212, die SPD 170 statt 169 und die CSU 57 stan 55, dafiir
aber die FDP nur 39 statt 4l und die DP sogar nur 14 statt l?
Sitze erhalten. Die grölJeren Parteien haben also
durch die Listenyerbindungen weniger Sitze
und die kleineren Parteien mchr Sitze erhal-
ten als bei eincr Zuteilung ohnc Listenver-
bindungen.

Die CDU hat drrrdr dicse Neuerung je cinen Landeslistensitz
in Nordrhein-Westf alen und Baden-Württernherg wcniger er-
halten; das durdr die Listenverbindungen vcrursachte Minus hei
der SPD bctraf ihrc Landcsliste von Niedorsachsen; die CSfl
hat dadurdr in Baycru 2 Sitzc eingebü|3t. Der FDP fielen die
beiden zusätzlidren Sitze in Nordrhein-Wcstf alen und Baden-
Württemberg zrr, der DP die drci zusätzlichen Sitze in Schleswig-
Holstein, Hesscn und Baden-Württcmberg. Für Schleswig-Hol-
stein, Hessen und Baden-Vürtteurberg hat sidr durch die Listen-
verbindungen die Zahl der Abgeordneten aller Parteien um je
einen erhöht, für Niedersaclsen um einen und in Bayern uin
zwei vermindert.

Würden die Sitze proportional zu den f ür jede Landes-
liste ab ge gebenen Zw eitstimmen verteilt worden
sein (vgl. Spalte II der Tabelle), so würden im Vergleich zur tar-
sächlichen Sitzverteilung CDU und FDP jc ein Mandat und dic
SPD zwei Mandate weniger, die DP drei Mandate mehr als tat-
sädrlidr nadr dem d'Hondt'sdren Yerfahren bel<ommen haben
und audr noch für den SSW ein Sitz angefallen sein. Zieht mrn
dagegen die für die einzelnen Parteien im ges amten Vahl -
gebi et ah ge geb en e\ Zweits timmen zusammen und

verteilt man hierna& die Sitze proportional, so ergibt sidr fol.
gende Verteilung:

CDU zIL
SPD 168
CSU 56
FDP 4I
DP I8

In diesem Falle hätte gegenüber der tatsädrlichen Verteilung
neben der CDU audr die SPD nur einen Sitz weniger und bei
unveränderter Zahl der Sitze für die FDP die CSU und DP je
einen mehr erhalten.

Ginge man von dieser letzteren Berechnungsmethode aus, bei
der gegenüber der erstcren das föderalistische Moment zu-
gunsten einer größeren ,,Gcrcchtigkeit" bei der Yerteilung der
Mandate auf die Parteien in den Hintergrund tritt, so hätte sictr
die mit dem d'Hondt'sdren Sitzverteilungsverfahren notwendi-
gerweise verbundene,.Benadrteiligung" der kleineren Parteien
dank der Listenverbindungen fast nicht mehr ausgewirkt. Das
zeigt sidr audr, wenn man die Zahl der gültigen Zweitstimmen
je l\Iandat für die führenden Parteien, die in die Sitzverteilung
kamen, miteinander vergleicht. Sie betrug 1957 in der Reihen-
folge der benötigten Stimmen für die

CDU 56 016
SPD 56 I87
FDP 56272csu 56965
DP 59 252 und

im Bundesdurdrsclrnitt 56 378.
Danadr nimmt die Zahl der für ein Mandat benötigten Stim-

rnen bei dcn kleineren Parteien zwar z\) der Untersdried ist
jedoch, wenn rnan von der DP absieht, nidrt allzu groß. Venn
das d'Hondt'sdre Sitzvertoilungsverfahren bei Listenverbindung
zrt cincr Sitzverteilung führt, die einer Verteilun5 Hcnau pro.
portional zu den abgcgebcnen Zweitstimmen annähernd ent-
spricht. so ist die Ursadrchierfür allerdings auch darin zu suchen,
dalS durch dic Sperrklauseln der größte Teil der kleineren Par-
teien sdron von vornherein für die Sitzverteilung ausgeschaltet
ist.

Geriugfügige Andcrungen würden sidr bei einer Verteilung
der Sitze proportional zu den für jede Landesliste ab-
gegebenen Zweitstimmen audr für die auf die einzelnen Länder
entfallenden Mandate ergeben, Die Zahl der von Sdrleswig-
Ilolstein, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Bayern und dem Saarland
zu stellenden Äbgeordneten würde sidr um je einen erhöhen, dic
Zahl der Äbgeordneten aus Hesren und Baden-Württemberg
um je einen und aus Nordrhein-Westfalen um drei vermindern.

Eine andere als die tatsächlidre Verteilung der Abgeordnetcu
auf die Länder ergibt sidr audr, wenn man die Vcrteilung der
Sitze auf Bundesebene zwar nach d'Hondt, aber die Veiterver-
teilung auf die einzelnen Landeslisten proportional nach dcn
für die Landeslisten der einzelnen Parteien abgegebenen Zweit-

42, Sitzverteilung bei verschiedenen Bcrechnungsmcthoden
(ohnc Überhangmandate)

I : Sitzverteilung ohne Listenvcrbindungen; II : Sitzvcrteilung proportional zu den für jede Landeslistc abgegebenen Zwcitstimmen; III : Sitzverteilung flir
Bund lach d'.Eondt, auf die Ländcr proportional zu dcu für jede Landcsliste abgcgebenetr Zwcitstimmen.
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I II III
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I II III
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säch-
lich

I II III
Iat-

I II IIIlich lioh lich
Sitze insgesamt

daYon auf Grund der
Stimmen in
§chlesu,ig-Ilolstein .

Ilamburg.
Niedersachsen.
Bremen
Nordrhein-lYestfalen
Hessen.
B,heinland-Pfalz .

Baden-\Yürttemberg
Bayern .

Saarland

494

20
19
61

6
151

46

67
82

8

404

19
19
62

6
751

45
31
66
84

8

4941)

27r)
20
61

6
151

45

66
83
I

494

20
20
60

7
151

46
31
66
83
10

11
7

27
2

20
18

;

2L4

11

27
2

88
20
18
38;

2t7

l1
8

27
2

85
20
18

;

212

11
8

27
2

20
18

;

169

7
I
3

54
19
10
18

2

170

7I

5+
19
10
18
25

2

7$7

7I
22

18
10
18
25

2

169

7I
22

3
iJ
19
10
18

55

5.3 55
2

55

;OJ
2

55

;
JJ

2

47

1
2
+

1l
4

11
4
1

39

1
2
4

10
4

10
4
1

40

1
2
4

10
4

10
4
2

4l

1
2
4
1

10
4

10
4

77

1
1
8
1
2
3

1

7+

1
8
1
2

:

20

1
1
8
1

3
1
1
1

t7

1
1
7
7
2

1
1

1) Einschl. 1 Sitz des SSW.
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stimmen vornimmt (vgl. Spalto III der Tabelle). In diesem trtalle
würde sidr die Zahl der in Hamburg, Bremen und Bayern ge-

wählten Abgeordneten um je einen und die Zahl der im Saar'
land gewählten um zwei erhöhen, während Niedersachsen und
Baden-Vürttemberg je einen und Nordrhein'Westfalen drei Ab'
geordnete weniger zu stellen hätten' Der Grund für diese Ver-
sdriebungen liegt audr hier wieder in der Eigensdraft des

d'Hondt'sdren Yerfahrene, die ,,Großen", d. h. in rliesem Fall
die Landeslisten mit vielen Stimmen zu begünstigen. Dadurch
sind den Ländern mit vielen Stimmen für eine Partei Sitzc zuge'
fallen, die bei rein proportionalcr Verteilung eigentlich aus detr
Landeslisten zu besetzen gewesen wären, auf die weniger Stim-
men abgegehen wurden.

4. Der Erfolgswert der Wählerstimmen
In den Auseinandersetzungen über die Wahlsysteme spielt rlic

grundsätzlit*re Forderung nadr der Glcidrheit de r 'Wahl eiue
erheblidre Rolle. In diesem Zusammenhang ist das Streherr natü
einem gleidren Erfolgs' oder Nutzwert dcr Stimmen von groß'lr
Bedeutung. Bei einem reinen Yerhältniswahlrecht mit Ycrredr-
nung der Stimmen über das ganze Wahlgebiet und ohne jcglichc
Speirklauseln wird die Vahlredrtsgleichheit am besten erreicht'
Diese Beurteilung ist allerdings sehr formalistisch, rrnd cs ist
in der Rechtsprechung der Yerfassungsgeridrtshöfc -- z' B' bei
den Auseinandersetzungen um die Zulässigkeit von Sperrklausoln

- durdraus anerkannt, daß Eilschränkungen der 'Wahlrechts-

gleichheit durch Modifikation des Verhältniswahlre<'hts aus staats-
politisdren Gründen gerectrtfertigt sein könnetr untl zulässig
sind.

Ohne auf diese gruntlsätzlidrcn Ilrörtcrtrngert wr:ilor oirlztr-
gehen, soll in Ergänzung der Ausfühnurgelr urltcr I A 2 untl
II F 3 gezcigt werrlcn, inwieweit einc .Wahlrcchtsglcit'hhr:it

wenigstens sowcit cs tlie für die Sitzvcrtcilrrng I'ast allr:itt arts-

schlaggcbcntlcn Zwcilstintnrcn bctrifft - sdtort lrci dor ßttntlt's-
tagswahl 1957 crrcic]rt v'orden ist ultl itrwiowcit sir: sit'h gcgcrr-
iibcr 1953 verbcsscrt otlcr vcrsdrledrtcrt hat. Dazrr ist für dit:
2. und tlie 3. lJundestagswahl bcredrrret wortlcn, wicvic[ Eiuwoh-
ner, Wahlhercchtigtc und Wiihler im llundesgcbict untl itr den
Ländern auf ein Nlandat entfallen. Die jeweils tlroi tjherhang'
mandate bleiben dabei nnbcrücksichtigt.

Die Entwicklung des V'ahlrechts der 2. untl 3. Bundcstag:-
wahl ist, wie sdron erwähnt, u. a. tlurch folgeudes gekennzeich'
net: 1953 rvurde tlie Zahl der Äbgeordneten für die cinzelnoll
Länder sdron vor der 'Wahl eutspredrend dem Bevölkerungs-
anteil festgelegt. 1957 dagegeu erfolgte zunächst dic Vertcilung
der Sitze auf die Parteien zentral für den Bund; erst in eincrn
zweiten Redrengang sind die Sitze der einzelnen Parteien auf
die Läntler verteilt worden. Ferner ergab sich im Zusammenhang
mit der Yerbindung von Landeslisten gleicher Parteicn die IIög'

li&keit, die beim d'Hondt'süen Verfahren anfallenden Rest-
stimmen besser auszunutzen. Durdr alle diese Neuerungen hat
die Zahl der Einwohner, Wahlberedrtigten und Zweitetimmon-
wähler je Mandat erhebliüe Anderungen erfahren.

Die Zahl der Einwohner je Bundestagsmandat
war 1953 in allen Ländern entspretüend dem bereits erwähnten
Verfahren, die Zahl der Abgeordneten für die Länder schon vor
der Wahl auf Grund der Einwohnerzahl festzulegen, annähernd
gleidr. Sie bewegte sidr zwisdren 97 353 für Hamburg und I00 6I.3
für Rheinland-Pfalz und zcigtc lediglidr bei Hamburg und Bre-
men eine geringe Bevorzugung der kleinsten Liinder. Das gleidre
trifft audr für die Zahl der Wahlheredrtigten je Mandat zrt, mit
dem Unterschied, daß hicr die Zahlen für Hamburg und Bremen
wegen des größcren Bevölkerungsanteils der über 2Ijährigen
höher liegen als in den übriggn Ländern. Dic Zahl der g ü I t i '
gen Stimmen, die f ür cirr Bundcstagsmandat
benötigt wurden, zeigte demgcgenüher eine recht grol3e Streu-
ung um den Bundesdurc*rschnitt von 53 29I. In Baycrn wurden
lediglich 48 226 gültige Zweitstimmen für ein Bundestagsmandat
benötigt, in Hamburg dagegen 58 2I9. Vird die Zahl der Stim-
men je Nlandat für die einzelnen Parteien betrachtet, so
zeigen sich nodr größere Untersdriotle. Einen Sonderfall bildet
das Zentmm, das mit 108 539 Zweitstirnmen in Nordrhein-West'
falcu nur einen Ahgeordnctcrr erhielt und bei dem ein außer-
orderrtlich grolJer Rest nicht ausgenutzt wurde. Selbst wenn mall
von dicscrn Fall ahsieht, so zeigen sich noch Untersdricde, dic
rahczu cntwcder einen halhen oder utngekehrt doppelten Nutz-
wert tler Stiutmcn inr \rcrgleich von Land zu Land hci den Par'
teien ergcbcn.

Äus den Zahlen für dio 3' lJundestags*'ahl ergibt sich zu-
rrädrst, dal3 dic Zahl tler Eint-ohuer j c M and at jetzt sehr
vcrstlricrlcn war. §v"ährend 1953 dcr Untcrschicd zwischcn dem
Nlinirnrrrn untl dcm nlaxirntrtl rund 3300 bctragcn hatte, vergrä-
lJcrttr cr sidr hci tlcr lJ. Ilundcstagsrvahl arrf 33 300. Il Hamlxrrg
liarrr ciu Abgcorrltrr:tcr arrf 93 281 Iiinwohucr, in Scllleswig-Hol'
stoin attf I12 810 untl itn Saarlantl sogar crst auf 126 l-r75' Nidrt
rrrehr tlic Zahl dcr ljinrvohncr urrtl \Yahlbcrechtigter, sondern
ihr wahlpolitisches \rerhaltcn irn allgcrncincl rtnd ihrc Wahl'
heteiligung int besondercn sintl 1957 rnaßgehcnd für die Zahl
der Abgcordneteu. Je höher die Wahlbetciligurrg ist, dcsto gc-
ringer hraucht die Zahl der Einwohner und Wahlbercchtigten
zu scin, clic dern einzclnen Land cincn Abgeordneten im Bundes'
tag sichern. Ilit anderen Worten: Bei der Vahl 1957 ist das

,,Nlitbestimuurlgsrccht der Nicht-Wähler" abgesc}afft und dic
Zahl der Abgeordneten aus den Ländern rvird nicht mehr durch
den Anteil dieser Personen Leeinträchtigt. lron EinflulJ ist jetzt
in kleinerern Umfang der Altcil tler ungültigen Stimmen und
im großen tr'Ialle der Änteil der Wähler, dic ihre Stimmen den
Parteien geben, die nicht in dic Sitzverteilung hommen.

43. Eingohler, §'ahlbereclrtigte und Wähler in den Länderl je trIandat 1953 uud 1957

r) \Yahl 1953: Stantl vom 30. 6. 1953, \Yahl 195?: stand Yom 30. 6, 1957. - 'z) cDU 61 141; CSU 5E äE{.
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giiltij.re

jc llandat (aussclrl, iilx:rltru*rtantlitte)

Schlcs\Yig-]Iolstcin

Eamburg

Nicdersachsen

Brcmen .

Nordrhein-\Yestfalen

IIessctr

Rheinland-Pfalz

Baden-Württemberg

Bayern

Saarland

Bundesgebiet ohne Saarland

Bundesgebiet eiDschl. Saarland

1953
795?
195:J
1957
1953
1957
1953
tg5?
1953
1957
1953
1957
1953
1957
1953
195r-
1953
1957
1953
1957
1953
1957
1957

9B ir42
112 840

97 353
93 2rJ4
99,170

106 289
07 500

109 250
100 051

97 5§Z
90 132
99 385

100 613
106 10ts

99 179
108 069

99 758
111 678

726 5 r-5
99 552

103 820
104 18E

05 562
77 060
73 052
09 750
06 497
72 447
70 160
77 756
60 559
67 225
70 041
69 678
69 140
71 907
67 7L3
72 t60
67 416
75 ?60

82 409
68 432
/T lOJ
71 347

57 990
68 ::l(i1
(i3 ,340
(i2 37it
ir9 011

61 320
69 08i'
59 790
59 471
60 ?30
6224t
59 442
63 Titg

61 158
57 844
66 712

73 697
58 842
62 723
62 901

(i5 ti02
62 ilt'tz
00 7l-r0
li7 2,.r2
('2 728
I-,9 3(i7
66 433
58 032
57 502
58 113
59 2SB
57 270
61 2rl8

58 326
l)l) / DJ
64 313

68 886
56 921
60 400
60 537

5 t (iiri
59 5l'r0
r-rS 219
59 132
ir4 312
l-r5 9ir0
5{ 35rJ
03 91{)
iti 521
5it O:l'i
5i 610
55 116
irB 31ts
58 4tl1
50 939
51 960
{tl 226
57 19S

67 831
53 291
56 188
56 378

t:J o{rJ

5ir (i1.9
$L i52
i3 :139
55 3SJ
41 228
(i0 632

i6 60s
iri §25
ir1 3,c5
56 051
19 523

40 t-i.i1
56 00+

60 118)
51 ,121
,o 1J/
55 587

ir1 11{
i»7 ?ll9
57 (ijl0
5S 73S
j'rl 120
i r- Oi|
{(i 2.J'
(i1 3J+
51 ;119
54 919
53 919
5.1 5EJ
53 032
57 -s20
51 007
ä6 057
+7 370
i5 702
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56 032
ö6 187

61 ,tS6
7ll (ir-r(i
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58 391

54 500

61 511

zr J1z

tg e8z

54 770
40 319
02 123
51 11+
56 150
54 492
(i0 464
55 118
80 034
70 6ri6
7o 70+
49 597

lo zoe
50 050

64 009
59 013
59 252

103 539
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EINWOHNER, WAHLBERECHTIGTE UND WAHLER JE MANDAT ilACH LÄNDERN 1953 U]ID 1957

M A = EinwohnerjeMandat
1957W41?53 B - Wahlberedliste je MandalW C - Zweilslimmen für parteien, die in die Silzverleilung kamen, je Mandat
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Neben dem Unterschied in den Bcvölkerungszahlen je Mandat
haben sidr audr die Unterschiedc bei den Zahlen je Mandat für
die Vahlbercchtigten, die. Zweitstimmen überhaupt und die
gültigen Zwcitstimnren zwisclrerr dcn einzelnen Ländern von
1953 auf 1957 vorgröllert. Ändcrerseits sind die Abwcichungcrr
hci den gültigen Zrvcitstimmcn, dic für dic Parteien, die in die
Sitzverteilung kamen, insgesamt abgcgcbeu wordcn sind und in
stärkerem Umf ange bei dcn Zrvcitstimmen, die die einzclnerr
crfolgreichen Parteicn für cin Nlandat bcnötigtcn, geringer gc.
worden. Für CDU/CSU untl SPD verringerte sich der Untersdricd
rler Stimrnenzahlen, die sie in dcn einzelnen Ländcrn je Mandat
benötigten, r'on 1953 auf 1957 um die }Iälfte. Venigcr günstig
war die Entwicklung hei den kleineren Parteien, brauchte do,:h
z. B. die DP für einen Sitz in Nordrhein-Wcstfalen über 70 000
und die FDP für einen Sitz im Saarland sogar über I00 000 Stim-
men, bei einer durchschnittlichen Stimmenzahl im Bundesgebi'ct
je Mandat von rund 56 000. Der Grund hierfür liegt in den un-
gleidr hohen Reststimrnenzahlen, die sich bei der Sitzverteilung
nach d'Hondt ergebcn. Alles in allem kann man jedoch feststel-
len, daß das bei der 3, Bundestagswahl zur Anwendung gekom-
mene Systern der Sitzverteilung den Wählern, die eine bei der
Sitzverteilung zu berücksidrtigende Partei gewählt haben, eine
erheblich größere Glcidrheit des Erfolgswertes ihrer Stimmen
gebracht hat als 1953.

Bei dcr Wahl zum 3. Deutschen Bundestag am 15. September
1957 haben sich 271{ Personen um ein Nlandat Leworben, dar.
unter 208 Frauen. In den Wahlkreisen stelltel sich 1700 Bewer-
hcr zur Wahl. Auf die Landeslisten cntfielen somit, wcnn rnarr
dic 1059 Wahlbewerher, für die gleichzcitig auch ein Kreiswahl-
vorschlag vorlag, nicht eirrrcdrnet, 1014 Bewerher. Gewählt wur-
den 497 Äbgcordnetc, dazr 22 aus dcrr Reihen dcr Mitglicder dcs
Abgeordnetenhauscs von Bcrtin. Sieht man yon den Fällen ab,

ZWEITSTIMMEN FüR DIE PARTEIEN, @

DIE IN DIE SITZVERTEILUN6 KAMEN, JE MANDAT U53 UND1957
men Tsd. Zweitstimmen

M""
6s

19s7

6o 6o

55 55

50

0

o,Pfri*tr,tnin cDU csu
0SPD FDP DP

sTAr BUNDrsaMr 5r- B 9s6

in denen r\bgeorrlnetc nidrt unmittelbar nach der jeweiligcn
'Wahl, sondern crst durch Ausschciden eines andercn Abgeord-
neten infolge von Mandatsvcrzidrtcn oder Todcsfällen in den
Bundestag kamen, so wurden lB3 oder ctwas mehr als ein Drittel
der Abgeordnetcn zum crsten Mal Mitglicd des Deutsdrcn Bun-
destages; alle übrigen sind sdron zum zwciten oder drittcn l{al
gcwählt. Dio Zahl der sdron zum dritten NIaI Gewählten beträgt
169, und die Zahl derjenigen, die Abgcordnctc im 2. Bundcstag

G. Die personelle Zusammensetzrtug iles 3. I)eutschen Bunilestages

4,.1,. Die alten und neuen Abgcordneten im 3. f)eutschen Bundestag

Einschl. der 22 Abgeordneten von Berli+' Aufgestellt auf Grund der Verzeichnisse der Abgeordneten unmittelbar nach der jeweiligetr Wahl, also ohne Be-rücksichtigung von Nachfolgern. - 
r) Einschl. 1 Abgeordneter der I,Dy in Berlin.
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Äbgeordnete,
die in den ltundestltg
qeu ählt ryorrlen sind

Äbgeordnetc
insgeslmt

daYon nach Parieier
ODU SPD OSU XDP DI'I

lIäll-
ncr

ztt-
saln-
men

Män-
ner

zt-
sam-
men

Män-
ner

zt-
sam-
men

Män-
ner

zu-
sam-
men

IIän-
ner

zt-
gam-
men

Män-
ner

41,-,,^-
zt-

§am-
men

zum erstcnmal
auch 19.19 und 1953
auch 1953, aber nichü 19{9
auch 19.19, aber nicht 1953

168
150
118

5

Abgeordnete insgesamb

15
19

2

183
169
160

7

60
69

2

9 81

72
2

50
04
44I

4
11

6
1

54
75
50

18
11
22

1

I
:

18
L2
24

1

24
8
8

2

1

26
8j

Irl-t l-5')l -lll

4
7
5r)
2

48 519 203 19 222 159 22 181 52 55 40 43 L7r) 1 18r)



45. Abgeordnete des 3. Deutschen Bundestages
nach Alter, Geschlecht, unal Parteien

GeburtB-
jahrgang

Alter am
87.72.7557
in Jahren

Abgeordnete
insgesamt

davon nach Parüeien
CDU SPD I CSU FDP DPI )

ZUSAm-
menlich

werb-
lich

zusam-
men lich

weib-
lich

zusäm-
men lich

weib-
lich

zug&m-
men lich

weib-
lich

zusam-
men lich

rveib-
lich

ZUSäM-
rnen lich

weib-
lich

Anzahl vH Anzahl vH Anzahl vIj' Auzahl vH Anza.hl vH Anzahl vII

1923u. später
1913 bi8 1922
1903 bis 1912
1893 bis 1902
1883 bis 1892
1882u.früller

unter 35
hisunier4S
bisunterSS
bis unter6S

unterTS
75 und älter

Insgesamt

20
92

163
158

36

1

16
t6

6
2

21
99

179
t74
42

4

4,01 8
19,11 27
34,51 7L
33,61 ?78,rl 180,8i 2

1

4
6
5
1

g
29
75
83

4,1
13,1
33,8
3?,4
10,4

1,4

I
36
52
50

"

.
8
8l

ol s,alll 22,?
601 J3,l
581 32,üt3l 7,2-t-

2
l5
18
l4

n
I

2
15
20
t5j

J.O

36,4

5,4

1
11
14
11

I
1

1

1
11
15
72

1

25,6
34,9

7,0

;
8
.6r)

I
-
II

n,l
52,5

?,

47L 48 519 100 203 19 100 159 22 1R] 100 52 5ä 100 40 100 1 7') t" 100

ninschlicßlich rler 22 Äbgcordneten von Rerlin. - 
r) Einschließlich 1 Abgeordneter der tr'Dv in tserlin

waren, 6ogar 329 oder fast zwei Drittel. Sieben Abgeordnete,
die dem ersten Bundestag angehörten, sind erst 1957 rvieder
gewählt worden.

Betraütet man die einzelnen Parteien, so hat die FDP ilen
verhältnismäßig größten Anteil neuer Abgeordneter (mehr als
die Hälfte). Bei der CDU beträgt der Anteil über ein Drittel
bei der CSU genau und bei der SPD und DP weniger als ein
Drittel. Äbgeordnete, die audr 1953 in den Bundestag eingc'
zogen sind, finden sich bei der CDU und SPD relativ etwa gleic{r
viele; während aber von den jetzigen Abgeordneten der CDU
nur 30 vH ununterbrochen seit 1949 dem Bundestag angehört
haben, sind es bei der SPD 42 vH. Die zuletzt genannten vH'
Sätze werdcn allerdings durdr die versdrieden starke Zunahme
der Parteien beeinflußt. Geht man von 1949 aus, so sind die
Unterschiede nur gering. Yon den damaligen I39 Äbgeordneten
der CDU/CSU sind 82 auc*r im 3. Bundestag vertreten, von den
damaligcn 13l Äbgeordneten der SPD 77'

Untcr dcn 497 unmittelbar gewählten Abgeordneten beßnden
sich 43, unter dcn 22 Abgcordneten dcs Landes Bcrlin 5 Frauen'
Der Bundestag setzt sidr demnach aus 471 Männern, aber nur
48 Frauen zusammen, währcnd unter dcn Wählern die Frauen
um 2,3 Millionen übcrwiegen. Im Yergleich z:utn 2' Bundestag
hat sich die ZahI der Frauen um drei Abgeordnete aus urmittel-
barer 'Wahl erhöht. Die Zahl der weiblidren Abgeordneten aus

Berlin ist die gleidre geblieben.
Die meisten weiblichen Äbgeordneten - nämlidr 22 - stellt

sowohl absolut als audr im Verhältnis zur Gesamtzahl ihrer 1BI
Mandate die SPD. Unter den 222 Abgeordneten der CDU befin-
den sich nur 19 Frauen. Der CSU und der FDP gehören jeweils
drei Frauen und der DP eine Frau als Äbgeordnete an.34 der 43
weiblidren Abgeordneten aus unmittelbarer Wahl wurden auf
Landeslisten gewählt, in den Vahlkreisen nur neun, und zwar
drei der CDU, vier der SPD und je eine der CSU und DP.

Voraussetzung für die Wahl zum Abgeordneten ist die Voll-
enilung des 25. Lebensjahres. Jüngere Abgeordnete sind jedoch
selten. Unter 35 Jahre alt sind nur 4,0 vH, zwisdren 35 und 45
Jahren dagegen etwa I9,1 vH, zwisdren 45 und 55 und 55 und 65
34,5b2w.33,5 vH und über 65 Jahre 8,9 vH. Rund zwei Drittel
der Abgeordneten stchen dcmnadr im 45. bis 65. Lebensjahr.
Das jüngste Nlitglied des Bundestages ist der Abgeordnete Bör-
ner, SPD, mit 26 Jahrcn (Wahlkreis I2?). Es folgen der Abgeord'
nete Dr. Stoltcnberg, CDU (Vahtkreis 3), 28 Jahre, sowie dic
Abgcordneten Lohmar und Iven, beide SPD (Landesliste Nord-
rhcin-Westfalen) mit 29 Jahren. Unter 35 Jahre alt sind nodr
weitere I? Abgeordnete, und zwar sieben von der CDU, daruntcr
cinc Frau, sedts von der SPD, vier von der CSU und einer vou
der FDP, Der älteste Äbgeordnete ist Dr. Adenauer, CDU, der
im Wahljahr 195? Bf Jahre alt geworden ist, gefolgt von Frau
Dr. Lüders, FDP, die ?9jährig in Berlin gewählt wurde' §o'wic
von Dr. Pferdmenges und Fran Dr. -W-eber, beide CDU, mit 77
und 76 Jahren. Außerdem sind no& adrt Äbgeordnete über 70
Jahre alt, von denen fünf der CDU, zwei der SPD und einer der
CSU angehören,

Die meisten jüngeren Abgeordneten zählt die SPD, bei der
27,7 vH unter 45 Jahre alt sind. Ebenfalls verhältnismäßig groll
ist der Änteil der unter 4Sjährigen bei der CSU (30,9 vH) und
FDP (27,9 vH). Bei der CDU stehen dagegen nur 17,2 vH in

diesem Alter. Diese weist andercrseits mit 11,8 vH den hödrsten
Anteil übcr 65jähriger auf, der bei der SPD nur 7,2 vH, bei der
CSU 5,4 vH und bei der FDP 9,3 vH beträgt. Die DP hat keinen
Abgeordneten über 65.

@DIE ALTERSGLIEDERUN6
DER A86EORDNETEN II\4 DEUTSCHEN BUNDESIAG 1957 IN VH

Zum Veele[h, 

-A 
tesauf ba! d. €tvö kerun!

MÄNNER

Altersjahn

FRAUEN 75u.mehr

65 -75

55-55

45-55

35-45

25-35

VH

STAT, gUNOESAMT 5?-151?

vH 0

In den Vahlkreisen wurde etwa die gleiche Änzahl von Abge-
ordneten unter 45 Jahren (53) gewählt wie auf Landeslisten (5d).
Über 65 Jahre sind von den-Wahlkreisabgeordneten 22 und von
den Landeslistenabgeordneten 18, während auf die Altersgruppe
der 45- bis 65jährigen 172 Wahlkreis- und 168 Landeslistenabge-
ordnete entfallen. Es besteht also zwischen der Altersgliederung
der Abgeordneten, die in den Vahlkreisen gewählt worden sind,
und den Abgeordneten aus den Landeslisten kaum ein Unter-
schied. Die CDU, SPD, FDP und DP haben die jüngeren Abge-
ordneten in dcn Wahlkreisen wcniger stark herausgestellt untl
ihnen Plätze auf den Landeslisten eingeräumt. Bei der CSU da-
gegen sind alle 17 Abgeorclneten unter 45 Jahren in den Wahl-
kreisen gewählt worden.

Zt d,er Bcantwortung dcr Frage nach der landsmannsdraft-
lidren Zugehörigkcit dcr Äbgeordnetcn stehcn Angaben über derr
Ceburtsort zur Yerfügung, aus denen aber rrur beschränkte
Aufschlüsse gcwonnen werdcn köIrnen.

324 der insgesamt 519 Abgeordnctcn sind in dem Land, in dcm
sie gewählt wurden, auch geborcrr. Die größte Ühereinstimmung
zwischen Land der Wahl und Geburtsort bcsteht im Saarland,
da von den insgesamt acht saarländis«:hen Ahgeordneten nur
einer außerhalb des Landes gebore, ist. Sieht man die im Land
der 'Wahl Geborenen unter Yorbehalt als ,,Einheimisc,he" an, so
ist der Änteil der einheimisdren Abgeordneten weiterhin verhält-
nismäßig groß in Nortlrhein-Westfalen, Baycrn, Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz; verhäItnismäßig klein in Hambuig,
Niedersadrsen, Schleswig-Holstein und Hessen. Unter den sedrs
Abgeordneten aus Bremen befindet sidr überhaupt kein gebür'
tiger Bremer.
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46. Abgeordnete des 3. Deutschen Bundestages
nach dem Land der Geburt und nach Parteien

Der Gebutsort licgü
Abge-

ordnete
insge-
samt

davon nach Parteien

CDU SPD CSU BDP DP')

Im Lantl der lY*hlr) .In einem anderen Land des
Bundesgebietes

In Serlin,)
In der sowjetischcn

Besatzurrgszono
fn den Ostgebictcn des dcut-

schcn Reichs (Stand 31. 12.
1937) z. Z. uDtcr licln(ler
Yerwaltung .

Im Ausland
Nicht festzustcllcn.

fnsgesamt

324

90
1{
29

2tt
25
11

138

49
+

10

1
s
0

106

2(t
7

14

15
8
5

46

1

23

10
1

5

L
1
2

11')

1

Lj
519 181 55 43 18)

Einschließlich dcr 22 Äbgeordneten von Berlin. - 
1) Einschließlich - ,) ohne

die Äbgeordtreten yon Berlin, die in Berlin geboren sind. - s) Einschließlich 1
Abgeordneter der FDY in Berlin.

Den höctrsten Anteil Einheimisdrer stellt mit 84 vH die CSU.
Bei der CDU beträgt der Anteil 62 vIJ, bei der SPD und DI,
59 vH und bei der FDP 53 vH.

Die Fragc, weldrc Ahgeordnete Yertriebene sind, läßt sidr
annäherungsweise aus der Tabelle beantworten, sofern man als
Yertriebene allePersonen ausieht, derenGeburtsort in den untar
fremder Verwaltung stehendcn deutschetr Ostgebictcn oder im
Ausland liegt. Es handelt sit'h dabei um 5I Ahgcordnerc, yon
denen lB dcr CDU, 23 der SPD, 4 der CSII, 2 dcr FDP rrnd
4 der DP angehörcn, Im 2. Bundestag gah cs 81 solchor Abgcord-
neter. Ihre Zahl hat sirfi vor allcrn tlarhrr<'h vcrringert, daIJ dcr
GB/BHE im 1957 gewähltcn Bundcstag nicht mchr vcrtrcten ist.

Eine Gliodr'rung tler Ahgcordncter nadr dcm Beruf hann hir:r
nur auf Grund dcr in den Wahlvorschlägcn cnthaltenen Bcrufs-
oder Stantlcsbczeiclrrungen crfolgcrr. Sio ist dahcr nur schr
unbestimmt, z. T. überhaupt nidrt möglich. Das gilt vor allem
für die häufigen Fälle, in dencn es sidr um Angaben wie Kauf-

m4nn, Gesdräftsführer, oder einen akailemisdren Grad wie Dipl.-
Kaufmann, Dipl.-Volkswirt und dgl: handelt. In der Tabelle 16
ist daher auf eine vollständige Aufgliederung der Abgeordneten
nadr dem Beruf zugunsten einer Auswahl von TätigkeitenT die
ein besonderes Interesse bean6prudlen dürften, verzidrtet worden.

Eine sehr etarke Gruppe unter den Abgeordneten bilden die
6l Landwirte, zu dencn etwa jedes adlte Mitglied dee Bundes-
tagcs gehört. Sic sind besonders stark bei der CDU, FDP und
DP, nodr stärker aber bei der CSU vertreten, deren Abgeordnete
sidr zu cinem Viertel aus Landwirten zusammensetzen. Unter
den 181 Abgeordneten der SPD gibt es nur fünf Landwirte. Einc
anderc großc Gruppe bilden dic 52 Rechtsanwälte, zu denen
hier nodr cinige Äbgeordnete mit der Berufsangabe Wirtsdrafts-
prüfer oder Syndikus genommen worden sind. Anteilmäßig am
stärksten sind die Redrtsanwälte mit l0 von insgesamt 43 Ab.
geordneten bei der FDP vorhanden. Bei der CDU ist etwa jeder
zchnte, bei der SPD aber erst jeder 17. Abgeordnete Redrts-
anwalt. Ungefähr genau so stark vertreten sind die Beamten
des höheren Verwaltungsdienstes, die vor allem bei der CSU
und nicht ganz so stark bei der CDU eine Rolle spielen. Der
3. Bundestag umfaßt $eiterhin 13 Professoren und Dozenten,
und zwar fünf Professoren bei der CDU und sedrs bei der SPD,
2I Lehrer und Studienräte, 5 Arzte und 4 Pfarrer. Auffallenil
ist die große Zahl von Redakteuren, Yerlegern, Journalisten,
Sdrriftstellern usw. (30), von denen allcin 19 der SPD angehöreu.
Handwerksrneister und Arbeiter wrrrden jeweils 17 ermittelt. Bci
der verhältnismäßig großcn Gruppe der Geschäftsführer läßt sieh
nicht feststcllen, ob cs sidr um Geschäftsführer wirtsdraftlidror
Unternehmcl, von §'-irtschaftsvcrLändcn, Parteicn usw. handclt,
Sic wurden in tlcr Tabellc zusammcn rnit dcn Gcwerkschafts-,
Arbciter., Partcisekrctärc» und dgl, ausgcwiesen.

Untcr den 48 weiblichcn Abgeordneten sind 17 Hausfrauen,
und zwar t hei dcr CDU und ? bei der SPD. 6 Fraucn sind Bc-
amte dcs höhercn Ycrrvaltungsdienstes, 4 Lchrerinnen oder
Studienrätinncn, 3 Arztinnen und 2 Rechtsanwältinnen, Sdrließ-
lich sind als Ahgeordrrcte der SPD nodr 3 Fürsorgerinnen zu
erwähnen,

47. Abgeordnete des 3. Deutschen Bundestages
nach dem Berufund nach parteien

Irinschlicßlich dcr 22 Abgcordrtetcn von llcrlin. - 
r) Ilirlschlicßlich 1 Äbgcordnetcr der tr'Dy in ljerlin.

Beruf
Abgeordnete

insgesamt
lnännlichl weiblich

davon nach Parteien
ODU SPD L'S U .T'DP

mtnnlich \Yeiblich männlich \yeiblich mtnnlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich

Äbgeordnete insgesamt
darunter:
Professoren, Dozenten
l-ehrer, Studiemdte , ..
Pfarrer
-Ärzle
Yerwaltungsbeamte

inr höheren Dienst
Bechtsanryälte, \Yirtschafts-

Prüfcr, S)'ndici
Redakte[re, Ycrleger, Journa.

listcn, schri fr steller
Landlvirl c
Ilandworksmcistcr
A rbci tcr
Geschäftsführer, Gewcrkschafts-,

Arbeitcr-, ParteiBekrctärc
rr. tlgl. .

Fürsorgcrinnen
IIausfmuen

477

13
l7

4
2

46

50

61
L7
t7

i

48

4

-
6

2

j
4

t7

203

5I
2
1

2L

22

I
I
5

I

19

I
z

5

1

,

159

6
8
2
1

7

11

18
6
8

72

--

22

I

1

4
3
7

52

j

L2

7

I

:

:

I
1

1

40

=4

1j
:

2

1
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1

j
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I[[. Anhang



A. Wahlbeteiligung unrl Stimmabgabe im Bunilesgebiet

GegeNtand
1 : Ersü-,
2 -- Zweit-
stimmen

Schleswig-Eolstein Hamburg

1953 1s57

Niedersachsen Brernen

1953 1957

Nordrhein-
Westfalen

1953 195? 1953 7957 1953 1057

Wahlbereclitigte .

Wähler .
Wa,h'lbeteiligung .

Ungültige Stimmcn

Gültige Stimmen

Yon den abgegebenen gültigen
Stimmen entfallen auf:

CDU bzw. CSU
Christlich Demokratische

flnion bzrv.
Christlich-Soziale Union

SPD .
Sozialdemokratische Partei

Deutschlauds

X'DP .
tr'reie Demokratische Partei

GB/BEE
Gesamtdeutscher ßlock/BED

DP.
Deutsctre Partei

DRP.
Deuüsche Rcichs-Partei

FU.
Föileralistische Unlotr
(Beyernparüei-Zentrum)

BdD .
Bund der Deutschen, Parüei
f ür Einheit, Friedetr u. tr'rei}Ieit

Mitt€lstand
Deutscher Mittelstand
(U[ioD Deutscher Mittel-

standsnarteien-UDII)

SSW .
Südschleswigscher

\Yählerverbancl

DG.
Deutsche Gemeinschaft

YU.
Yaterländische Union

PdgD.
Partei tler guten Dcuüschcn

DFWG .

Deutsche Friedens-
\Yehlgemeinschaft

.lYGSch 
.

Wählergruppe Schumacher

Sonstige

vH

1vl{
2

vII
1

vII
2

vII

1
vE
2

vH

1
vII

2
vII

1
vE

2
vII

1
YII

2
vII

1
vII

2
vI{

1
VII
2

vIr
1

vII
vII

1
vE

2
vH

I
YE
z

vII
I

vE
2

vfl
1

vII
2

vII
1

vlI
2

VII

1
vH

YH

1
vH
z

YII
1

YII
2

VII
1

vII
2

vH

1 573 480

1 391 768
88,5

37 590

39 706
2,9

1 354 178
97,3

1 352 062
9/,1

1 548 961 1 241 880

1 085 279
87,4

37 601
3,5

25 296

1 047 678
96,5

1 059 983
97,7

1 328 657

1 185 178
89,2

19 098
1,6

30 910
2,6

1 166 080
98,4

1L54259
97,4

L367 225
EE,3

2,4
55 180

4,0

1 334 648
9t,6

L372045
96,0

666 475
49,2

636 570

361 264
26,7

357 798
26,5

51 684
3,8

61 480
4,5

1-45 852
10,8

157 100
1t ,6

45 359

54 170
tl,0

5 893
0,4

12 754
0,9

670 199
50,2

631747
48,1

172 561
30,9

404 595
30,8

67 164
5,0

73 656
5,6

98 511

100 510
8,3

42 54,0

49 339
3,8

8 169
0,6

0 009
0,7

275n6
20,6

389 335
36,7 .

445749
38,2

4B2262
37,4

538 847
46,2

528 645
45,8

105 558
9,1

108 451
9,4

14 950
1,3

76 757
1,5

48 837
4,2

54 t14
4,7

I 369
0,i
I 050
0,8

416 865
39,8

403 410
38,1

186 694
17 ,8

to8 722
t0,3

31 348
3,0

26133
9,5

120 958
1 1,5
62L23

5,0

22L65
2,1

17 101
1,6

'J.752
0,1

0,2

4 190
0,4

4 950
0,4

=180

:

:

=

44 339
3,3

44 585
3,3

33 463
2,5

32262
2,5

289v

27 559
2,0

54 268
5,2

53 159
5,0

4 388 8r8

3894742
8E,7

145 707

114 146
2,9

3 749 035
96,3

3 ?80 596
97,1

I 049 883
28,0

1 330 982

1 162 311
31,0

tt36 522
30,1

308 663
8,2

260 894
6,9

432 646
I 1,5

406 971
10,8

010 275
16,5

449 203
1 1,9

112 037
3,0

L32057
3,5

64220
1,7

63 967
1,7

4 438 885

3 950 248
89,0

122 552
3,1

123 835
3,1

3 827 696
96,9

3 826 413
96,9

1 428 300

1 495 343
39,1

727920L
33,4

1255 20+
32,8

223 527
5,8

226 463
5,9

285

291
,5
163

7,6

503 615

435 936
1t,4

80 662

88 963

L3 444
0,4

13 549
0,4

4 44$
0,1

6 812
0,2

g ooo
0,3

3 075
0,1

3 320
0,1

420 058

367 920
87,4

I 088

71 720

359 832
97,8

350 200
96,8

85 660
23,8

88 456
24,8

141 596
39,4

138 846
39,0

28 16S
7,8

26 77i
7,5

11 317

11 604

63 993
17 ,8

60 464
17,0

10 179
2,8

t0 552
3,0

18 909
5,3

19 ä01
5,5

467 250

414 498
88,?

8 741
2,1

15 898
3,8

405 757
97,9

398 600
96,2

124 688
30,1

L21264
30,4

188 647
46,5

184 003
46,2

5,5
23 311

5,E

7 50L
1,8

8 162
2,0

56 390
13,9
55 118
.13,8

5 230

5 488
1,4

1 176
0,3

L 254
0,3

I 599 109

8 250 961
86,0

256 275

242532
2,9

7 994 686
96,9

8 008 429
97 tl

4 034 990
50,5

3 915 320
48,9

2 609 048
32,6

2 553 014
31,9

683 465
8,5

682 902
8,5

208203

213 951

69 007
0,9

80 034
1,0

5 000,,,

389 913
4,9

563 208
7,0

l0 407 006

I 158 928
88,0

22t 965
2,4

303 657
3,3

8 936 963
97,6

8 855 271
96.,7

4 911 300
55,0

4 813 996
54,4

3 049 317
34,1

2 965 616
33,5

528 307
5,9

55478t
6,3

207 568

221528
2,5

108 509

141 330
1,6

54 469
0,6

57 755
0,7

69 530
O,E

72 563' 0,8

3 897
0,0
I 890
0,1

,3024
0,0
L44L2
0,

805

v

r) Davon: Kommunistische Partei Deutschlands (KPD): 6113tr7:2,2 vE; Bayernpartei (BP): 399 070: 1,5 vE; Gesamtdeutsche Yolkspartei (GVP): 286 465:1,0 vH;
Nationale Sammlung (DNS): 78 356:0,3 vH; Deutsche Zetrtrumspartei (Z): 55 835:0,2 vE; Wähleryereinigung tr'reudenberg ,,parteilos": 15 709:0,1 vH; Schleswig-
Ilolsteinische Landespartei (SELP): 6 269:0,0 yII; Partcifreie Wählerschaft: 1 231:0,0 vE; Notgemeiuschaft Bayerisches Grenzland: 1?3:0,0 vH; Freie Wählei-
schaft Suß: 72-0,0 vII. - 

r) Dayon; f.PD 607860:2,2 vH; BP 465fi47:7,7 yE; GYP 3184?5:1,2 \E; Z 2L7O78:0,S vE; DNS ?0?26:0,3 vH.

-64-



ruril in ilen Länilern 1953 unil1957

Eessen Rheintrnal-Pfslz
BadeD-

WilItt€mberg Bayern §aarland Bunilesgeblet 1:Erst-,
2:Zweit
stimmen

Clegeu-
stand1953

1957

1S53 t957 1953 1957 1953 L95? 1953 1957 1953 1957 ohne mit
Saarland

3 081 ?83

2 072 103
86,7

94 570
ö,o

115 151
4,3

2677 535
96,5

2 556 952
95,7

760 423
29,5

849 125
a3,2

889 040
34,5

862 701

610 534

502 548
19,7

153 882
6,0

163 499
6,4

65228
2,1

70 ?04
2,8

4257

:

104174
4,0

108 375
4,2

3 2t4 858

2 863 002
89,1

102 907
3,6

135 829
4,7

2 760 185
96,4

2727 243
95,3

780

1 064 466
38,6

1 116 494
40,9

L O77 222
38,E

1 037 166
38,0

243 877
8,E

282 872
8,5

149 953
5,4

151 972
5,6

194 419
f,0

148 702
5,5

33 881
1,2

0,1
6 086
0,2

v

=

zL433B7

L842707
86,0

80 662
4,4

67 344

762045
95,6

775 863
96,3

1

I

925 829
52,5

924 932
52,1

493 413
28,0

482 686

22G 874
12,9

214 805
12,1

25 ?14
1,5

2ß2t0
1,5

19 731
1,1

45 0t-3

654
0,0

66 563
3,8

61 926
3,5

2257 025

I 976 225

!E,3
68 008
3,1

7? 220
3,9

1 908 217
96,6

r 899 005
96,1

1 031 349
54,0

1 019 709
53,7

586 tZ4
30,7

578203
30,4

185 300o1
185 288

9,8

25 930
1,4

27 775
1,5

1,4
29 608
1,6

4A 320
2,4

51 350

1
0,
2
0,

467
1
194
I

4 13.1
0,2
4 788
0,3

35ß
0,0

4 636 755

3 710 253
81,E

109 125
2,9

722122

3 601 128
9t ,1

3 588 131
96,7

I 839 014
51,1

1 881 874
52,4

843 299
23,4

825 704
23,0

502 01L
13,0

455 535

193 207

193 532
5,4

42 859
1,2

56 268
1,6

v

178 480
5,0

775 278
4,9

4 857 815

4097 575
84,4

142 818
3,5

189 735
4,6

3 551 757
96,5

3 907 840
I5,4

4977
0,1
6102
0,2

zttt 326
53,4

2067 70L
52,8

1 053 371
26,6

1 009 019
25,8

547 010
13,8

561 538
11,4

171 218

185 214

40 916
1,0

50 050
1,3

19 621
0,5

24 896
0,6

5 770
0,1
I 320
0,2

v

=

608

5 263 At?
85,8

r90 172
3,6

190 261
3,6

5 073 645
96,4

5 073 550
96,4

0 134'820

2+50286
48,3

2 427 387
47,8

L 2L439L
23,9

tL8426Z

369 442
/,3

315 494
6,2

410 016
8,2

417 953

33 359
0,7

43 431
0,9

42 968
0,8

78 102
1,5

v

=

=

2 531

544 652
10,7

606 867
12,0

5 470 347
E7,f

16ß 983
3,1

100 706
3,6

a 240 499

5

5

303 36.1
96,9

273 64t
96,4

3 068 418
57,9

3 015 892

1 332 056
25,1

1 394 811
26,4

25234L
4,8

240 605
4,4

362 45tr
6,8

357 110
4,8

3(' 077
0,7

38 806
0,7

20 304
0,5

24902
0,5

2L2559
4,0

108 210

6 333
0,1

10 675
0,2

t2 620
0,2

4 57L
0,1
4 091
0,1

2250
0,0
5 020
0,1

659 971

589 578
69,3

31 031
5,3

38 487
6,5

558 547
94,7

551 091
93,5

317
0,1

883
0,2

306 355
54,8

300 591
54,5

140 323
25,1

138 309

101 031
18,1

100 080
18,2

I 11.2
0,2
1 460
0,3

3 705
0,7
4 069
0,7

3 140
0,6
't 270
0,6

2 504
0,4

0,4

v

33 120 940

28 479 550
86,0

959 790
3,4

928278

27 5L9760
96,6

27 b51272
96,7

72027 945
43,7

12 443 981
45,2

8 t3t 257
29,5

7 944 943
28,E

2 967 566
10,8

2 629 103
9,ö

1 613 215
5,9

I 616 953
5,9

1 073 031
3,0

890 12S

204 725
0,7

295 739
1,1

44 339
0,2
44 585
0,2

2 531

v
654

1 454 497r)

1 079 780)
6,1

34 ?40 952

30 483 316
87,7

885 649
2,9

I 128 979
3,7

29 597 667
97,1

29 354 337
96,3

14 855 195
50,2

14 707 808
50,1

I 511 346
32,1

I 857 262
31,9

2775 203

2207 05b

L323 524
4,5

1 372 600
4,7

I 058 528
3,6

1 003 213
3,4

237 482
1,0

305 29,1
1,0

295 533
1,0

254 322
0,9

34 82i,
0,1
56 302
0,2

3024
0,0
36 592
0,1

33 463'0,1
82262
0,1

16 093
0,1
16 607
0,1

2250
0,0
5 020

0,0

v
608

v
0,0

35 400 923

3r 072 894
E7,E

916 080
3,0

I 167 466
3,E

30 156 214
97,0

29905 428
96,2

15 161 550
50,3

15 008 399
50,2

I 0ö1 669
32,0

I 495 571
3 1,E

22i6231
7,5

2 307 13ö
7,7

1 324 636
4,4

1 374 006
4,6

1 062 293
3,5

tooT 282
3,4

290 C)22
1,0

308 564
1,0

295 533
1,0

254 822
0,9

3r'329
0,1
58 725
0,2

3 021
0,0
36 592
0,1

33 463
0,1

0,1

16 410
0,1
17 400
0,1

2250
0,0
5 020

0,0

350,!
608

v
0,0

YII
I

vE
VH

1vr
2

VII

1
vII
vE

L
vE

2
Y]I

L

vH
2

VII

1
vII
2

vH

1
vlI
2

vlI
1vlI

vII
1

YII
2

YIT

I
YII
2

YE

1
vE
VII

1
vE
2

VII

1
VH

2
vII
I

vH
z

vH

1vlI
vIl

1
vlI

2
vII

1
vII

2
vII

1
VII

2
vII

Wahl-
berechtigte

\Yähler
Wahl-

beteillgutrg
Ungültige
Stimmeu

Gültiqe
Stimmen

obds-
uülti-

Von den
gebsnon
g0ll srimmol
snlf0llefl oul:
CDU/CSU

SPD

FDP

GB/ßHE

DI'

DITP

l'u

DdD

Mittel-
stand

SS\Y

DG

VU

I'tlgD

DITWG

\YGSch

Sonstigc
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B. Berechnung und Zuteilung der Abgeorilnetensitze fär ilen 3. Deutschen Bunilestag
a) Auf ilie Listenverbinilungen der Parteien entfallenile sitze

tr'ür !) die CDU, ,) die SPD im ganzen Wahlgebiet abgegebene Zweitstimmen.

Teiler Teilungszahl Sitzfolge Tciler Teilungszahl Sitzfolgc Teiler Teilungszahl Sitzfolge Teiler Teilungszahl Sitzfolge

CDU

11 875 339')
5 037 669
3 958 446
2 968 834
2 375 067
I 979 223
I 696 477
1 484 417
1 319 482
1 187 533

I

5
8
0

t2
14
L7
19
20

29
31

38
40
43
44

47
49

55
56
59
62
64
66
67

77

75

79

85
88
90
91

93
97
09

101
102
105
108
111
113
115

1 079 576
080 611
913 487
848 238
791 6E9
742208
698 549
659 741
625 077
593 766

565 492
539 788
516 319
494 805
475 013
456 ? 13
439 827
424 119
409 494
395 844

383 075
371 104
359 858
349 27 4
339 295
329 870
320 955
312 508
304 495
296 883

285 642
282?46
276 L70
269 894
263 896
258 159
252 666
247 402
242 853
237 506

232 845
228 3?L
224 063
219 913
215 915
2t2 059
208 339
204 747
201 276
797 922

Ll7
120
122
725
726
128
L32
134
137
138

194 677
191 537
188 497
785 552
182 697
779 925

141
L44
146
148
150
t52

noch: CDU

67
68
69
70

t'L

74
lo
76

7A
7S
80

81

83
84
85
86
87
88
89
90

0L
92
93
04
95
96
97
98
oo

100

101
102
103
104
105
106
L07
108
109
110

111
712
113
114
115
116
7L7
118
119
L20

777 243
774 637
172 LO6
169 647

155
7fr7
160
161

167 258
164 935
762 6?5
160 47?
r58 337
156254
754225
152247
150 820
148 441

164
166
770
L72
L7B
776
1?8
181
183
185

146 609
741821
143 076
141 373
139 709
138 085
136 498
t84947
133 430
131 948

187
189
1S3
196
197
199
20L
205
207
208

130 498
129 079
727 $9L
126 333
125 003
123 70L
722426
721 L76
119 952
118 753

zLL
zLg
2t6
218
221

228

234
286
240
242
243
245
249
257
254
254

258
260
262
286
267
209
2?L
275
278
275

287
284
286
289
290
29?
295
297
301
303

305

tt? 577
116 424
11529+
114 185
113 098
112 031
110 984
109 956
108 948
107 s57

100 985
106 029
105 091
104 169
103 263
102 373
101 498
100 038

99 792
98 961

721
722
723
L24
725
726
727
128
729
130

98 143
97 338
96 547
95 768
95 002
94248
93 506
92 ?78
92 056
91 348

131 90 651

noch: CDU

732
r3B
134
135
136
137
138
139
110

141
712
143
744
145
146
747
148
149
150

151
752
153
154
L55
156
757
158
159
160

161
762
163
164
165
160
167
168
169
170

89 964
89 288
88 621
87 965
87 318
86 681
86 053
85 434
8.1 823

307
310

314
316
319
321
324
325

81222
83 629
83 044
82 +ß7
81 898
81 337
80 784
80 238
79 700
79 168

328
331

335
338
340
312

349

351
354
356
359
361
364
360
368
370

375

380
382
384
387
390
392
394
396

399
401
403
405
407
410
413
415
418
419

422
425
+27
425
430
434
436
4Jö
441
443

446
448
450
453
454
457
455

78 644
78 L27
77 6L6
77 r72
76 615
76 tzg
75 639
75 160
74 687
74 220

73 759
73 304
72 854
?z 470
71 97t
71 538
71 109
70 686
70 268
69 854

77L
L7Z

174
7?5
176
t7?
178
L79
180

69 446
69 042
68 643
68 249
6? 859
67 473
67 092
06 715
06342
65 9?4

181
182
183
184
185
186
187
188
189
190

191
L92
193
194
195
196
797

65 009
05249
64 892
04 539
64 191
63 845
63 504
63 106
62832
62 501

62174
61 850
61 530
61 213
60 899
60 588
60 280

noch: CDU

198
199
200

201
202
203
204
205
206
207
208
209
270

27L

59 976
59 675
59 376

462
464
465

470
472
474
476
478
481
483
485
48§
489

491
494

59 081
58 788
58 499
58 272
5? 928
57 617
57 368
57 092
56 819
56 549

56 28L
56 015

SPD

1

2

4
Ir

G

7
I
I

10

1l
72
13
74
15
16
17
18
19
20

2L

24
25
2B

28
29
30

31

35
36

39
40

4t
42

4+
45
46
47

9 495 571)
4747 785
3 165 190
2 373 892
1 899 114
1 582 595
1 356 510
1 186 946
1 055 063

949 557

2
4
U

10
13
15
18
2l
24
28

30

39
4t
45
48
50
54
57

60
63
65
08

7{
76
80
84
80

89
92
95
98

100
103
106
110
112
116

r.18
tzl
L24
727
729
133
135

863 233
797 257
7AO 428
678255
633 038
593 473
558 563
527 53L
499 766
474 71-B

452170
431 616
412 850
395 648
s79822
365 214
351 687
339 t27
327 433
316 619

306 308
296 736
287 744
275 28L
27L302
243 745
250 637
249 883
248 476
237 389

231 599
226 085
220827
215 808
ztloLz
206 425
202083
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noch: B' Berechnun*JT 
i#:*Tf,":ä1,:.il:*J":11'::3:::,*"*,l#tschen 

Buudestas

Teiler TeilungszaN SitzföEe Teller Teilungszahl Sitzfolge Teiler Teilungszahl Sitzfolge Teller Teilungszahl Sitzfolge

noch: SPD

48
49
50

51
52
53
54
55
56
5t
58
59
60

61
62
63
64
65
66
ß7
68
69
70

7t
72
1-3

74
75
76
77
78
79
80

81
82

84
85
86
87
88
89
90

91
92
93
94
95
96
97
08
90

100

101
102
103
104
105
106
to7
108
109
110

111
112

757 824
193 787
189 911

139
142
145

186 187
182 607
179 161
1?5 843
172 646
169 563
166 588
163 716
160 941
158 259

t47
151
153
156
15S
162
165
169
171
t74

t77 -

180
182
186
188
192
195
198
200
204

206
209
272
274
277

226
230
233

238
24t
244
218
250

257
259
26t

26ä
268
2io

280

285
288
291

294
296

304
306
308
311
315
317
320

326

155 665
153 154
t501'23
148 368
146 085
143 872
l47 t-2+
139 610
137 616
135 651

133 7.10

131 tl82
130 076
128 318
r 26 607
124 941
123 310
121 738
120 197
118 694

777 229
115 799
11.1 404
113 042
77t 772
110 413
109 144
107 904
106 691
105 506

104 346
708 212
102 102
101 016

99 953
98 912
07 892
96 893
95 914
94 9i5

9{ 015
93 093
92 190
91 303
90 434
89 580
88 743
87 921
87 115
86 323

85 545
84 781

noch: SPD

113
114
115
116
1L7
118
119
120

84 03t
83 294
82 570
81 858
81 158
80 470
7S 794
79 129

329

334
339
341
343
346
350

352
355
358
362
365
367
369
374

378

381
386
388
301
393
39?
400
402
404
409

411
414
477
420
423
426
428
431
4öO

487

440
444
417
445
452
455
458
461
463
466

721

L23
724
725
726
727
728
729
130

78 475
77 832
77 799
76 577
75 564
75 361
?4 768
?4L84
73 609
78 042

131
782
133
134
135
136
137
138
139
1.r0

72 485
71 936
?1 395
70 862
70 337
69 820
69 310
68 808
68 313
67 825

141
742
743
1.1.1

115
116
717
148
149
150

67 344
66 870
66 402
65 941
65 486
65 038
64 595
64 159
63 728
63 303

151
152
153
154
155
156
757
158
159
160

161
762
163
164
165
166
7ß7
168
169

62 884
62 470
62 0$2
61 659
61 261
60 869
60 481
60 098
59 ?20
59 347

58 978
58 614
58 255
57 899
57 548
57 202
56 859
56 521
56 186

177
17t
4?5
479
482
484
487
490
49li

csu

I
2

4
5
6

3 133 0601)
1 566 530
1 044 353

1-83 265
626 672
522176

16

42
51

noch: CSU

8
I

10

447 580
391 632
348 117
313 306

61
69
78
87

06
104
114
L23
131
140
149
158
167
L75

11
t2
13
l4
15
16
1?
18
19
20

281 823
261 088
241 004
223 790
208 870
195 816
t84 297
171 058
164 897
156 653

2l
22

24
25
26
27
28

30

149 193
742 1t7
136 220
130 544
725 322
120 502
116 039
111 895
108 036
101 435

184
194
202
2L0
220
229

247
255
264

31

34
35
36

38
39
40

101 066
97 908
91 941
92 148
89 516
87 029
81 6 r-?

82 448
80 334
78 326

272
282
292
300
309
318

336
344

363
371
379
389

406
416
424
433
412

41
42
43
44
45
46
47
48
49
50

51
52

54
55

76 416
?4 596
72867
7t 205
69 623
68 110
66 660
65 272
63 940
62 661

61 432
60 251
59 114
58 019
56 964

45t
460
469
177
4il6

FDP

1
2

4
5
6
?

8
I

10

11
72
13

2 307 135')
1 1ir3 567

769 0r5
576 ?83
461 427
384 522
329 590
288 301
256 348
230 713

11
22
35
46
58
70
öö
91

107
119

130
L43
154

209 739
L92 267
777 171

noch: FDII

14
15
16
t7
18
19
20

27
22

21
25
2ß
27
28
,o
30

31

34
ö,

38
39
40

4l

16+ 795
153 809
144 195
135 713
728 174
LzL 428
115 356

168
779
190
203
275
227
239

109 863
104 869
100 310

96 130
92285
88 735
85 449
82 39?
?9 556
76 904

263
276
287
298

348
360

383
395
408
421
482
445
456
468
480

492

2o
OJ

81
109
186
163
191
279
?46
274

302
330

385
4t2
439
467

74 423
72 097
69 913
67 856
65 918
64 087
62 355
60 714
59 757
57 678

5627t

DP

1
z

5
6
7
8
o

10

11
72
13
14
L5
16
t7

L007 2823)
503 641
335 760
25t820
207 456
167 880
143 897
125 9L0
111 920
100 728

9t 57L
83 940
77 483
71 948
67 752
a2955
59 257

ssw

1 32 2624)

Ergebnis iler Berechnungen

Gesamtzahl der nach den Zweltstim-
m€n zustehenden Sitze:

(jeweils der letzte Teller außer SS\tr)

CDU: 2L2
SPD: 169
CSU: 55
FDP: 4L
DP: LT
SSW:

Insgesamt: 494

tr'iü r) tlie CSU, '!) <Iie FDP, 3) die DP, ') den SSW im ganzen Wahlgebiet abgegebene Zweitstimmen.
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noch: B. BerecLnung und Zuteilung der Abgeordnetensitze für den 3. Deutschen Bundestag
b) Verteilung der auf die Lietenverbindungen cntfallenden Sitze auf ilie Landeelisten der Parteien

T)ie crsten Teilungszahlen bei.jeder f,andeslisbe (LL) bedeuten die Gesamtzahl der für eine Landeslisbe abgegebenetr Z\yeitstimmen. Der jeweils letzte Teiler
bezeichnet die Gesamtzahl der Sitze naoh den Zwcitstimmcu für eine Landesliste.

Teiler Teilugszahl §itrfotge Teiler Tcilungszahl Sitzfolge Teiler Teilungszahl Sitzfolge Teiler Teilungszahl Slizfolge

,CDU
(zu Yer0eilcn sind 212 Sitzc)

f,L Schlcswlg-Holstein
1
2

+
5
6
7
8
I

10
t1

631 147
3L5 5?3
2L0382
L57 78ß
126 229
105 191

90 163
78 893
70 727
63 114

I,L Eamburg
432 262
216 131
141 087
108 065

86 152
72 043
6t ?5L

15
34
52

90
109
128

165
183
203

1

2

4
5

0

24
50
?9

106
133
160
r88

5
12
2l

36
44
51
59
67
75
84
91
98

108
116
122
131
139
148
L54
162
L7l
178
166
196
202
277

LL Nicdcrsachsen
1

2

4
5
6
7

I
I

10
11
12
13
74
75
16
t7
18
19

21
22

24
25
26
27

I 495 343
7+7 671
498 4{7

299 068
219 223
213 620
1E6 9r.7
166 140
149 534
135 9.10

124 611
115 026
106 810

99 689
93 458
87 961
83 074
?8 702
74767
7t 206
67 970
65 014
62 305
59 813
57 513
55 383

I
2

f-L Bremen
72t264

00 632
95

193

LL NordrhcirF\YcstlalcI
1

2

4
5
6

8
I

10
11
12
13
14
1-D

16

4 813 996
2 406 998
1 601 665
1 203 499

062 799
802 332
687 778
601 7{9
534 888
481 390

401 166
370 307
343 856
320 933
300 874

1
2
4
6

10
11

13
10
18
22

26
29
30

öD

rloch: CDU
noch: Nordrhcin-Wcstfalen

77
18
19
20
27
22

25
26
27
28
to
30
31

38
39
40
4t
42

44
45
4o
47
48
49
50
51
52
53
54
55
56
57
58
59
60
61
62
63
64
65
66
a7
68
69
70
77
72

7+
75
76

78
?9
80
81
82
83
84
85
86
87

283 176
267 444
253 368
240 699
229 237
218 818
209 304
200 583
192 559
185 153
778296
171 928
165 999
160 466
155 290
150 437
145 878
141 588
t37 542

130 108
120 684
123 435
120 349
tt? 474
114 018
111 953
109 400
toogi7
1.04 652
702 425
100 291

98 244
96279
9+ 392
s2 576
90 830
89 148
87 527
85 904
84 456
82 999
81 503
80 233
78 9t7
77 645
76 4tZ
75 2t8
74 061
72 939
71 850
70 794
60 768
68 771
67 802
66 861
65 045
05 054
64 186
63 342
62 519
67 7L7
60 936
60 174
59 432
58 707
57 999
5? 309
56 6ts5

55 976
55 333

38
40
43
45
46
49
Dö

56
57
01
63
64
68
69

74

80

85
86
89
93
96
97
99

702
104
107
110
772
116
717
119
L20
tz5
127
130
732
134
138
140
142
143
146
150
75L
153
156
158
161
164
167
168
L72
173
7i5
L77
180
182
184
189
191
194
L97
200
20L
204
207
208
272

noch: CDU

f,L IIessen
I 116 494

558 247
3?2 764
279 123
223298
186 062
159 499
139 561
721054
111 619
101 499

93 041
85 884
1-9 749
74 132
69 780
65 676
62 02?
58 762
55 824

1

4
5
6
7

8
9

10
11
72
13
14
75
16
L7
18
19
20

1
2

4
5
0

8
I

10
11
12
13
t4
75
16
77
18

1
2

4
5
6
7
8
o

10
11
72
13
L4
15
16
t7
18
19
20
2t

24

26

28
29
30

7
77
28
39
48
60
70
81
92

103
114
723
136
L14
155
166
t76
187
199
209

I
20

42
55
ut)
78
88

101
113
t24
L37
119
159
170
181
19ä
206

LL Rheinlarcl-Pfalz
I 019 709

509 854
339 003
254 927
203 011
169 951
74s 6?2
727 463
113 301
101 970

92 700
8+975
78 439
72 836
67 980
63 731
59 982
56 650

LL Badcn-l\'ürttembcrg
2 061 701
1 030 850

687 233
5t6 425
4L2310
343 616
291 528
25? 7L2
229 O77

206 170
1E7 427
171 808
158 592
71? 2(i1
137 446
12S 856
7212?t)
114 538
108 510
103 085
98 170
93 713
89 639
85 904
82 468
79 296
76 3ä9
73 032
71 093
68 723

8
t4
L9

31

41

51
58
65
7t
1$
83
87
94

100
10ö
111
118
721
129
135
141
745
752
151-

163
169

noch: CDU

noch: Baden.Wärttemberg
31

33
34
öo
36
37

1
2
3

66 500 I ttE
6442a I rzs
a2475 I rss
60 oB8 I ßz
58 eo5 I rss
67 z6s I zos
65721 | zro

LL Saarland
183 423
91 711
61 141

62
t26
190

SPD
(zu vertei.len sind 169 Sitze)

LL Schlesrvlg-Holstein
1
2

1
5
6
7

404 595
202257
134 865
101 148
80 919

' 67 4'n2
67 795

LL Eamburg
528645
28432?,
77A 2L5
132 161
705 729

88 107
75 520
66 080
58 738

20
4L
66
89

r.13
135
161

13
31
40
68
85

103
72L
139
L57

10
19
26
34
39
48
55
64

79
86
93

L02
109
116
L2+
131
140
148
751
163

1
2
3

5
6

I
9

LL Niedersachsen
1
2
3
4
5
6

8
I

10
11
t2
1.3

1.1

t5
16
77
18
19
20
2t

1
2
3

I
2

1
5
6
7

8

L255204
627 602
418 401
313 801
251 040
209 200
775 3L+
156 900
139 467
725 520
114 109
104 600

96 554
89 05?
83 680
78 450
73 835
69 733
66 063
62760
59 771
57 054

LL Brcmen
I 184 oos II ozoor II orar+ I

I,L Nordrliein-Westfalen

47
99

150

2 965 616
1 482 808

988 538
741 40+
593 123
494269
423 650
370 702

1

z

8
11
16
18
2L
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noch: B. Berechnung und Zuteilung der Äbgeordnetensit?,e fär den 3. Deutschen Buudestag
noch: b) Verteilung der auf die Lietenverbindungen entfallenden Sitze auf die-Landeelisten der Parteien

Die ersten Teilungszahlen bei jeder Lantlesliste (LL) bedcuten die Gesamtzahl der für eitre Landesliste abgegebcnen Zweitsbimmen. Der jeweils letzte Teiler
bezeichnet die GesaDtzehl der Sitze nach den Zweitsiimmen für eine Landesliste. - Ohne r) Bremen und ') R heinland-Pfalz, 3ayertr und das Saarland, wo auf die
Zweitstimmen für die Landeslisten der FDP bzw. der DP kein Sitz mehr zugeteilt werden koDnte.

Teiler TellungBzahl Sitzfolge Teiler Teilungszahl Sltzfolge Teiler Teilungszahl Sitzfolge Teiler Telluagszahl Sitzfolge

Doch: sPD
noch : Nordrhein-West falen

I
10
.11

13
t4
15
16
17
18
19
20
2t
22

24
25
26

28
29
30
31

34
35
36

39
40
4L
42
43
44
46
46
47
48
49
50
51
52
53
54

1

3
4
5
6
7
8
I

10
11
t2
13
14
15
16
t7
18
l9

3ZS 572
29660L
260 601
247 lB4
228124
211 829
ts7 707
r.86 351
174 448
L64 750
156 085
148 280
141 219
t34 800
128 930
123 5ß7
118 624
714062
100 837
105 914
702262

98 853
95 665
92675
89 867
87 224
84731
82 378
80 151
78 042
76 041
?4 t40

70 609
68 967
67 400
65 902
64 469
63 098
61 783
60 622
69 3t2
58 149
57 031
55 955
54 918

I,L Eessen

r 037 166
518 5E3
345 722
259 29L
207 433
172 861
148 166
729 64b
7t5 240
103 716
94287
86 430
79 78?,
74 083
69 144
64822
61 009
57 620
54 587

25

30
JD

38
44
46
50
5{
56
68
62
07
70
74
75
80

84
88
92
95
98

101
104
707
111
114
717
120
L22
126
129
134
136
141
143
146
149
153
156
158
164
166
108

5
74

40
52
59
69
78
87
96

106
115
123
133
L42
151
r62
169

L2
28

LL Itheinland-Pfalz
1
2

578 203
289 101

noch: SPD

noch: Rheinland-Pfalz

+
5
6
7
8
9

l0

1

4
5
6

I
I

10
11
L2
13
l4
75
10
L7
IE

1

4
5
6

8
I

10
11
12
13
l4
15
16
t7
18
10
20
ZL
22

24
2l

tsz734
L44 550
115 640

96 367
82 000

64244
57 820

46
60

g4

110
t27
L4+
160

I,L Daden-Württemberg
1 009 019

504 509
336 339
25225+
201 803
168 169
744 t45
12672?
112 113
100 901

9L 729
84 084
77 6L6
72 072
67 2ß7
63 063
50 354
56 056

LL l3ayern
1 394 811

697 405
464 9:17

348 702
278 9A2
232 468
199 258
L74351
154 979
139 481
126 801
Lt6234
707 298

99 629
92 987
87 L75
82 047
77 489
73 4Lt
69 740
66 419
63 400
60 6{3
58 117
55 792

LL Saarland
138 309

69 154

o
15
24

42

61

81
90

100
108
118
128
LBt-
747
155
165

I
t7
22
29
36
43
51
67
63
7L
7o
83
01
s7

105
772
119
725
130
138
L45
752
159
167

65
132

1

CSU
(zu verteilen sind 55 Sitze)

LL Bayern
3 0t5 892
1 507 946
L005 297

7öB 973
603 178
502 648
430 841
376 986

1
2

4
5
6
7
8

1

4
5
o
7
8

noch: CSU

noch': LL Bayern
0

l0
l1
72
13
74
15
16
L7
18
19
20
2t
22

26

28
29
30
31

34

öo

38
39
40
4t
42
43
44
45
46
47
48
49
50
51

53

835 099
301 589
274172
26L324
231 991
215 420
201 059
188 493
777 +05
167 549
158 731
150 794
143 613
137 086
131 125
125 662
120,635
115 905
111 699
107 710
103 996
100 529

s7 286
s4246
91 390
88 702
86 168
83 774
81 510
79 365
77 330
75 397
73 558
71 806
70 737
bs ona
67 010
65 5ß2
64 167
62 831
61 548
60 317
59 135
57 997
50 903

I
10
11
t2
13
14
15
10
L7
t8
l9
20
2l

23
24
25

28
29
30
31

34
JD

36

38
39
40
4L
42
43
41
45
46
47
48
49
50
51

54
55

26
53

1

LL Saarlend
117 168

58 584

FDP)
(zu Yerteilen sind 41 Sitze)

I,L Schleswig-Eolsteiu
1 | 23656 I zs

1
2

LL Eamburg
I 108 rsl I rg
I stzzs I ,,
LL Niedersachsen

I 22646t I zI rrs zar I rs
I zs+sz I ,,
| 56615 I 36

Ll Nordrhcin-11'cstfalen

I
2

4

1
2

4
5

554 781
277 390
184 92i
138 695
110 956

2

10
t2
t7

Doch: FDP
troch: Nordrhoin-Westfalen
6

8
I

10
11

s2463
75254
69 347
61 042
65 478
60 434

25
30
83
88
4L

6
74
26
öo

0

1

8
11
16
20
2+
2S

31

40

5
13

34

19

1

3
4

LL Eessen

232872
116 436

77 624
58 218

LL Rheinland-Pfalz
1

3

I85 2E8
szo44
61762

I,L Baden-\Yihttemberg
1

4
6
6

8
I

10
11

561 538
280 769
187 179
140 384
112 307

93 589
80 219
70 192
02 393
50 153
51 048

LL Bayern
240695
720 347

80 231
60 173

I,L Saarland
100 080

1
2

4

1

DPT)
(zu Yerteilen sind 17 Sitze)

I,L ScNeswig-Eolstein
1 I 4e33e I tz

LL Eamburg
1ls4r44lr+

LL Niedersachsen
1
2

4
5
o
7
I

435 936
217 968
115 312
108 984

87 187
72 656
62276
54 492

LL Breuren
55 r18

1

2
4
6
7
I

11
13

1 Irz
LL Northheln-\Yestfalen

1 I 141 330 I

I zooos I

5
10

8
16

15

1
2
3

LL Eessen

t48 792
74 396
49 597

lL Baden-\Yürttemberg
1 50 050
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noch: B. Berechnung und Zuteilung
derAbgeordnetensitze für den 3. Deutschen Bundestag

c) Verrechnung der durch die Erstetimmen
erhaltenen Wahlkreiseitze mit den Sitzen nach den Zweitstimmen
1 : Sitze nach den Zweitstimmen (BerechDung a und b)
2 : Sitze nach den ErststimmeD (\Yahlkreissitze)
3 : aus den Landeslisten zu besetzende Sitze (1 minus 2)
4 : Sitze insgesamü (2 plus 3)

r) Einschl. 3 ,,Überhangmandat€", da die CDU in Schleswig-Ilolsteitr in den
\Yahlkreisen 3 Sitze mclu erhalten hat als ihr Dach den Zweitstimmen überhaupt
zustanden.

Land
Parteien, die Sitze erhalten haben

CDU SPD C§U FDP DP insge-
samt

Schleswig-Holstein 1

3

4

11
14

t4r)

7

-
1

1

I

I
1

I

20
t4

9

23t)

Hambug 1
2

4

1
6

7

I
7
2

9

,
I
I
I
I
5

I

l9
8

11

l9
Niedersachsen 1

2

4

27
27

0

27

22
8

14

4

4

4

61
34

6l
Bremen 1

4

1
3

1

1

1

2

2

2

6

754
66
88

I54

46
22
24

46

6

Nordrhein-\\'estfalen 1
2
3

4

87

s4

87

54
13
41

54

11

11

11

Hessen 1

4

20
11

0

20

19
10I
19

4

4

4

1
2

3

Rhe inland-Pfalz 1

4

18
12

6

1E

10

1

10 3

31
15
16

31

Iladen-\Yürttemberg 1
2

4

5

37

18
1

L7

18

1l
t1

ll

1

1

1

67
33
34

67

Bayern I
2

4

25

25

25

cd
47

6

53

4

4

4

82
4?
35

82

$aarland 1

3

4

1

3

4

3

2
1
1

2

2

1
1

I

8
5

Wahlgebiet insgesamt 212
t47
68

2L5t\

169
46

tz3
169

55
47

E

5i

4L
1

40

4L

t7
6

11

L7

494
247
250

4971)
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